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Kurzfassung .. Abstract ... Resurne 

Polizeiliche Verkehrsüberwachung 

Die meisten Verkehrsunfälle sind darauf zurückzu­
führen, daß Verkehrsregeln nicht beachtet wurden, 
wobei Verstöße unter Alkoholeinfluß und bei nicht 
angepaßter Geschwindigkeit am häufigsten sind. 
Zur polizeilichen Verkehrsüberwachung gibt es auf 
internationaler Ebene zahlreiche Studien, die sich 
neben den o.a. Themen verstärkt mit der Effektivi­
tät und Effizienz von Überwachungsstrategien zur 
Einhaltung der Gurtbenutzung und zum richtigen 
Verhalten an Kreuzungen mit Lichtsignalanlagen 
befassen. Die Zahl der Veröffentlichungen auf 
diesem Gebiet nimmt stetig zu. Ziel der vorliegen­
den Literaturübersicht ist es daher, die Ergebnisse 
neuerer Untersuchungen, die im deutschsprachi­
gen Raum weniger bekannt sind, zu dokumen­
tieren, systematisch aufzuarbeiten und zu bewer­
ten. 

Zunächst stellte sich die Frage, ob und inwieweit 
polizeiliche Überwachung zu einer Anpassung des 
Verhaltens der Verkehrsteilnehmer an die gelten­
den Verkehrsregeln führt. Da die meisten Strategi­
en der polizeilichen Überwachung auf Abschrek­
kung gerichtet sind, werden diese unter Berück­
sichtigung der subjektiven und objektiven Entdek­
kungswahrscheinlichkeit, Höhe und Art der Sank­
tionen sowie der Unmittelbarkeit, mit denen diese 
auf die Tat folgen, untersucht. Aufbauend auf den 
gewonnenen Erkenntnissen werden repressive 
Verkehrsüberwachungsmaßnahmen in ihrer Effek­
tivität und Effizienz bewertet. Daneben werden die 
Relevanz der Gesetzgebung, die Akzeptanz von 
Verkehrsregeln und von Überwachungsmaßnah­
men und die Öffentlichkeitsarbeit im Kontext der 
Verhaltensbeeinflussung dargestellt. 

Vor dem Hintergrund des zunehmenden Stellen­
wertes der kommunalen Verkehrsüberwachung 
wird ein besonderer Schwerpunkt auf diese Form 
der Überwachung gelegt. Anschließend werden 
Belohnungsstrategien als alternativer Maßnah­
menansatz kritisch hinterfragt. 

Monitaring of traffic by the police 

The majority of road accidents can be attributed to 
the fact that traffic rules were not observed where­
by driving under the influence of alcohol and at an 
inappropriate speed are the most frequent causes. 
At international Ievei there are numerous studies 
on the monitoring of traffic by police. ln addition to 
the above-mentioned themes, these studies in-
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creasingly examine the effectiveness and efficien­
cy of monitoring strategies for the observation of 
the regulations on the wearing of safety belts and 
the correctness of behaviour at intersections with 
traffic lights. The number of studies in this area is 
increasing all the time. The objective of the present 
study of the Iiterature is therefore to document, 
work up in a systematic manner and evaluate the 
results of the more recent of these studies, which 
are known to only a limited extent in the German­
speaking countries. 

The question that had to be addressed first was 
whether and, if so, to what extent monitaring by 
the police Ieads to road users dapting their beha­
viour to bring it into conformity with the valid traffic 
regulations. Since most strategies of monitaring by 
the police are based primarily on deterrence, these 
have been examined with the taking into account 
of the subjective and objective assessment of the 
probability of being caught, of the Ievei and type of 
sanctions imposed and of the immediacy with 
which these follow the infringement. On the basis 
of the findings obtained in this way, repressive 
monitaring measures have been evaluated in 
terms of their effectiveness and efficiency. ln addi­
tion the relevance of the applicable legislation, the 
acceptance of the traffic regulations and of the 
monitaring measures by the general public and the 
effectiveness of public relations work in the area of 
the influencing of traffic behaviour are presented. 

ln view of the increasing importance being 
attached to the communal monitaring of traffic, 
particular attention is paid to this form of monita­
ring. Finally the question of reward-based strate­
gies as an alternative approach are critically ex­
amined. 

Surveillance de Ia circulation par Ia police 

La plupart des accidents de Ia route se produisent 
parce que Ia n§glementation routiere n'est pas 
respectee, les infactions en etat d'ivresse et les 
infractions a Ia reglementation sur Ia vitesse etant 
les cas les plus frequents. La surveillance de Ia 
circulation par Ia police est abordee au niveau 
international dans de nombreuses etudes qui 
s'appliquent non seulement aux themes deja men­
tionnes mais aussi a l'efficacite et a l'efficience de 
strategies de surveillance en ce qui concerne le 
port de Ia ceinture de securite et le comportement 
aux carrefours a feux. Le nombre des publications 
en cette matiere est sans cesse en croissance. 
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L'objectif de Ia pn§sente compilation bibliographi­
que est donc de documenter, d'analyser systema­
tiquement et d'evaluer les resultats de nouvelles 
etudes moins repandues dans les pays de Iangue 
allemande. 

D'abord, il s'est pose Ia question de savoir si et 
dans quelle mesure Ia surveillance par Ia police 
conduit en effet les usagers de Ia raute a se com­
porter conformement a Ia reglementation routiere 
en vigueur. Etant donne que Ia plupart des 
strategies de Ia surveillance palieiere est basee sur 
le principe de Ia dissuasion, l'etude de ces 
strategies tient campte de Ia probabilite subjective 
et objective d'etre pris, de Ia nature et de 
l'importance des sanctions et de l'immediatete 
avec laquelle les infractions sont suivies de sancti­
ons. Sur Ia base des constatations de cette analy­
se, des mesures de surveillance de Ia circulation a 
caractere repressif sont evaluees quant a leur 
efficacite et leur efficience. II s'y ajoutent des in­
formations sur Ia pertinence de Ia legislation, sur 
l'acceptation de Ia reglementation routiere et des 
mesures de surveillance ainsi que sur le röle des 
relations publiques dans le contexte de l'influence 
exercee sur le comportement des· usagers de Ia 
raute. 

Cette etude s'interesse en particulier a Ia surveil­
lance de Ia circulation au niveau communal, vu que 
cette forme de surveillance gagne de plus en plus 
en importance. Ensuite, les strategies basees sur 
Ia recompense - une approche alternative - font 
l'objet d'une discussion critique. 
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1 Einleitung 

Die meisten Verkehrsunfälle sind ursächlich auf ein 
Nichtbeachten geltender Verkehrsregeln zurückzu­
führen. Hierbei sind insbesondere überhöhte bzw. 
nicht angepaßte Geschwindigkeit und Alkohol­
einfluß als Hauptursachen zu nennen. Um ein 
höheres Maß an Verkehrssicherheit zu erzielen, ist 
es somit erforderlich, auf Änderungen im Verhalten 
der Verkehrsteilnehmer hinzuwirken. 

Im Zusammenspiel mit anderen Maßnahmen zur 
Erhöhung der Verkehrssicherheit kommt der poli­
zeilichen Überwachung zur Gewährleistung der 
Beachtung geltender Regeln eine große Bedeu­
tung zu. Dabei hat die polizeiliche Verkehrsüber­
wachung das Ziel, den Verkehr zu sichern und und 
zu erleichtern sowie Unfälle zu verhindern 
(RUCKRIEGEL 1987). Als wesentliche Tätigkeiten 
der Polizei sind hierbei die Verkehrsüberwachung, 
die Verkehrserziehung sowie die Verkehrsregelung 
und -Ienkung zu nennen. Vorrangig besitzt die poli­
zeiliche Überwachung präventiven Charakter, d. h., 
daß die Überwachungstätigkeit darauf ausgerichtet 
ist, die Regeleinhaltung zu verbessern und Unfälle 
zu verhindern. Aber sie beinhaltet auch eine re­
pressive Komponente, indem bei Verkehrsbeob­
achtungen Verstöße entdeckt und sanktioniert 
werden. 

Im Bereich der polizeilichen Überwachung existiert 
auf internationaler Ebene eine umfangreiche An­
zahl von Studien, die sich mit Überwachungsstra­
tegien in den Bereichen Alkohol, Geschwindigkeit, 
Gurte sowie Kreuzungen mit Lichtsignalanlagen im 
Hinblick auf Effektivität und Effizienz befassen. Die 
Zahl neuer Veröffentlichungen zu dieser Thematik 
nimmt dabei stetig zu. Ziel des vorliegenden 
Berichtes ist es, die Ergebnisse vornehmlich neue­
rer Untersuchungen systematisch aufzuarbeiten 
und zu bewerten, um die enthaltenen Erkenntnisse 
für die Ableitung von Maßnahmen, aber auch von 
weiterem Forschungsbedarf auf diesem Gebiet 
nutzbar zu machen. 

Sollen Überwachungsstrategien in ihrer Effektivität 
beurteilt werden, so sind zunächst verhaltensrele­
vante Faktoren für die polizeiliche Überwachung 
herauszuarbeiten. Aus diesem Grund werden in 
Kapitel 2 Aspekte der polizeilichen Überwachung 
im einzelnen behandelt sowie ihr Zusammenwirken 
hinterfragt. Dies bezieht sich auf die Gesetz­
gebung, das Konzept der Abschreckung, die 
Akzeptanz von Verkehrsregeln und Über-
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wachungsmaßnahmen sowie die Öffentlichkeits­
arbeit. 

Vor dem Hintergrund begrenzter personeller wie 
finanzieller Ressourcen werden aufbauend auf den 
Erkenntnissen verhaltensrelevanter Komponenten 
in Kapitel 3 verschiedene Strategien repressiver 
Verkehrsüberwachungsmaßnahmen in ihrer Effek­
tivität und Effizienz diskutiert und bewertet. 

Hieran anschließend wird der Frage nachgegan­
gen, ob Belohnungsstrategien erfolgversprechende 
Alternativen zu repressiven Maßnahmen darstellen 
können. Vor dem Hintergrund theoretischer Über­
legungen werden die Ergebnisse verschiedener 
Studien bewertet. 

2 Grundaspekte polizeilicher 
Verkehrsüberwachung 

Inwiefern die polizeiliche Überwachung zu einer 
Anpassung des Verhaltens an die geltenden Ver­
kehrsregeln führt, ist in Abhängigkeit einer Vielzahl 
von Faktoren zu sehen. So definiert zunächst ein­
mal die Gesetzgebung auf der einen Seite den 
Rahmen legaler Handlungsweisen der Verkehrs­
teilnehmer und auf der anderen Seite aber auch 
den Handlungsspielraum der Überwachungs­
instanzen. 

Da die meisten Strategien der polizeilichen Über­
wachung sich auf die Anwendung der Doktrin der 
Abschreckung beziehen, ist es angebracht, wich­
tige Komponenten dieser Strategie herauszuarbei­
ten und in ihrer Wirksamkeit - auch in Interaktion -
zu bewerten. Dies bezieht sich im einzelnen auf die 
suöjektive bzw. objektive Entdeckungswahrschein­
lichkeit, die Höhe bzw. Art der Sanktionierung so­
wie die Unmittelbarkeit, mit der eine Bestrafung 
erfolgt. 

Des weiteren ist die Frage zu verfolgen, welche 
Bedeutung der Akzeptanz (von geltenden Ver­
kehrsregeln) im Kontext der Regelbeachtung zu­
fällt. Dabei ist Akzeptanz aber nicht nur auf gel­
tende Verkehrsregeln zu beziehen, sondern auch 
auf den Prozeß der Bestrafung, der in Verbindung 
mit bestimmten Delikten steht. Schließlich ist zu 
hinterfragen, welche Funktion die Öffentlichkeits­
arbeit im Kontext der polizeilichen Verkehrsüber­
wachung besitzt. 
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2.1 Gesetzgebung 

Der Gesetzgebung fällt im Zusammenhang mit der 
Verkehrsüberwachung eine bedeutende Rolle zu, 
denn über gesetzliche Regelungen wird bestimmt, 
welche Verhaltensweisen im Straßenverkehr als 
regelwidrig zu bezeichnen sind. Ebenso wird über 
die gesetzlichen Regelungen festgelegt, in welcher 
Art und Weise eine entsprechende Regelüber­
tretung zu sanktionieren ist und welche Über­
wachungsmaßnahmen zulässig sind. Daß solche 
Regelungen nicht ohne Auswirkung auf die objek­
tive und subjektive Entdeckungswahrscheinlichkeit 
bleiben, ist leicht nachvollziehbar. So sind bei­
spielsweise in einigen Ländern verdachtsfreie 
Alkoholkontrollen erlaubt, wodurch es der Polizei 
ermöglicht ist, das Alkoholdelikt leichter zu kontrol­
lieren. Für den Verkehrsteilnehmer resultieren 
hieraus letztlich wieder größere Erwartungen, in 
eine solche Überwachungsmaßnahme zu geraten. 
Empirische Ergebnisse, die diese These stützen, 
werden in Kapitel 2.2.1 in Zusammenhang mit dem 
Einfluß der subjektiven und objektiven Ent­
deckungswahrscheinlichkeit vorgestellt. 

Im Vergleich zu Neuregelungen, die das Verkehrs­
verhalten direkt betreffen (wie z.B. das Herab­
setzen von Geschwindigkeitsbegrenzungen), sind 
Änderungen von gesetzlichen Regelungen, die den 
Spielraum polizeilicher Kontrollaktivitäten erweitern, 
als sicherlich einflußreicher auf das Verkehrsver­
halten einzustufen, da zum einen der Polizei hier­
durch die Durchführung einer Überwachungsmaß­
nahme erleichtert wird und zum anderen eine 
solche Maßnahme auch zugleich häufiger realisiert 
wird. 

Ergebnisse empirischer Studien bestätigen eine 
solche These: Im Zusammenhang mit der Über­
wachung der Gurtbenutzung läßt sich einheitlich 
ein solcher Effekt nachweisen (z. B. ULMER et al. 
1995, WAGENAAR et al. 1988). So wird beispiels­
weise in den USA in der Gesetzgebung zwischen 
'Primary Enforcement Law' und 'Secondary En­
forcement Law' unterschieden. 'Primary Enforce­
ment Law' bedeutet, daß die Polizei bei Ent­
deckung der Nichtbefolgung der Gurtpflicht den 
Delinquenten stoppen und entsprechend für dieses 
Vergehen sanktionieren kann. Im Falle des 
'Secondary Enforcement Law' ist eine solche 
direkte Vergehensweise gegen Gurtdelinquenten 
nicht zulässig. Hier kann die Polizei nur sanktionie­
rend eingreifen, wenn der betreffende Verkehrsteil-

nehmer wegen eines anderen Regelübertritts an­
gehalten wurde. Eine Sanktionierung der Mißach­
tung der Gurtpflicht ist für die Polizei somit ungleich 
schwieriger, und dies zeigt sich auch in der unter­
schiedlichen Gurtnutzung in Staaten mit 'Primary 
vs. Secondary Enforcement Law': Grundsätzlich ist 
die Beachtung der Gurtpflicht in Staaten mit 
'Primary Enforcement Law' höher als die in Staaten 
mit 'Secondary Enforcement Law' (z. B. 
CAMPBELL 1988). ULMER et al. (1995) sprechen 
von einem Unterschied von etwa 20 Prozent­
punkten (76% vs. 58%). Ein zusätzlicher Anstieg 
der Quoten ist dann noch auf die Einführung einer 
Geldbuße als Sanktionsmaßnahme zurückzu­
führen (ESCOBEDO et al. 1992). Allerdings kann 
auch in einem Bundesstaat mit 'Secondary 
Enforcement Law' bei entsprechender Öffentlich­
keitsarbeit und Überwachungsintensität eine -
wenn auch nur temporäre und nur schwache -
Erhöhung von 56,7% über 65,1% auf 62,7% erzielt 
werden (STREFF et al. 1992). Letztlich zeigt sich 
durch ein 'Primary Enforcement Law' auch ein 
Einfluß auf die Reduktion der Unfallschwere 
(WILLIAMS/WELLS 1992). 

Auch eine Vereinfachung der Verkehrskontrollen in 
Zusammenhang mit Alkohol- und Trunkenheitsfahr­
ten zeigt ihre Wirkung (JONAH/WILSON 1983). 
Durch Einführung verdachtsfreier Alkoholkontrollen 
(Random Breath Tests), bei der die Polizei im 
Rahmen von Kontrollmaßnahmen beliebige Fahr­
zeuge stoppen und einen Atemalkoholtest durch­
führen kann (auch ohne Anzeichen für Fahruntüch­
tigkeit), konnte diese Regelmißachtung in ihrer 
Größenordnung verringert werden. Als Beispiel 
lassen sich Länder wie Australien, Finnland, 
Schweden usw. nennen. Die Auswirkungen auf das 
Abschreckungspotential werden in Kapitel 2.2.1 
ausführlicher dargestellt. 

Der verhaltenswirksame Effekt dieser Maßnahmen 
ist allerdings darin begründet, daß die Verkehrs­
teilnehmer eher mit einer unerwarteten und zum 
Teil auch häufigeren Kontrolle seitens der Polizei 
rechnen müssen. 

Hier schließt sich nun die Frage an, inwieweit allein 
durch veränderte gesetzliche Regelungen - bei­
spielsweise die Einführung einer Gurtpflicht oder 
die Absenkung der Promillegrenze- eine eigenver­
antwortliche Befolgung dieser Neuregelungen zu 
erwarten ist. An dieser Stelle sollen kurz einige 
Untersuchungen angeführt werden, die sich mit der 
genannten Problematik auseinandersetzen. 



Daß eine Änderung der Gesetze, die der Polizei 
eine leichtere Kontrolle ermöglicht, aufgrund einer 
erhöhten Entdeckungswahrscheinlichkeit eine 
Änderung des Verhaltens der Verkehrsteilnehmer 
bewirkt, ist soweit nicht überraschend. Von Inter­
esse ist hier nun der Zusammenhang zwischen der 
Einführung einer neuen Gesetzesbestimmung und 
der eigenverantwortlichen Beachtung. 

ln bezug auf das Angurtverhalten sind zahlreiche 
Studien erschienen (z.B. PREUSSER et al. 1988, 
SIEGENER/BECK 1995, WAGENAAR et al. 1988). 
So wurde beispielsweise in Deutschland im Jahr 
1976 eine nicht sanktionsbewehrte Gurtpflicht für 
Fahrer und Beifahrer vom Gesetzgeber erlassen, 
die einen Anstieg der Gurtquote von 28% auf etwa 
50% bewirkte. Die seit 1984 hohen Angurtraten 
von über 90% konnten jedoch erst erreicht werden, 
als ein Nichtbefolgen mit einer Geldstrafe belegt 
wurde (SIEGENER/BECK 1995). 

Ähnliches berichten PREUSSER et al. (1988): Ein 
signifikanter Anstieg (von 29% auf 63%) der Gurt­
quoten wurde erst nach Einführung einer gesetz­
lichen Vorschrift bei gleichzeitiger Strafgeldandro­
hung (bis 50$) erzielt. Wobei diese Untersuchung 
noch zeigte, daß insbesondere die Personengrup­
pen, die das höchste Unfallrisiko aufwiesen, eine 
eher geringe Regelbeachtung aufwiesen. Bei einer 
solchen Risikogruppe, wie sie die jungen Fahrer 
bilden, stellte sich nach einer Untersuchung von 
PREUSSER et al. (1987) zum Angurtverhalten 
junger Fahrer in New York erst nach Einführung 
polizeilicher Überwachungsmaßnahmen ein erfolg­
reicher Anstieg der Quoten ein. 

Auch in Frankreich, wo 1973 eine Gurtpflicht 
außerorts sowie innerorts zwischen 22.00 Uhr und 
6.00 Uhr eingeführt wurde, die seit 1979 generell 
verpflichtend ist, konnten die Gurtquoten von ca. 
20% auf etwa 70% bis 80% (unterschiedlich nach 
Straßentyp) erhöht werden (SALMI et al. 1989, 
WAGENAAR et al. 1988): 

Die seit Mitte der 80er in einzelnen Bundesstaaten 
der USA 1 geltende Gurtpflicht (Primary bzw. 
Secondary Enforcement Law) wird von WILLIAMS/ 
WELLS (1992) als ursächlich für die dort angestie­
genen Gurtraten angesehen. Lagen die Quoten vor 
einer gesetzlichen Regelung bei etwa 15%, so 
berichten die Autoren von Quoten unterschiedlicher 
Surveys, deren Angaben zwischen 40 bis 60% 

1 1991 waren dies 38 Bundesstaaten sowie der District 
Columbia. 
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schwanken. Da die verwendeten Erhebungs­
verfahren zum Teil jedoch deutlich differieren, sind 
die Angaben kaum vergleichbar. Zwar zeigen sich 
auch höhere Gurtanlegequoten in Bundesstaaten 
ohne gesetzliche Regelungen, doch liegen diese 
grundsätzlich unterhalb der Staaten mit gesetz­
licher Gurtpflicht. 

Im Kontext 'Alkohol und Fahren' gehen die Mei­
nungen in der Forschungsliteratur sehr weit aus­
einander. So verweisen GIEBElKLEIN (1995) 
anhand einer Untersuchung in Thüringen auf die 
negativen Auswirkungen einer Anhebung der 
Promillegrenze von 0,0% auf 0,08% Blutalkohol­
konzentration. Sie konstatieren eine 'Rechtsver­
schiebung' derart, daß Personen, die bislang ein 
Glas getrunken haben, nunmehr zwei Gläser 
trinken. Auch in KRÜGER/SCHÖCH (1993) bzw. 
KRÜGER (1995) wird auf die negativen Aus­
wirkungen dieser Gesetzesänderung auf be­
stimmte Problemgruppen wie junge Fahranfänger 
und Vieltrinker hingewiesen. Dennoch kann nach 
Meinung der Autoren von einem 'Dammbruch' 
durch die Neuregelung nicht die Rede sein. 

Eine Absenkung der Promillegrenze in Deutsch­
land von 0,08% auf 0,05% halten KRÜGER/ 
SCHÖCH (1993) jedoch nicht für zielführend. 
Neben ein Zahl von Argumenten, die sich auf die 
Wirkung von und den Umgang mit Alkohol 
beziehen, wird in einer alleinigen Absenkung ohne 
intensivierte Kontrollmaßnahmen durch die Polizei 
sogar von kontraproduktiven Effekten gesprochen, 
denn bei Ausweitung des Normbereichs und bei 
gleichbleibender Überwachungsdichte nimmt die 
Zahl der nicht entdeckten und nicht sanktionierten 
Delinquenten zu. Allerdings ist diese Aussage nur 
unter der Annahme gültig, daß allein aufgrund 
geänderter Grenzwerte keine Verhaltensänderung 
erfolgt. Zumindest im Themenbereich Angurten ist 
diese Annahme in der Strenge nicht haltbar, denn 
allein bedingt durch die Einführung einer nicht 
sanktionsbewehrten Gurtanlegepflicht 1976 in der 
Bundesrepublik Deutschland konnte ein deutlicher 
Zuwachs an Befolgung registriert werden 
(SIEGENER/BECK 1995). Dieser Zuwachs bezieht 
sich auf das Angurtverhalten auf Bundesautobah­
nen, Landstraßen sowie auf lnnerortsstraßen. 
Schließlich konnten seit der Einführung eines Ver­
warngeides für das Nichtanlegen des Gurtes 1984 
kontinuierlich Angurtquoten von über 90% erzielt 
werden. Insofern kann dieser Maßnahme ein hoher 
präventiver Charakter zugeschrieben werden. 
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JAYET (1995) berichtet in diesem Zusammenhang 
von den Erfahrungen bei der Einführung eines 
ganzen Maßnahmenbündels (höhere Strafen, mehr 
Kontrollen etc.) in Frankreich. Zwar nahm die Zahl 
positiv ausgefallener Alkoholtests (also mit einer 
Blutalkoholkonzentration über dem zulässigen 
Grenzwert) zwischen 1970 und 1993 fast konti­
nuierlich zu, jedoch wurden im gleichen Zeitraum 
unverhältnismäßig mehr Alkoholtests durchgeführt, 
so daß sich im Laufe der Jahre aufgrund des Maß­
nahmenbündels das Verhältnis zwischen durchge­
führten und positiv ausgefallenen Alkoholtests von 
5,34% auf 1,65% verbesserte. 

Auch im Bereich Geschwindigkeitsbegrenzungen 
wird gegensätzlich argumentiert. So berichtet 
ROCK (1995), daß durch das Heraufsetzen der 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit in lllinois von 55 
mph auf 65 mph ein signifikanter Zuwachs an 
Unfällen sowie der Unfallschwere zu verzeichnen 
war. ROTHENGATTER (1991) verweist auf die 
Effekte einer Änderung der Höchstgeschwindig­
keiten auf Autobahnen in Schweden im Jahre 1989 
von 110 km/h auf 90 km/h, die zu einer durch­
schnittlich niedrigeren Fahrgeschwindigkeit um 
14,4 km/h führte. Im Gegensatz hierzu läßt sich 
jedoch am Beispiel der Einrichtung von Tempo 30-
Zonen belegen, daß eine solche Änderung ohne 
flankierende Maßnahmen im Bereich der Straßen­
gestaltung oder der Überwachung nicht realisierbar 
ist (z.B. SEHRENOT et al. 1989, KULLIK 1987, 
WEIST 1989). 

Allerdings zeigt das Beispiel Niederlande, daß eine 
Anhebung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
auch positive Effekte auf die Verkehrssicherheit 
haben kann (ROTHENGATTER 1991). Bis 1988 
galt in den Niederlanden auf Autobahnen eine 
Geschwindigkeitsbegrenzung von 100 km/h, die 
jedoch von den Verkehrsteilnehmern nicht akzep­
tiert und infolgedessen auch nicht beachtet wurde. 
Überschreitungen um 30 km/h wurden nicht als 
schwere Delikte angesehen. Schließlich wurde die 
Höchstgeschwindigkeit auf Autobahnen auf 120 
km/h (dies entsprach der von den Verkehrsteil-
nehmern favorisierten Höchstgeschwindigkeit) 
heraufgesetzt, wodurch nach Ansicht von 
Rothengatter ein deutliches Absinken der Durch­
schnittsgeschwindigkeit und zudem eine Homo­
genisierung der Geschwindigkeiten erzielt werden 
konnte. 

Problematisch bei den angeführten Untersuchun­
gen ist sicherlich zum Teil, daß mit der Änderung 

der Regelung nicht auch eine mögliche Änderung 
im Überwachungsverhalten berücksichtigt wurde. 
So kann nicht zweifelsfrei geklärt werden, ob ein 
geändertes Verhalten der Verkehrsteilnehmer auf 
eine Änderung in der Gesetzeslage oder aber auf 
veränderte Überwachungsintensitäten zurückzu­
führen ist. 

Zudem lassen sich widersprüchliche Befunde in 
der Literatur aufzeigen. Während beispielsweise 
ABERG (1995) von keinem Effekt der Senkung der 
Promillegrenze auf Fahrverhalten und die Unfall­
situation berichtet, belegen JOHNSON/FELL 
(1995) umgekehrt hierzu eine Senkung der Unfall­
zahlen. Inwiefern diese Widersprüche mit Hilfe 
differierender Überwachungsaktivitäten erklärbar 
sind, kann auf der Basis der vorliegenden Literatur 
nicht beurteilt werden. 

Insgesamt ist jedoch festzuhalten, daß eine Ände­
rung einer gesetzlichen Regelung ohne flankie­
rende Maßnahmen (Verkehrsüberwachung oder im 
straßenbaulichen Bereich) nur begrenzt zu ange­
paßtem Verkehrsverhalten führt - und dies selbst 
bei einer hohen Akzeptanz bei den Betroffenen. 
Aber auch Maßnahmen, die nicht sanktionierenden 
Charakter haben, können in der Durchsetzung 
einer Gesetzesänderung sehr hilfreich sein 
(HUNTER et al. 1993). WILLIAMS/WELLS et al. 
( 1987) verweisen hierbei insbesondere auf die 
Bedeutung einer intensiven Öffentlichkeitsarbeit 
(vgl. hierzu auch Kapitel 2.4). 

2.2 Konzept der Abschreckung 

Zahlreiche Faktoren Zeitersparnis durch 
schnelles Fahren, Mitschwimmen im Verkehr, 
Spaß am schnellen Fahren u.v.m. - können dafür 
verantwortlich sein, weshalb Verkehrsteilnehmer 
bestimmte Regeln wie beispielsweise Geschwin­
digkeitsbegrenzungen nicht beachten. Monokausal 
kann somit deviantes Verkehrsverhalten mitnichten 
ausreichend erklärt werden. Hinzu tritt noch die 
Tatsache, daß nur die wenigsten Verkehrsteilneh­
mer - gerade bei kleineren Übertretungen - nega­
tive Erfahrungen durch Unfälle gemacht haben. 
Obwohl die geltenden Verkehrsregeln durchaus 
eine breite Unterstützung finden, sind kleinere 
Übertretungen deshalb keine Seltenheit, und auch 
schwerwiegendere Verkehrsverstöße sind keine 
vernachlässigbare Größe. Da nun diese Regelver­
letzungen für die meisten Unfälle als ursächlich 
angesehen werden, wurden insbesondere im 



Bereich der Verkehrsüberwachung Überlegungen 
angestellt, wie solchem Delinquenzverhalten ent­
gegengetreten werden kann. 

Ein in der Literatur zur polizeilichen Überwachung 
ausführlich diskutierter Ansatz bezieht sich auf 
Verhaltensänderungen basierend auf Ab­
schreckung durch Straffurcht Das Konzept der 
Abschreckung stützt sich auf die einfache An­
nahme, daß ein bestimmtes regelwidriges Ver­
kehrsverhalten wie überhöhte Geschwindigkeit 
oder Fahren unter Alkoholeinfluß bedingt durch das 
wahrgenommene Risiko einer Sanktionierung 
unterlassen wird. Indem die Verkehrsteilnehmer 
eine Bestrafung fürchten, werden sie ein verbote­
nes Verhalten unterlassen - so die Grundthese. 
Eine Änderung des Verhaltens beruht somit letzt­
lich auf einer Androhungsprävention2

. 

Abschreckung ist hierbei definiert als die Wirksam­
keit einer legalen Drohung, die eine Funktion der 
wahrgenommenen Gewißheit, Schwere und Un­
mittelbarkeit einer Bestrafung im Falle einer Ver­
kehrsregelverletzung darstellt (z.B. NEUSTROM/ 
NORTON 1993, VINGILIS et al. 1988). Je größer 
die perzipierte Wahrscheinlichkeit einer Ent­
deckung und Bestrafung, je höher die zu erwar­
tende Sanktionierung und je unmittelbarer diese 
Sanktionierung erfolgt, desto größer ist der Ab­
schreckungseffekt einer solchen Drohung. ln wel­
chem Ausmaß die einzelnen Komponenten wirken, 
ist dabei in Abhängigkeit von individuellen Faktoren 
wie auch äußeren Umständen zu sehen. 

Unterschieden wird hierbei zwischen der 'allge­
meinen Abschreckung' (general deterrence) und 

·der 'direkten Abschreckung' (specific deterrence) 
(ROSS 1982). Die 'allgemeine Abschreckung' be­
zieht sich in ihrer Wirkung auf alle (potentiell 
delinquenten) Verkehrsteilnehmer: Aufgrund einer 
Strafandrohung für ein bestimmtes Delikt wird die 
Allgemeinheit von einem regelwidrigen Verhalten 
abgeschreckt. Im Gegensatz hierzu bezieht sich 
die 'direkte Abschreckung' auf die Wirkung direkt 
erfahrener Bestrafung für zukünftiges Fehlverhal­
ten. Seide Formen der Abschreckung fanden auch 
in ihren Aussagen empirische Bestätigung (z.B. 
PREUSSER et al. 1988). Es konnte in Zusammen­
hang mit einer Gesetzesänderung in bezug auf 
'Alkohol am Steuer' sowohl eine Reduzierung der 

2 Eine ausführliche Darstellung der Diskussion um Ab­
schreckung und Generalprävention findet sich in KARSTEDT 
1993. 
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alkoholbedingten Unfälle (allgemeine Ab­
schreckung) als auch ein Rückgang der Wieder­
holungstäter (direkte Abschreckung) nachgewiesen 
werden. 

Die Grundannahme, die hinter dieser Doktrin steht, 
besagt, daß Verkehrsteilnehmer rationale Ent­
scheidungen treffen und sich in freier Wahl für oder 
gegen einen Verstoß geltender Verkehrsregeln 
entscheiden. Hierbei wägen sie Kosten und Nutzen 
gegeneinander ab und werden - resultierend aus 
diesen Überlegungen - geltende Verkehrsregeln 
einhalten, wenn der erwartete Nutzen aus regel­
konformem Verkehrsverhalten größer ist als der 
aus regelwidrigem (z.B. ESSER 1991, ZAAL 
1994 )3

. Das Ziel der Abschreckung besteht somit 
darin, die subjektiv wahrgenommenen Kosten 
eines regelwidrigen Verhaltens den Nutzen, der 
den einzelnen Verkehrsteilnehmern hieraus ent­
steht, übersteigen zu lassen. 

ROSS (1982) entwickelte das Konzept der 'ein­
fachen Abschreckung' (simple deterrence). Dieses 
Konzept bezieht sich auf die Komponente der 
Kurzfristigkeit der 'allgemeinen Abschreckung'. Das 
Auftreten langfristiger Effekte wird hierbei als eine 
Funktion der Angemessenheit und der Persistenz 
solcher kurzfristigen Strafandrohungen gesehen: 
Eine Änderung des Verkehrsverhaltens basiert 
somit auf der Konfrontation der Verkehrsteilnehmer 
mit einer realistischen Erwartung einer 
Sanktionierung für ein Vergehen über einen länge­
ren Zeitraum. 

Diese Konzepte der Abschreckung greifen aller­
dings zu kurz, da dauerhafte Lern- wie auch Habi­
tualisierungseffekte nicht integriert sind. Regelkon­
for111es Verkehrsverhalten muß somit seine Ur­
sache nicht nur in einer Straffurcht haben, sondern 
kann auch aus anderen Gründen wie Gewohnheit, 
moralische Überzeugungen, Desinteresse oder 
mangelnde Gelegenheit (KARSTEDT 1993) 
erfolgen. Deshalb stellt der Begriff der 'General­
prävention' eine bessere Definition dar, da über die 
Furcht hinausgehend auch moralische Dimen­
sionen miteinbezogen werden - also unter diesem 
Begriff eine Zusammenfassung aller potentiellen 

3 Um Mißverständnissen in bezug auf rationales Verhalten 
von Menschen vorzubeugen, sei darauf hingewiesen, daß 
im Rational Choice-Ansatz schon seit längerem nicht mehr 
vom 'Homo Oeconomicus' als Verständnis von Menschen 
ausgegangen wird. Insbesondere auf die Arbeiten von 
ESSER (beispielsweise ESSER 1991) sei hier verwiesen, 
in denen dargestellt wird, daß auch Routinehandlungen als 
rationale Verhaltensweisen zu betrachten sind. 



12 

Wirkungen strafrechtlicher Normen erfolgt. Neue 
Gesetze können deshalb auch Beachtung finden, 
weil sie für legitim, richtig und gerecht gehalten 
werden. Eine hohe Beachtung beispielsweise der 
Gurtpflicht in Deutschland ist sicherlich zu einem 
Großteil nicht auf Straffurcht zurückzuführen, wie 
schon allein anhand der deutlichen Zunahme der 
Gurtnutzung nach Einführung einer nicht sanktions­
bewehrten Gurtanlegepflicht 1976 ersichtlich wird. 

Ergänzend zu erwähnen ist noch, daß der Erfolg 
einer Abschreckungsstrategie in Abhängigkeit von 
einer Vielzahl von Umständen zu sehen ist: der Art 
des devianten Verhaltens, der verfügbaren Über­
wachungsressourcen sowie dem jeweiligen sozia­
len, ökonomischen und politischen Klima. Schon 
aus diesem Grund steht nicht zu erwarten, daß 
eine einzelne Maßnahme eine grundsätzliche Ver­
haltensändernung bewirken kann. 

Steht in den meisten Studien der einzelne Ver­
kehrsteilnehmer im Zentrum der Analyse, so läßt 
sich mit Hilfe spieltheoretischer Modelle das Ver­
halten der Verkehrsteilnehmer in wechselseitiger 
Abhängigkeit zur Überwachungstätigkeit der Polizei 
(oder anderer Kontrollinstanzen) theoretisch hinter­
fragen. Ein von BJ0RNSKAU/ELVIK (1992) vor­
gestelltes Handlungsmodell soll im folgenden kurz 
dargestellt und die abgeleiteten Schlußfolgerungen 
diskutiert werden. 

Werden im einfachen SEU-Modell (Subjective 
Expected Utility) die Handlungsentscheidungen 
durch die Höhe einer Bestrafung sowie die Wahr­
scheinlichkeit der Entdeckung eines Verkehrs­
delikts bestimmt, so berücksichtigt das folgende 
spieltheoretische Modell auch die Reaktion der 
Exekutiven auf das Ausmaß des regelwidrigen 
Verkehrsverhaltens. 

BJ0RNSKAU/ELVIK unterscheiden in ihrem 
Modell zwei Akteure: auf der einen Seite die Ver­
kehrsteilnehmer, auf der anderen Seite die Polizei 
als Überwachungsinstanz. Seide Akteure haben 
jeweils zwei Handlungsalternativen: Die Verkehrs­
teilnehmer können sich entscheiden, ob sie die 
geltenden Verkehrsregeln (hier: Geschwindigkeits­
begrenzungen) beachten, und die Exekutive 
entscheidet, ob eine Überwachungsmaßnahme 
erfolgen soll oder nicht. Dabei benennen die 
Autoren folgende Präferenzen der Akteure (vgl. 
auch Bild 1 ): 

A 1: Wenn keine polizeiliche Überwachungsaktivität 
erfolgt, bewerten die Verkehrsteilnehmer ein 

zu schnelles Fahren höher als regelkonformes 
Verhalten (b1 > d1). 

A2: Wenn eine Überwachung des Verkehrs erfolgt, 
dann bewerten die Verkehrsteilnehmer ein 
regelkonformes Geschwindigkeitsverhalten 
höher als einen Regelverstoß (c1 > a1). 

A3: Wenn die Verkehrsteilnehmer nicht die gelten­
den Geschwindigkeitsbegrenzungen beachten, 
so wird sich die Polizei für eine Über­
wachungsmaßnahmeentscheiden (a2 > b2). 

A4: Wenn die Verkehrsteilnehmer die geltenden 
Geschwindigkeitsbeschränkungen befolgen, 
so wird die Polizei keine Überwachungsmaß­
nahme durchführen (d2 > c2). 

Verkehrsteilnehmer Überwachungsinstanz 

keine 
Geschwindigkeits- Geschwindigkeits-

kontrolle kontrolle 

regelwidrig a1 I a2 b1 I b2 

regelkonform c1 I c2 d1 I d2 

Bild 1: Bewertung der interdependenten Verhaltensweisen 
durch die Verkehrsteilnehmer und die Überwachungs­
instanz 

ln dieser Situation gibt es keinen Gleichgewichts­
punkt in sogenannten 'reinen Strategien'4. Im fol­
genden wird unter einem Gleichgewichtspunkt eine 
Situation verstanden, in der sich keiner der Akteure 
durch einseitigen Wechsel seiner Handlungswahl 
im Ergebnis verbessern kann (Nash-Gieichge­
wicht). Im gegebenen Beispiel zeigt sich jedoch, 
daß bei jeder möglichen Handlungskonstellation 
sich immer einer der Akteure durch Änderung sei­
nes Verhaltens ein besseres Ergebnis sichern 
kann. 

Mit Hilfe eines einfachen Zahlenbeispiels läßt sich 
dieser Sachverhalt mit den resultierenden Konse­
quenzen aufzeigen (vgl. Bild 2). 

Der Überwachungsinstanz enstehen für die Reali­
sierung einer Geschwindigkeitskontrolle unabhän­
gig vom Verhalten der Verkehrsteilnehmer Kosten 
in Höhe von 10 000 NOK (Norwegische Kronen). 
Verzichtet die Polizei auf eine derartige Maß-

4 Bei gemischten Strategien werden Handlungen mit be­
stimmten Wahrscheinlichkeiten gewählt, während in reinen 
Strategien eine eindeutige Handlungsanweisung existiert. 



nahme, so entstehen mittlere Kosten aus Ver­
kehrsunfällen (resultierend aus überhöhten Ge­
schwindigkeiten) in Höhe von 20 000 NOK. Wer­
den trotz nicht erfolgender Überwachungsaktivitä­
ten die Geschwindigkeitsbegrenzungen beachtet, 
so entstehen auf der Seite der Exekutiven keinerlei 
Kosten. 

Verkehrsteilnehmer Überwachungsinstanz 

keine 
Geschwindigkeits- Geschwindigkeits-

kontrolle kontrolle 

regelwidrig -300 I -1 0 000 50 I -20 000 

regelkonform -50 I -10 000 -50 I 0 

Bild 2: Fallbeispiel: Bewertung der interdependenten Verhal­
tensweisen durch den einzelnen Verkehrsteilnehmer 
und die Überwachungsinstanz 

Für die Verkehrsteilnehmer ergeben sich folgende 
Auszahlungen: Für ein Übertreten der Geschwin­
digkeitsbegrenzung entstehen bei Entdeckung 
Kosten in Form eines Bußgelds in Höhe von 300 
NOK. Durch eine schnellere Fahrgeschwindigkeit 
als zulässig entspringt den einzelnen Verkehrsteil­
nehmern ein Zeitgewinn, der 50 NOK entspricht. 
Eine Beachtung der Geschwindigkeitsbegrenzun­
gen ist mit einem Zeitverlust, der ebenfalls 50 NOK 
entspricht, verbunden. Beachten die Verkehrsteil­
nehmer folglich die zulässigen Höchstgeschwindig­
keiten, so entstehen ihnen unabhängig vom Kon­
trollverhalten der Polizei Kosten in Höhe von 50 
NOK. Fahren sie mit überhöhter Geschwindigkeit, 
so erhalten sie ein Bußgeld von 300 NOK, wenn 
die Polizei Kontrollen durchführt, und haben einen 
Zeitgewinn von 50 NOK bei fehlenden Über­
wachungsaktivitäten. 

Eine solche Situation ist gekennzeichnet durch das 
Fehlen einer dominanten Strategie für beide 
Akteure, und gleichfalls existiert kein stabiles 
Gleichgewicht. ln dem Beispiel von BJ0RNSKAU/ 
ELVIK stellt sich dieser Sachverhalt folgender­
maßen dar: 

- Verhalten sich die Verkehrsteilnehmer regelkon­
form, ist es für die Polizei sinnvoller, die Res­
sourcen, die durch Überwachungsaktivitäten 
gebunden sind, in andere Bereiche zu verlagern 
und keine Kontrollen durchzuführen. 

- Werden keine Überwachungsmaßnahmen 
realisiert, stellen sich die Verkehrsteilnehmer 
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wiederum besser, wenn sie die geltenden Ge­
schwindigkeitsbegrenzungen nicht beachten. 

- Bedingt durch diese Veränderung stellt sich die 
Exekutive besser, wenn sie wieder Über­
wachungen des Verkehrs durchführt, um durch 
Unfälle verursachte Kosten zu vermeiden. 

- Werden verstärkt Geschwindigkeitskontrollen 
durchgeführt, so ist es für die Verkehrsteilneh­
mer günstiger, geltende Begrenzungen zu 
beachten, um die Kosten von Bußgeldern zu 
vermeiden. 

Bei der Betrachtung reiner Strategien, läßt sich 
dieser Zyklus unbegrenzt fortsetzen, ohne daß 
jemals ein Gleichgewichtspunkt erreicht werden 
kann. Offensichtlich existieren im gegebenen Fall 
keine wechselseitig besten Handlungsweisen, d. h. 
keine sich bestätigende optimale Strategiekombi­
nation. 

Allerdings gibt es ein Gleichgewicht in gemischten 
Strategien. ln diesem Fall wählt jeder der Akteure 
seine Strategie mit einer bestimmten Wahrschein­
lichkeit: Im vorliegenden Beispiel wählen die Ver­
kehrsteilnehmer die Strategie 'regelwidrig' mit der 
Wahrscheinlichkeit p und die Strategie 'regel­
konform' entsprechend mit 1-p. ln der gleichen 
Weise wählt die Polizei die Strategie 'Kontrolle' mit 
der Wahrscheinlichkeit q sowie die Strategie 'keine 
Kontrolle' mit 1-q. 

Das Wahrscheinlichkeitspaar, das einen Gleich­
gewichtspunkt darstellt, läßt sich nun wie folgt be­
stimmen: Zunächst werden die Erwartungsnutzen 
(Reaktionsfunktionen) der Akteure bestimmt. 
Schließlich wird das Maximum dieser Funktionen 
durch die Bestimmung der 1. Ableitung, die gleich 
Null gesetzt wird, errechnet. 

Der Erwartungsnutzen für die Verkehrsteilnehmer 
(EUVT) bestimmt sich wie folgt: 

EUvr = p(-3ooq + (1- q). so)+ (1- P)(-5oq + (1- q)(-5o)) 

= P( -350q + 100)- 50 

Um nun das Maximum des Erwartungsnutzens 
EUVT zu bestimmen, wird die Reaktionsfunktion 
nach p differenziert: 

0 = dEUvr = -350q + 1 00 
dp 

100 
=::> q = 350 = 0,2857 

Der Erwartungsnutzen der Exekutiven (EUpod 
berechnet sich folgendermaßen: 
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EUpoL = P( -1 OOOOq + (1- q) · -20000) + ( 1- p)( -1 OOOOq + 0) 

= 20000pq- 20000p 1 OOOOq 

Hier ist das Maximum des Erwartungsnutzens 
EUVT dadurch zu bestimmen, daß die Reaktions­
funktion nach q differenziert wird: 

0 = dEUpoL = 20000p- 10000 
dq 

=> = 1 0000 = 0 5 
q 20000 ' 

Überwacht nun die Exekutive die Geschwindigkei­
ten im Straßenverkehr mit einer WahrscheinJichkeit 
von q = 0,2857, so sind die Verkehrsteilnehmer 
indifferent zwischen den beiden reinen Strategien 
'regelwidrig' und 'regelkonform'. Für q > 0,2857 ist 
'regelkonform' die optimale Strategie (ihr Erwar­
tungsnutzen ist höher als der von 'regelwidrig'), für 
q < 0,2857 ist dagegen 'regelwidrig' die optimale 
Strategie. Analog lassen sich die Strategien für die 
Polizei kalkulieren: Bei p = 0,5 ist die Exekutive 
indifferent zwischen den reinen Strategien 
'Kontrolle' und 'keine Kontrolle'. Gilt p > 0,5, so ist 
in diesem Fall die Strategie 'Kontrolle' günstiger 
und bei p < 0,5 die Strategie 'keine Kontrolle' opti­
mal. 

Die angeführten Wahrscheinlichkeiten lassen sich 
aus Gründen einer besseren Verständlichkeit auch 
als Prozentwerte interpretieren: So wird die Polizei 
in dem angeführten Beispiel mit verstärkten Kon­
trollen reagieren, wenn mehr als 50% der Ver­
kehrsteilnehmer gegen die geltenden Geschwin­
digkeitsbegrenzungen verstoßen. Bleiben Kosten 
und Nutzen für die Akteure unverändert, so wird 
sich ein Gleichgewicht bei den errechneten Wahr­
scheinlichkeiten einstellen. 

Der Vorteil einer solchen spieltheoretischen Model­
Iierung gegenüber dem einfachen SEU-Modell 
besteht eindeutig in der Erfassung dynamischer 
Prozesse: Veränderungen im Verhalten auf der 
einen Seite bleiben nicht ohne Konsequenzen auf 
das Verhalten der anderen Seite (soweit dies auch 
wahrgenommmen wird) und umgekehrt. 

BJ0RNSKAU/ELVIK leiten aus dieser Modeliierung 
zwei Hypothesen ab: 

H 1: Jeder Versuch zu verstärkten Überwachungs­
aktivitäten ist 'halbherzig'. 

Bei unveränderten Kosten-Nutzen-Termen 
wird sich das System -wie schon oben argu­
mentiert - wieder auf den alten Gleichge-

wichtspunkt einpendeln. Die Verkehrsteilneh­
mer werden zwar auf eine verstärkte Kon­
trollaktivität der Polizei mit einer größeren 
Beachtung der Geschwindigkeitsbegrenzun­
gen reagieren, aber gerade eine solche An­
passung ermöglicht es der Polizei, die Kon­
trollaktivitäten wieder zu verringern, um die 
Ressourcen in anderen Bereichen einzuset­
zen. Jedoch reagieren die Verkehrsteilnehmer 
auf diesen Ressourcenabzug wiederum mit 
dem alten Verhaltensmuster. Für die Existenz 
eines solchen Zyklus liefern BJ0RNSKAU/ 
ELVIK empirische Belege, und auch in der 
vorliegenden Arbeit werden nachfolgend noch 
weitere Belege für die Evidenz eines solchen 
Zyklus erbracht. 

H2: Höhere Strafen wirken sich nicht auf das Ver­
kehrsverhalten aus. 

Auf den ersten Blick mag diese Hypothese 
überraschen, jedoch zeigt sich, daß sich 
diese Hypothese direkt aus dem spieltheoreti­
schen Modell ergibt, in dem sich eine Ver­
schärfung von Strafen für Verkehrsvergehen 
einzig auf das Verhalten der Exekutiven, nicht 
aber auf das der Verkehrsteilnehmer aus­
wirkt5. Von den Autoren angeführte empiri­
sche Belege bestätigen auch diese Hypo­
these. 

Eine wichtige Grundannahme dieses Modells, die 
von Autoren jedoch nicht expliziert wird, besagt, 
daß durch Straffurcht dauerhafte Lerneffekte 
(Habitualisierungen) nicht erfolgen, und dies zeigt 
sich darin, daß mit einer Reduzierung der Kon­
trollintensität auch eine Zunahme regelwidrigen 
Fahrverhaltens verbunden ist. Die Realitätsnähe 
dieser Annahme läßt sich anhand zahlreicher Stu­
dien belegen (z.B. CONNOLL VIABERG 1993, 
MEEWES 1993). 

Als problematisch erweist sich hingegen die An­
nahme mittlerer Unfallkosten, die bei regelwidrigem 
Verkehrsverhalten entstehen, wenn keine Über­
wachungsaktivitäten der Exekutiven erfolgen. 
Allerdings müßten - um die inhaltliche Stringenz zu 
gewährleisten - diese Unfallkosten auch dann ent­
stehen, wenn bei regelwidrigem Verhalten der Ver­
kehr überwacht wird. Genau dies unterlassen je-

5 Ein höheres Bußgeld wird zwar im Erwartungnutzen der 
Verkehrsteilnehmer (EUVT) berücksichtigt, allerdings be­
stimmt sich hierüber nur die Wahrscheinlichkeit einer 
Kontrolltätigkeit der Polizei. 



doch die Autoren und nehmen vielmehr implizit an, 
daß bei realisierter Verkehrsüberwachung ein 
regelkonformes Verhalten gezeigt wird und somit 
keine Unfallkosten anfallen. Hierdurch wird aller­
dings die Logik des spieltheoretischen Modells 
durchbrachen. Würden auch im Fall des regel­
widrigen Verkehrsverhaltens bei gleichzeitiger 
Überwachungstätigkeit die Unfallkosten mit einge­
rechnet, so besitzt die Überwachungsinstanz eine 
dominante Strategie dahingehend, grundsätzlich 
nicht zu überwachen, so daß sich die einzelnen 
Verkehrsteilnehmer für die Handlungswahl 'regel­
widrig' entscheiden würden und somit ein stabiles 
Gleichgewicht in reinen Strategien möglich wäre. 
Ein solches Modell mag zwar durchaus seine theo­
retische Berechtigung haben, stellt aber nur 
schwerlich ein Abbild der Realität dar. 

Lösen läßt sich dieses Problem durch die An­
nahme, daß die über die Bußgelder eingenomme­
nen Gelder wenigstens zu einem Teil für die 
Finanzierung der Überwachungstätigkeit zur Verfü­
gung stehen. Die Wiederherstellung der alten 
Struktur des Spiels ist dadurch zu gewährleisten, 
daß die Kosten, die durch die Überwachungsaktivi­
tät entstehen, zumindest durch die Einnahmen 
gedeckt sind. Allerdings hat diese Änderung zur 
Folge, daß die Hypothese H2 nicht aufrechterhal­
ten werden kann, weil nun über die Höhe der 
Sanktion auch eine Verbindung zum Etat der Ver­
kehrsüberwachung gegeben ist. 

Dennoch wird aus diesem geänderten Modell er­
sichtlich, daß eine Veränderung von Strafen allein 
nicht ausreichend ist, wenn nicht zugleich die 
Auswirkungen auf den Etat der Überwachungs­
instanz berücksichtigt werden. Dies ist insbeson­
dere dann von Bedeutung, wenn über die Art einer 
Bestrafung nachgedacht wird. Ist eine Bestrafung 
mit hohen Kosten (für den Überwacher) verbunden, 
so ist zu erwarten, daß sich dies nachteilig auf 
Kontrollaktivitäten auswirkt. Aus diesem Grund 
besitzen auch Geldstrafen gegenüber anderen 
Strafen den großen Vorteil, daß sie der Gesell­
schaft Kompensation bei gleichzeitiger Bestrafung 
der Delinquenten bieten (vgl. hierzu auch BECKER 
1982). 

Im folgenden sollen nun die als wichtig benannten 
Determinanten des Konzeptes der Abschreckung 
in ihrer Wirkung auf das __ Verkehrsverhalten im ein­
zelnen diskutiert werden. ln diesem Zusammen­
hang werden immer wieder verschiedene Forde­
rungen nach Maßnahmen wie höhere Geldbußen, 
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häufigere Kontrollen, Konfiszierung von Fahrzeu­
gen, niedrigere Promillegrenze für Personen, die 
bereits für ein Alkoholdelikt verurteilt wurden etc. 
(z.B. SWEEDLER 1995) erhoben. SWEEDLER 
(1995) beispielsweise begründet diese Forde­
rungen vor dem Hintergrund, daß in den USA etwa 
65% der Schwerverletzten bzw. 30% der Getöteten 
bei alkoholbedingten Unfällen zu der Gruppe der 
Mehrfachtäter zu rechnen sind. Einige der gefor­
derten Maßnahmen wurden bereits wissenschaft­
lich in ihrer Wirkung untersucht. Die Ergebnisse 
dieser Studien sollen nachfolgend vorgestellt wer­
den. 

2.2.1 Subjektive und objektive Entdeckungs­
wah rschein lieh keit 

Als insgesamt bedeutsamster Faktor im Kontext 
der Abschreckung wird in der Literatur allgemein 
die Wahrscheinlichkeit, bei einem Verkehrsver­
gehen entdeckt und sanktioniert zu werden, einge­
stuft. Wenn diese Wahrscheinlichkeit gering aus­
fällt, dann wird die Verkehrsüberwachung nur einen 
unbedeutenden Einfluß auf das Verkehrsgesche­
hen ausüben. Die Entdeckungswahrscheinlichkeit 
ist hierbei in zwei Komponenten zu zerlegen: die 
objektive und die subjektive Entdeckungswahr­
scheinlichkeit Die objektive Entdeckungswahr­
scheinlichkeit spiegelt das tatsächliche Risiko -
also die realisierte Kontrolldichte - eines Verkehrs­
teilnehmers wider, für ein Verkehrsvergehen ent­
deckt und sanktioniert zu werden. Im Gegensatz 
hierzu stellt die subjektive Entdeckungswahr­
scheinlichkeit die von den Verkehrsteilnehmern 
wahrgenommene Wahrscheinlichkeit, bei einem 
entsprechenden Delikt entdeckt und sanktioniert zu 
werden, dar. Beide Komponenten des Ent­
deckungsrisikos stehen sicherlich in einem engen 
Zusammenhang, dennoch müssen sie nicht sehr 
hoch korreliert sein. 

Für die Einführung von gesetzlichen Neuregelun­
gen bedeutet dies, daß solche Änderungen von 
den Betroffenen auch perzipiert werden müssen, 
damit überhaupt eine abschreckende Wirkung ein­
treten kann (LI BAN et al. 1987). 

Auch zeigt sich, daß ein Mindestmaß an Über­
wachungstätigkeit gegeben sein muß, damit ein 
Effekt der subjektiven Entdeckungswahrscheinlich­
keit auftritt. ln einer schwedischen Studie von 1976 
konnte NORSTRÖM (1983) einen Einfluß der sub­
jektiven Entdeckungswahrscheinlichkeit auf das 
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Verkehrsverhalten nicht nachweisen. Als Erklärung 
für diesen Sachverhalt weist Norström darauf hin, 
daß das Entdeckungsrisiko von den Betroffenen 
offensichtlich als zu gering eingeschätzt wurde, als 
daß es verhaltenswirksam sein könnte. 

ABERG (1988) verweist in diesem Zusammenhang 
auf die unterstützende Wirkung von positiven Ein­
stellungen - hier zu Tempo 30-Zonen. Schon mit 
einer moderaten Zunahme an Kontrolltätigkeiten 
konnte ein deutlicher Effekt auf die gefahrenen 
Geschwindigkeiten in Tempo 30-Zonen nachge­
wiesen werden. 

Da nun die subjektive Entdeckungswahrscheinlich­
keit eine Funktion der tatsächlichen Kontrollintensi­
tät ist, ist der naheliegendste Weg zur Beeinflus­
sung des Verkehrsverhaltens in einer Intensivie­
rung der Verkehrsüberwachung zu sehen. So zei­
gen verschiedene Studien deutliche Effekte einer 
verstärkten Verkehrsüberwachung sowohl hinsicht­
lich der Gurtanlegepflicht als auch im Kontext 
'Alkohol und Fahren' (z.B. MORTIMER 1992, 
MOYNHAM et al. 1995a, 1995b). 

Im australischen Staat New South Wales konnte 
beispielsweise nach einer massiven Erhöhung der 
Alkoholkontrollen die Zahl der Verkehrsunfälle, die 
im Zusammenhang mit einem Alkoholvergehen zu 
sehen sind, um 75% gesenkt werden 
(GERONDEAU et al. 1992). ln Stockton/USA 
wurde von 1976 bis 1979 ein Feldexperiment 
durchgeführt, mit dem Ziel, den Einfluß einer 
verstärkten Alkoholkontrolltätigkeit der Polizei an 
Wochenenden zwischen 20.00 Uhr und 4.00 Uhr 
zu untersuchen (VOAS/HAUSE 1987). Es zeigte 
sich eine signifikante Reduzierung von Unfällen um 
durchschnittlich 15%. Der Anteil der Fahrer, die mit 
einer Blutalkoholkonzentration von über 0, 1% 
entdeckt wurden, sank von 8,8% auf 5,0%. 
Umgekehrt zeigt sich bei einem Rückgang der 
Kontrollintensität ein Anstieg von Trunkenheits­
delikten (MATHIJSSEN 1995). 

Eine solche massive Verstärkung der Kontrolltätig­
keit über einen längeren Zeitraum kann jedoch aus 
finanziellen wie personellen Gründen in der Regel 
von der Polizei nicht geleistet werden. Da zukünftig 
sogar noch eher mit einer Verschlechterung dieser 
finanziellen wie personellen Situation zu rechnen 
ist, erscheint es vor allem angezeigt, nach effizien­
teren Maßnahmen, die die subjektive bzw. objek­
tive Entdeckungswahrscheinlichkeit erhöhen, zu 
suchen. 

Im Themenbereich 'Alkohol und Fahren' wird in 
diesem Zusammenhang insbesondere die Einfüh­
rung verdachtsfreier Alkoholkontrollen zur Beein­
flussung der subjektiven bzw. objektiven Ent­
deckungswahrscheinlichkeit diskutiert. Hierbei ist 
es der Polizei erlaubt, eine Alkoholkontrolle auch 
ohne einen Verdacht durchzuführen. 

So werden in Victoria/Australien verdachtsfreie 
Alkoholkontrollen seit 1976 durchgeführt. Mit der 
Einführung dieser Maßnahme wird eine Reduzie­
rung der Getötetenzahlen mit einer Blutalkoholkon­
zentration über dem erlaubten Grenzwert von 49% 
auf 21% innerhalb des ersten Jahres erklärt 
(MOLONEY 1995). 

SABEY (1988) berichtet von den Auswirkungen der 
Einführung verdachtsfreier Alkoholtests in New 
South Wales/Australien seit 1982. Diese Maß­
nahme wurde begleitet von einer Senkung der 
Blutalkoholgrenze auf 0,5 Promille (0,2 Promille für 
Fahranfänger), und zudem wurden die Strafen für 
Alkoholsünder mit mehr als 1,5 Promille verschärft. 
Ergänzt wurden diese gesetzlichen Veränderungen 
durch eine intensive Öffentlichkeitsarbeit, deren 
Kosten sich pro Jahr auf über 1 Mio. Australischer 
Dollar beliefen. Realisiert wurden seitdem jährlich 
ca. 1 Mio. solcher verdachtsfreien Alkoholtests. 
Das gesamte Paket an Maßnahmen bewirkte einen 
Rückgang der Todesfälle um 22%, der Schwerver­
letzten um 11% sowie der Leichtverletzten um 2%. 
Eine Analyse des Zeitraumes zwischen 1982 und 
1992 ergibt eine Reduzierung der Unfallzahlen 
zwischen 17 Uhr und 6 Uhr an Wochenenden und 
zu Ferienzeiten (zwischen 19 Uhr und 5 Uhr nur an 
Wachenden) um über 20% (SPAN/STANISLAW 
1995). HOMEL et al. 1995 weisen beispielsweise 
eine Reduzierung der Nachtunfälle von Allein­
fahrern um 24% nach. Die Autoren sehen vor allem 
die Abschreckungswirkung der verdachtsfreien 
Alkoholkontrollen als ursächlich für diese positive 
Entwicklung. 

ln Finnland wurden verdachtsfreie Alkoholtests im 
Jahre 1977 ebenfalls im Zusammenhang mit weite­
ren gesetzlichen Veränderungen (Promille-Grenz­
wertabsenkung auf 0,5 BAK und Verschärfung der 
Strafen) eingeführt. Nach schleppendem Beginn 
aufgrund des Mangels genügender Alkoholtest­
geräte konnten auch in Finnland Auswirkungen auf 
die Verkehrssicherheit nachgewiesen werden. 

TORNROS (1995) zeigt anhand einer Studie, daß 
verdachtsfreie Alkoholkontrollen vor allem bei zwei 
Gruppen von Verkehrsteilnehmern zu einer Erhö-



hung der subjektiven Entdeckungswahrscheinlich­
keit führen: zum einen bei denjenigen, die selbst 
unmittelbare Erfahrung mit einer solchen Kontrolle 
gemacht haben, und zum anderen bei denjenigen, 
die Personen kennen, die schon einmal in eine 
verdachtsfreie Alkoholkontrolle gerieten. Allerdings 
war der Effekt bei letzterer Personengruppe deut­
lich schwächer ausgeprägt. 

Insgesamt wird somit die Einführung verdachts­
freier Alkoholkontrollen bei Verwendung von Atem­
alkoholmeßgeräten sehr positiv beurteilt und 
scheint in der Tat eine Maßnahme zu sein, die 
einen deutlichen Abschreckungseffekt auf potenti­
elle Delinquenten besitzt (z. B. HOMEL et al. 1995, 
SABEY 1988, TÖRNROS 1995). ln Verbindung mit 
begleitenden Maßnahmen wie einer intensiven 
Öffentlichkeitsarbeit kann somit die Einführung 
verdachtsfreier Alkoholkontrollen als effektiver 
Beitrag zur Erhöhung der subjektiven Ent­
deckungswahrscheinlichkeit und entsprechender 
Verhaltensänderung beurteilt werden. 

Da davon auszugehen ist, daß für die Verkehrsteil­
nehmer die subjektive und weniger die objektive 
Realität verhaltensrelevant ist, ließe sich natürlich 
die Strategie verfolgen, vornehmlich die subjektive 
Wahrnehmung in Richtung einer stärkeren Über­
wachungsintensität zu beeinflussen. Dies ist bis zu 
einem gewissen Punkt durchaus eine lohnenswerte 
Strategie, dennoch zeigen empirische Studien, daß 
sich die Verkehrsteilnehmer nicht beliebig 
'täuschen' lassen. So berichten GERONDEAU et 
al. (1992) von einer gesetzlichen Neuregelung in 
Frankreich, durch die verdachtsfreie Alkohol­
kontrollen ermöglicht wurde. Zunächst machte sich 
dieser Umstand wohl durchaus in der Unfallstatistik 
(bedingt durch eine geringere Rate an Verstößen 
im Zusammenhang mit Alkohol) bemerkbar, nach­
dem den Verkehrsteilnehmern jedoch - trotz ge­
setzlicher Neuregelung - die geringe Kontrolldichte 
bewußt wurde, konnten die Anfangserfolge in der 
weiteren Zeit nicht bestätigt werden. 

Die Beeinflussung der Wahrnehmung in Richtung 
einer subjektiven Überschätzung der Kontrollinten­
sität über eine intensive Medienarbeit über einen 
längeren Zeitraum führt offenbar nur zu kurzfristi­
gen Verhaltenseffekten. Ein Grund hierfür liegt in 
der Tatsache, daß die Verkehrsteilnehmer zu­
nächst aufgrund der Berichte in den Medien ihr 
Verkehrsverhalten ändern; finden sie jedoch in 
ihrer sozialen Realität keine Bestätigung für die 
berichtete Überwachungsintensität, wird die Ab-
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schreckung an Wirkung verlieren und das alte Ver­
haltensmuster wieder gezeigt werden. 

Dennoch ist es durchaus angebracht, Überwa­
chungsaktivitäten begleitet von intensiver Öffent­
lichkeitsarbeit durchzuführen. (HARPER 1991) Die 
Bedeutung der Öffentlichkeitsarbeit, die sich schon 
mehrfach andeutete, wird in Kapitel 2.4 näher be­
handelt. Als weitere flankierende Maßnahme ist 
zudem eine hohe Sichtbarkeit der Überwachungs­
tätigkeit für die Verkehrsteilnehmer empfehlenswert 
(HARPER 1991 ). Auch dieser Gesichtspunkt wird 
in einem eigenen Kapitel ausführlicher behandelt. 

Im Zusammenhang mit einer Erhöhung des sub­
jektiven Entdeckungsrisikos wird vielfach auch die 
Verwendung automatischer Überwachungsgeräte 
empfohlen (vgl. hierzu Kapitel 3.4). 

Trotz dieser Maßnahmen zur Erhöhung der sub­
jektiven und objektiven Entdeckungswahrschein­
lichkeit finden Delinquenten auch technische Mög­
lichkeiten wie Radardetektoren, einer Entdeckung 
und Sanktionierung zu entgehen. Eine Unter­
suchung in Charleston County (South Carolina) 
ergab beispielsweise (TEED/LUND 1993}, daß mit 
Lasermeßgeräten ein größerer Anteil an Delin­
quenten erfaßt wurde (54% vs. 46%) und daß De­
linquenten, die in einer Geschwindigkeitskontrolle 
mit Lasermeßgeräten entdeckt wurden, viermal 
häufiger einen Radardetektor installiert hatten als 
Personen, die in einer Radarkontrolle erfaßt wur­
den. Geschätzt wird auch, daß in den USA nahezu 
die Hälfte der LKWs und ca. 5% der PKWs mit 
einem solchen Gerät ausgrüstet sind. 

2.2.2 Höhe der Sanktion 

Die zweite wichtige Komponente im Ab­
schreckungsprozeß stellt die Höhe der Sanktion 
dar. Da als Maßnahme auch immer wieder eine 
Verschärfung von Sanktionen als das primäre 
Mittel zur Reduzierung verkehrswidrigen Verhal­
tens gefordert wird, sollen im folgenden Kapitel 
Studien, die sich mit der Wirkung unterschiedlicher 
Arten von Sanktionen beschäftigten, diskutiert wer­
den. 

Eine Vielzahl empirischer Studien (z. B. JONAH/ 
WILSON 1983) zeigt, daß die Höhe der Sanktionen 
für Verkehrsvergehen nur unter ganz bestimmten 
Voraussetzungen einen Einfluß auf die Verhaltens­
weisen nimmt. Inwiefern eine Strafe eine ab­
schreckende Wirkung besitzt, die sich auch in einer 
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Verhaltensänderung manifestiert, hängt - wie 
bereits erwähnt - neben ihrer Höhe eben auch zu 
einem beträchtlichen Teil von der Erwartung, bei 
einem Verkehrsvergehen entdeckt zu werden, ab. 
Wird diese Erwartung als nahezu verschwindend 
gering wahrgenommen, so stellt eine Strafe keinen 
nennenswerten Einflußfaktor für eine Verhaltens­
änderung dar. Umgekehrt gilt das gleiche: Eine 
hohe subjektive Entdeckungswahrscheinlichkeit 
bleibt ohne Handlungsrelevanz, wenn die zu 
erwartende Sanktion nur minimal ist. Im Falle 
hoher Sanktionen gilt somit, daß diese nur dann 
einflußreich sind, wenn auch die subjektiv wahr­
genommene Wahrscheinlichkeit der Aufdeckung 
des regelwidrigen Verhaltens eine relevante 
Größenordnung einnimmt. 

Inwiefern eine verschärfte Sanktion das Rückfall­
risiko senkt, wird sehr gegensätzlich diskutiert. 
BODE (1995) verneint einen solchen Effekt und 
belegt sogar die gegenteilige Tendenz, daß eine 
Verschärfung zu einer signifikanten Verkürzung der 
Rückfallspanne führt. Ähnliches berichten MANN et 
al. (1991 ), die gleichfalls keinen abschwächenden 
Effekt der Höhe der Geldbuße auf das Rückfallri­
siko im Kontext 'Alkohol und Fahren' belegen konn­
ten, sondern auch Gegenteiliges aufzeigen. Weder 
Bode noch Mann et al. liefern eine Erklärung für 
diesen interessanten Effekt, so daß über die Ursa­
che hier nur spekuliert werden kann. 

Neben der multiplikativen Verknüpfung zwischen 
der Sanktionshöhe und der subjektiven Ent­
deckungswahrscheinlichkeit beeinflußt auch die 
von den betroffenen Delinquenten wahrgenom­
mene Fairneß des Strafmaßes die Wirkung der 
Abschreckung (JONAHIWILSON 1983), da offen­
sichtlich schon Polizisten bei unangemessener 
Sanktionshöhe mit einer Anzeige des betreffenden 
Deliktes zögern. 

Im Zusammenhang mit einer Veränderung der 
Sanktionsschwere ist auf zwei wichtige Gesichts­
punkte zu verweisen: Zum einen ist - wie bereits 
erwähnt - der Zusammenhang zwischen der Höhe 
der Strafe und ihrer Erwartung zu berücksichtigen, 
und zum anderen muß eine solche Veränderung 
von den potentiell Betroffenen auch wahrgenom­
men werden. 

Gerade in bezug auf den zuletzt genannten Ge­
sichtspunkt wird auch vereinzelt gefordert, die Fol­
gen einer Sanktionierung deutlicher in das Be­
wußtsein der Verkehrsteilnehmer zu heben (ZAAL 
1994). Dabei wird argumentiert, daß sich ein Groß-

teil der Verkehrsteilnehmer noch nicht mit einer 
strafrechtlichen Verfolgung oder allgemein dem 
Prozeß einer Bestrafung konfrontiert sah, so daß 
unter Einsatz einer intensiven Öffentlichkeitsarbeit 
die Unerfreulichkeit und Demütigung solcher Ver­
fahren in das Bewußtsein gehoben wird und hier­
durch der Abschreckungseffekt verstärkt wird. 

Als ein weiterer wichtiger Gesichtspunkt wird in 
diesem Zusammenhang auch das Rechtssystem 
gesehen. So verweist beispielsweise 
ROTHENGATTER (1991) auf die Ineffizienz des 
Sanktionssystems, da in einer Vielzahl von Fällen 
die in Aussicht gestellten Strafen in keinem 
Verhältnis zu den begangenen Verkehrsvergehen 
zu sehen sind. Zudem wird die Wirkung der 
Abschreckung dadurch verringert, daß mit 
zunehmender Sanktionsschwere auch ein längerer 
Rechtsweg erforderlich wird. Hieraus resultiert ein 
verlangsamter Sanktionsprozeß und sogar 
Ungewißheit darüber, ob überhaupt eine 
Bestrafung realisiert wird (ROSS 1991 ). 

2.2.3 Arten von Sanktionen 

Wenn ein Verkehrsvergehen im Rahmen einer 
Kontrollmaßnahme aufgedeckt wird, existieren eine 
Reihe von Optionen, in welcher Form das Verge­
hen sanktioniert werden soll. Die denkbaren Mög­
lichkeiten reichen von keiner Reaktion über münd­
liche oder schriftliche Verwarnungen ohne direkte 
Folgen, Geldbußen und Führerscheinentzug bis hin 
zu Freiheitsstrafen. Diese verschiedenen Sank­
tionsarten sollen nun im folgenden in ihrer Wirkung 
hinterfragt werden. 

2.2.3.1 Ermahnungen 

Die Sanktionierung mittels folgenloser Verwarnun­
gen kann als ein Maßnahmenansatz gesehen wer­
den, zukünftiges Verkehrsverhalten zu beeinflus­
sen. Für ein solches Vorgehen werden drei Argu­
mente angeführt (ZAAL 1994): 

- die von den Delinquenten wahrgenommene 
Fairneß 

- ein besserer Erziehungseffekt der Verkehrsteil­
nehmer (im Vergleich zu grundsätzlicher Be­
strafung) 

- die gesteigerte Effizienz der polizeilichen Arbeit 
aufgrund eingesparter Ressourcen für Nach­
ermittlungen 



19 

Hervorzuheben ist jedoch, daß zwischen verschie- 2.2.3.2 Geldbußen 
denen Deliktarten zu unterscheiden ist. So muß 
zwischen Delinquenten differenziert werden, die 
sich eines Vergehens nicht bewußt sind (aufgrund 
von Unwissenheit oder Ablenkung durch das Ver­
kehrsumfeld) und denen, die bewußt die Verkehrs­
regeln übertreten. Für erstere Gruppe stellen Ver­
warnungen (ohne finanzielle Folgen) eine effiziente 
Vergehensweise dar, da ein Hinweis auf ein 
(unwissendes) Fehlverhalten für eine Verhal­
tensänderung ausreichend ist und zudem dieser 
Maßnahme von den Betroffenen eine größere 
Fairneß zugeschrieben wird. Für Personen, die 
vorsätzlich Verkehrsverstöße begehen, ist diese 
Form der Sanktionierung jedoch ungeeignet. 

Empfohlen wird in diesem Zusammenhang auch 
eine größere Nachsichtigkeit für ein Delikt, das 
erstmalig begangen wird. Dies wird zum Teil auch 
in Kommunen bei der Überwachung des ruhenden 
Verkehrs praktiziert, bei denen die erste Verwar­
nung lediglich in Form einer schriftlicher} Verwar­
nung (ohne finanzielle Folgen) erfolgt, eine Wie­
derholung jedoch mit einem Verwarnungsgeld be­
legt wird. ln ähnlicher Weise funktioniert auch das 
Mehrfachtäter-Punktsystem. 

ln diesem Zusammenhang ist auch die Diskussion 
zu sehen, inwieweit repressive Überwachungs­
maßnahmen durch Ansätze, die als Erziehungs­
strategie mehr auf das Bewußtmachen von sicher­
heitsabträglichem Verhalten oder auch Belohnun­
gen setzen, zu ersetzen oder zumindest unterstüt­
zend einzusetzen sind (z.B. CASEY/LUND 1993, 
GELLER 1984, HAGENZIEKER 1991, MACHEMER et 
al. 1995). So untersuchten beispielsweise CASEY/ 
LUND (1993) den Einfluß von 'Speedometern' auf 
das Geschwindigkeitsverhalten. Hierbei wurde die 
Geschwindigkeit der Fahrzeuge gemessen und mit 
Hilfe einer Anzeige am Straßenrand den betreffen­
den Personen kenntlich gemacht. Hierdurch konnte 
eine Reduzierung der Durchschnittsgeschwin­
digkeit um 10% erzielt werden, und insbesondere 
die Spitzengeschwindigkeiten konnten verringert 
werden. Diese Effekte waren jedoch örtlich und 
zeitlich sehr stark limitiert. So sehen auch die 
Autoren den Hauptfaktor zur Erreichung länger­
fristiger Effekte in einer Kombination mit poli­
zeilicher Überwachung - also repressiven Maß­
nahmen. Auf Untersuchungen, die sich auf Be­
lohnungsstrategien als Maßnahmenansatz be­
ziehen, wird in Kapitel 4 ausführlicher einge­
gangen. 

Die in den meisten Ländern übliche Sanktionierung 
von Verkehrsdelikten stützt sich auf die Anwen­
dung eines festen Katalogs von Geldstrafen. Diese 
Art der Sanktionierung läßt sich als durchaus ein­
flußreich auf das Verhalten der Verkehrsteilnehmer 
einordnen. Jedoch gilt hier - wie oben bereits er­
wähnt -, daß eine solche Androhung einer Geld­
buße nur dann einen positiven Einfluß auf das Maß 
der Abschreckung nimmt, wenn auch die Ent­
deckungswahrscheinlichkeit entsprechend hoch 
ausfällt. 

Die Verwendung von Geldbußen als Sanktionie­
rungsmaßnahme weist eine Reihe von Vorteilen 
auf (ZAAL 1994): 

- Bußgelder lassen sich in ihrer Höhe relativ 
leicht an die Schwere eines Verkehrsdeliktes 
anpassen. 

- Die Einnahmen aus den Bußgeldern bieten eine 
Kompensation für Überwachungsaktivitäten. 

- Eine finanzielle Belastung durch ein Bußgeld 
bedeutet für die Betroffenen eine Einschrän­
kung des Budgets für andere Dinge. 

- Die Verhängung einer solchen Maßnahme kann 
die Effizienz des Bestrafungsprozesses stei­
gern, da sie relativ leicht zu verwalten ist. 

Allerdings werden in Verbindung mit der Verhän­
gung von Bußgeldern auch Nachteile gesehen 
(ZAAL 1994). So besteht ein Problem darin, daß 
nicht nur Verkehrsvergehen mit finanziellen Strafen 
belegt werden, sondern auch Delikte in anderen 
Bereichen. Werden nun die Bußgelder im Ver­
kehrsbereich erhöht, so findet - ceteris paribus -
hierdurch gleichzeitig eine relative Abwertung der 
Bestrafung anderer Vergehen statt. 

Ein weiteres Problem wird in der Tatsache gese­
hen, daß die Höhe einer Geldstrafe in Abhängigkeit 
der jeweiligen Einkommenssituation durch den 
Betroffenen sehr unterschiedlich bewertet wird. 
Solange die Höhe der Geldstrafe nicht an das Ein­
kommen gekoppelt ist, erfolgt im Prinzip ungleiche 
Bestrafung für das gleiche Verkehrsvergehen. Aus 
diesem Grund wird verschiedentlich gefordert, eine 
solche Verknüpfung vorzunehmen. Praktiziert wird 
ein derartiges System in Schweden (ZAAL 1994). 
Nach der lmplementation zeigte sich dort insge­
samt sowohl eine hohe Effektivität als auch Akzep­
tanz seitens der Verkehrsteilnehmer. Als proble-



20 

matisch erweist sich der wesentlich höhere Verwal­
tungsaufwand, der mit einer solchen Koppelung 
verbunden ist. Wegen dieser Problematik besitzen 
Sanktionen wie ein Entzug der Fahrerlaubnis einen 
gewissen Vorteil, da hierdurch die Delinquenten in 
gleicher Weise betroffen werden. 

2.2.3.3 Fahrverbot bzw. Entzug der Fahr­
erlaubnis 

Das Fahrverbot bzw. der Entzug der Fahrerlaubnis 
ist eine Sanktion, die aufgrund der damit verbun­
denen Folgen sicherlich nur eine Anwendung bei 
schweren Vergehen finden kann und soll. Von da­
her stellt diese Maßnahme keine Alternative zu 
Geldstrafen bei minder schweren Verkehrsdelikten 
dar. Insbesondere im Zusammenhang mit der 
Thematik 'Fahren unter Alkoholeinfluß' wird die 
Effektivität der Maßnahme Fahrerlaubnisentzug 
diskutiert. 

Dabei wird dieser Maßnahme nicht nur eine spe­
zialpräventive Wirkung - also eine Minderung des 
Rückfallrisikos - zugesprochen, sondern auch eine 
generalpräventive Wirkung. Sie wird als relativ 
einfach umsetzbar und finanziell nicht aufwendige 
Gegenmaßnahme angesehen, die vor allem den 
Effekt hat, potentiell gefährliche Fahrer für einen 
längeren Zeitraum als Führer eines Kraftfahrzeugs 
vom Verkehr auszuschließen (SADLER et al. 
1991). 

Der general- wie spezialpräventive Wirkungszu­
sammenhang wird in der Literatur jedoch nicht 
einhellig vertreten. Wie bereits in Kapitel 2.2.2 er­
wähnt, berichtet BODE (1995) von kontraprodukti­
ven Effekten, die in Verbindung mit einem Fahrver­
bot bzw. einem Entzug der Fahrerlaubnis stehen, 
jedoch wird hierzu auch eine gegensätzliche Posi­
tion in der Literatur vertreten. So berichten zwar 
MANN et al. (1991 ), daß eine Verschärfung von 
Geldbußen ohne Einfluß sowohl auf die Erst- als 
auch die Wiederholungstäterschaft bleibt, jedoch 
kann - wenn auch mit schwacher Erklärungskraft -
ein Zusammenhang zwischen dem Entzug der 
Fahrerlaubnis und dem Delikt 'Fahren unter Alko­
holeinfluß' in Richtung einer Minderung des Auftre­
tens dieses Deliktes sowie einer Reduzierung 
alkoholbedingter Unfälle nachgewiesen werden. 
Diese Ergebnisse betreffen sowohl das Rückfall­
risiko als auch das Ersttatrisiko. Zu den gleichen 
Ergebnissen - also einer Reduzierung der Unfall­
ursache Alkoholeinfluß sowie der Minderung der 

Rückfälligkeit - gelangen auch MARQUESNOAS 
(1995). 

Die Ergebnisse von PREUSSER et al. (1988) 
deuten in die gleiche Richtung: Am Beispiel des 
Wisconsin 'Drinking and Driving Law' von 1982 
belegten die Autoren die Effizienz eines Führer­
scheinentzugs als Sanktionsmaßnahme für Fahr­
ten unter Alkoholeinfluß. Als spezialpräventive 
Wirkung zeigte sich auch hier ein Rückgang des 
Rückfallrisikos sowie alkoholbedingter Unfälle nach 
einer Erstverurteilung. Die generalpräventive Wir­
kung der Einführung dieses Gesetzes verdeutlichte 
sich in einem allgemeinen Rückgang von Unfällen 
in Wisconsin, die auf Alkoholeinfluß zurückzufüh­
ren sind. 

WELLS-PARKER/COSBY (1988) berichten von 
verschiedenen Studien, die gleichfalls diesen 
Zusammenhang zwischen Entzug der Fahrerlaub­
nis und Rückgang der Unfallverwicklung nach­
weisen. 

Die Gründe für die durchschlagende Wirkung von 
einem Fahrverbot bzw. einem Entzug der Fahr­
erlaubnis sind dabei in den Auswirkungen auf die 
individuelle Berufs- und Freizeitmobilität begründet. 
Der Verzicht auf ein Automobil für Fahrten zum 
Arbeitsplatz oder im Kontext von Freizeitaktivitäten 
ist für die Betroffenen oftmals nicht nur mit zeit­
lichen Konsequenzen (z. B. längere Anfahrtszeiten 
zum Arbeitsplatz), sondern auch mit einem hohen 
Ansehensverlust verbunden (ZAAL 1994 ). 

Als problematisch erweist sich, daß ein Entzug der 
Fahrerlaubnis für die Betroffenen sogar mit einem 
Verlust des Arbeitsplatzes verbunden sein kann so 
daß Gerichte mit der Verhängung dieser St;afe 
zögern (WELLS-PARKER/COSBY 1988). Zur Pro­
blematik 'Arbeitsplatzverlust durch Entzug der 
Fahrerlaubnis' führten WELLS-PARKER/COSBY 
eine Untersuchung durch, mit dem Ziel, diesen 
Zusammenhang in seiner Relevanz zu beleuchten. 
Dabei zeigte sich, daß der Führerscheinentzug nur 
zu einem geringen Teil für einen Verlust des 
Arbeitsplatzes ursächlich ist. Hier ist auf die 
Konfundierung mehrerer Faktoren zu verweisen: 
Personen die die Fahrerlaubnis aufgrund eines 
Trunkenheitsdeliktes entzogen bekommen, können 
ihren Arbeitsplatz auch wegen Alkoholabhängigkeit 
verlieren etc .. 

Ein Problem, das sich in diesem Zusammenhang 
auch stellt, ist das der Alkoholabhängigkeit So 
weisen SADLER et al. (1991) darauf hin, daß eine 



mehrmalige Verurteilung wegen 'Fahren unter 
Alkoholeinfluß' zumeist als ein Indiz für eine Alko­
holabhängigkeit anzusehen ist. Aus diesem Grund 
ist beispielsweise in Schweden seit 1991 eine Wie­
dererteilung der Fahrerlaubnis an eine ärztliche 
Bescheinigung darüber, daß keine Alkoholabhän­
gigkeit vorliegt, gebunden (LAURELL 1995). Ähn­
liches gilt auch für die Bundesrepublik Deutsch­
land. 

Ein Führerscheinentzug als Maßnahmenansatz 
bewirkt zwar einen Ausschluß von gefährlichen 
Verkehrsteilnehmern, jedoch wird durch eine 
mehrmalige Verurteilung das eigentliche Problem 
nicht gelöst. Eine solche Mehrfachtäterschaft stellt 
daher ein gewichtiges Indiz für eine Alkoholabhän­
gigkeit dar, der wiederum nicht durch Bestrafung, 
sondern durch therapeutische Maßnahmen begeg­
net werden sollte. 

Kritiker der Sanktionsmaßnahme Fahrverbot bzw. 
Entzug der Fahrerlaubnis heben hervor, daß die 
Einhaltung des Fahrverbots in der Regel nur sehr 
schwer zu kontrollieren sei. So reichen die Schät­
zungen der Nichtbeachtung des Fahrverbots in 
verschiedenen Studien von 30% bis 60% (ZAAL 
1994 ). Verschiedentlich werden sogar Anteilswerte 
von bis zu 70% genannt (z.B. ROSS/GONZALES 
1988, WELLS-PARKER/COSBY 1988). Die Anga­
ben beruhen dabei auf selbstberichtetem Verhalten 
von betroffenen Kraftfahrern. 

Trotz einer solchen Mißachtung des Fahrverbots 
sehen ROSS/GONZALES (1988) auch einen Lern­
effekt in der betreffenden Sanktionsmaßnahme. So 
hat ein Fahrverbot auch zur Folge, daß suspen­
dierte Fahrer, die trotzdem weiterhin ein Fahrzeug 
steuern, schon allein um das Risiko einer Ent­
deckung zu verringern, eine Fahrweise zeigen, die 
sehr von der Vorsicht bestimmt ist, nicht auffällig zu 
werden. Das in der Zeit des Entzugs der Fahr­
erlaubnis gezeigte Fahrverhalten kann sich nach 
Meinung der Autoren dann auch auf die spätere 
Verhaltensweise - nach Wiedererteilung der Fahr­
erlaubnis - im Straßenverkehr auswirken, indem 
eine vorsichtige Fahrweise beibehalten wird. Inso­
fern wird einem Entzug der Fahrerlaubnis ein sehr 
starker spezialpräventiver Effekt zugeschrieben, 
und dies, obwohl die eigentliche Sanktion nicht 
befolgt wird. 

Diskutiert wird in diesem Zusammenhang auch 
eine deutliche Kennzeichnung der Fahrzeuge 
(mittels Stickern etc.) von Personen, denen die 
Fahrerlaubnis entzogen wurde, um hierdurch ein 
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Erkennen von illegalen Fahrten im Verkehr zu er­
leichtern. Jedoch wäre eine solche Maßnahme 
unter anderem mit dem Problem verbunden, daß 
ein solches Fahrzeug auch von Personen gesteu­
ert werden kann, die von einem Führerscheinent­
zug nicht betroffen sind, und aus diesem Grund 
keine illegale Fahrt vorliegen würde (ZAAL 1994). 

Um nun einer Nichteinhaltung entgegenzutreten, 
wird in zunehmendem Maße die Möglichkeit einer 
Konfiszierung des Fahrzeugs als gesetzliche 
Gegenmaßnahme diskutiert - insbesondere bei 
Verkehrsteilnehmern, die schon mehrfach wegen 
Trunkenheitsdelikten auffällig wurden (z.B. ROSS 
et al. 1995, SWEEDLER 1995). STEWART et al. 
(1995) berichten, daß in Ohio seit 1993 Fahrzeuge 
von Personen konfisziert werden, die entweder 
wiederholt wegen einem Trunkenheitsdelikt auf­
fällig wurden oder aber ein Kraftfahrzeug steuerten, 
obwohl die Fahrerlaubnis eingezogen war. Resul­
tierend aus der Frage, ob Delinquent und Fahr­
zeughalter dieselbe Person sind, erwies sich 
jedoch eine Gleichbehandlung der Delinquenten 
als problematisch. 

Erfahrungen mit einer solchen Gesetzgebung wer­
den auch aus Neuseeland und Skandinavien be­
richtet. Hier zeigt sich, daß, bedingt durch die ge­
nannte Maßnahme, die Zahl derjenigen, die in der 
Zeit des Fahrerlaubnisentzugs ein Kraftfahrzeug 
steuern, um 50% reduziert werden konnte (ZAAL 
1994). So wird es diesen Delinquenten offensicht­
lich enorm erschwert, auch ohne Fahrerlaubnis zu 
fahren, da sie sich erst den Zugang zu einem an­
deren Kraftfahrzeug ermöglichen müssen. 

Schließlich ist auch eine 'short-term suspension' in 
der Diskussion (JONAH/WILSON 1983); d. h. ein 
Einzug des Führerscheins durch die Polizei für 
kurze Zeit bei Personen, die knapp über der 
erlaubten Promillegrenze gemessen wurden. ln 
Kanada beläuft sich der Zeitraum für eine solche 
Maßnahme auf 6 bis 24 Stunden. Als fraglich wird 
jedoch der präventive Charakter dieser Maßnahme 
(in bezug auf eine Reduzierung alkoholbedingter 
Unfälle) angesehen. Hierbei wird angenommen, 
daß eine abschreckende Wirkung dieser Maß­
nahme eher auf die 'moderaten' denn auf die 
'habituellen' Trinker ausgeübt wird. 

Empirische Belege für diese These liefert eine 
Studie von VINGILIS et al. (1988), die die Aus­
wirkung der Einführung eines '12 Stunden-Führer­
scheinentzugs' in Ontario zum Thema hatte. Die 
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Resultate verweisen ebenfalls nur auf einen 
geringen und temporären Effekt. 

2.2.3.4 Mehrfachtäter-Punktsysteme 

Die Anwendung eines Mehrfachtäter-Punktsystems 
wurde in den letzten Jahren in zunehmendem 
Maße ein bewährtes Instrument, Delinquenzverhal­
ten mit einer angemessenen Sanktionierung zu 
verbinden. Bei einem solchen Punktsystem werden 
bestimmte Verkehrsdelikte entsprechend ihrer 
Schwere mit Punkten bewertet. Wird dann inner­
halb einer bestimmten Zeit ein Limit erreicht bzw. 
überschritten, erfolgt eine entsprechend härtere 
Bestrafung als bei einer Ersttat (z.B. in Form eines 
Entzugs der Fahrerlaubnis). Ein solches Punkt­
system hat zum Ziel, wiederholt verkehrsauffälli­
gen, offenkundig unbelehrbaren oder undisziplinier­
ten Kraftfahrern die Fahrerlaubnis zum Zwecke der 
Verkehrssicherheit zu entziehen. Dabei soll nicht 
nur gewährleistet werden, daß mehrfach auffällige 
Kraftfahrer einheitlich behandelt werden, sondern 
durch die in ihrer Schwere abgestuften Maßnah­
men wird dem Punktsystem auch eine präventive 
Wirkung zugesprochen. Hierdurch besitzt das 
Punktsystem auch einen gewissen Nachsichtig­
keitsaspekt gegenüber Verkehrsteilnehmern, die 
erstmalig mit einem schweren Delikt auffällig ge­
worden sind. 

Hierbei sind die Effekte eines solchen Punkte­
systems für drei Gruppen von Verkehrsteilnehmern 
zu unterscheiden (ZAAL 1994 ): 

- Zur ersten Gruppe zählen diejenigen Verkehrs­
teilnehmer, die grundsätzlich die geltenden Ver­
kehrsregeln beachten und bei denen eine Über­
schreitung dieser Regeln eher die Ausnahme 
darstellt. Eine solche Gruppe von Verkehrsteil­
nehmern wird von einem Punktsystem darin be­
kräftigt, ihr ansonsten regelkonformes Verhalten 
beizubehalten. 

- ln die zweite Gruppe gehören die Personen, die 
gewöhnlich die Verkehrsregeln beachten, aber 
trotzdem gelegentlich entsprechende Delikte 
begehen. Aus diesem Grund weisen diese 
Kraftfahrer nur wenige Punkte im Zentralregister 
auf. Für diese Personengruppe besteht die Wir­
kung des Punktsystems darin, daß sie es mit 
Rücksicht auf ihren Punktestand vermeiden 
wird, durch verkehrsauffälliges Verhalten eine 
Punktzahl zu erreichen, die schwerere Sanktio­
nen zur Folge hat. Hieraus resultiert für die be-

treffende Personengruppe eine Anpassung 
ihres Fahrverhaltens an die geltenden Ver­
kehrsregeln. 

- Die dritte Gruppe schließlich umfaßt diejenigen, 
die häufig die Verkehrsregeln verletzen. Gerade 
diese Personengruppe ist von den Folgen des 
Punktsystems direkt betroffen. Der Entzug der 
Fahrerlaubnis ist für diese Personen schon zum 
Teil Realität gewesen, oder eine solche Maß­
nahme steht unmittelbar bevor. Erfahrungen 
zeigen, daß eine wirkliche Verhaltensänderung 
erst unter dem Eindruck eines kurz bevorste­
henden Entzugs der Fahrerlaubnis erfolgt. Oft 
überschreiten diese Personen mehrmalig die 
Höchstpunktzahl, bevor eine Verhaltensände­
rung eintritt. 

Gerade auf die Erfahrungen mit Personen, die 
dieser dritten Gruppe zuzurechnen sind, stützen 
sich die Kritiker dieses Mehrfachtäter-Punkt­
systems. So wird angeführt, daß eine tatsächliche 
Abschreckungswirkung des Punktesystems erst 
dann gegeben sei, wenn eine ausreichende Zahl 
an Punkten schon gesammelt sei, so daß die 
Wahrscheinlichkeit eines Entzugs der Fahrerlaub­
nis eine wirksame Abschreckung darstellte. Zudem 
werde dieses System deviantes Verkehrsverhalten 
verstärken, da den Delinquenten bewußt sei, daß 
erst ab einer bestimmten Punktzahl mit einer rele­
vanten Sanktionierung zu rechnen sei: Dieser 
Maßnahme werde somit ein gewisser Aufforde­
rungscharakter zugesprochen (ZAAL 1994 ). 

Trotz dieser Einwände spricht eine Vielzahl von 
Erfahrungen für die Effektivität eines Mehrfach­
täter-Punktsystems. So berichtet ZAAL (1994) von 
einer Evaluationsstudie zum Punktsystem in 
Victoria/Australien. Anhand der Ergebnisse dieser 
Studie konnte gezeigt werden, daß die zeitlichen 
Abstände zwischen einem zweiten und dritten Ein­
trag in das Punkteregister länger ausfielen als zwi­
schen der ersten und der zweiten Eintragung. Der 
Abschreckungseffekt des Systems macht sich so­
mit mit zunehmendem Punktestand in Form einer 
Verkehrsverhaltensänderung bemerkbar. Dies 
zeigt sich auch letztlich darin, daß nur ein äußerst 
geringer Anteil die Punktschwelle erreicht, die zum 
Entzug der Fahrerlaubnis führt. Zudem gibt es 
Punktsysteme - wie z. B. in Deutschland -, die mit 
dem Erreichen bestimmter Punktschwellen indivi­
duelle Interventionen (u.a. Warnbriefe, Nachschu­
lungskurse) auslösen. 



Auch aus theoretischer Perspektive spricht einiges 
dafür, zunächst eine gewisse Nachsichtigkeit 
gegenüber betreffenden Delinquenten auszuüben. 
So zeigen Ergebnisse soziologischer Unter­
suchungen zu kooperativem Verhalten, daß eine 
Kooperation zwischen Akteuren gefördert werden 
kann, wenn auch auf ein einmaliges nichtkoopera­
tives Verhalten nicht sofort mit ebenfalls unkeope­
rativer Handlungswahl reagiert wird (z.B. 
AXELROD 1987, TAYLOR 1987). 

2.2.3.5 Freiheitsstrafen 

Als ultima ratio der Sanktionierungen sind sicher­
lich Freiheitsstrafen anzusehen, auch wenn ihre 
Wirkungen auf das Verkehrsverhalten eher skep­
tisch beurteilt werden. Ein Rückgriff auf eine solche 
Bestrafungsmaßnahme erfolgt auch erst bei erheb­
lichen Verkehrsdelikten wie zum Beispiel im Kon­
text 'Alkohol und Fahren'. 

ln diesem Zusammenhang werden Freiheitsstrafen 
oftmals als Verschärfung von Strafen interpretiert, 
in der Hoffnung, durch härtere Sanktionen einen 
größeren Abschreckungseffekt zu erzielen. 
MARTIN et al. (1993) können in einer Untersu­
chung jedoch keine signifikanten Unterschiede in 
den Rückfallquoten nachweisen: Unabhängig da­
von, ob ein Delinquent zu einer Freiheitsstrafe ver­
urteilt wurde oder eine andere Sanktionsart ge­
wählt wurde, konnte kein Unterschied im Rückfall­
risiko belegt werden. Ebenso zeigten sich keine 
Unterschiede zwischen Personen, die zu einer 
Geldstrafe oder aber zu einer kurzen Haftstrafe 
zuzüglich einer kleineren Geldbuße verurteilt wur­
den. 

Insgesamt scheint ein Einfluß von Gefängnisstra­
fen auf die Rückfälligkeit nicht nachweisbar zu sein 
(z.B. ROSS 1991). So zeigte sich, daß bei genü­
gend hoher subjektiv wahrgenommener Ent­
deckungswahrscheinlichkeit und Strafandrohung 
der zusätzliche Nutzen aus einer Einführung von 
härteren Strafen eher gering ausfällt. 

2.2.4 Unmittelbarkeit der Sanktionierung 

Als letzte Komponente ist die Unmittelbarkeit, mit 
der ein betreffendes Verkehrsvergehen sanktioniert 
wird, in ihrer Bedeutung zu hinterfragen. Dieser 
Gesichtspunkt gewinnt insbesondere vor dem 
Hintergrund einer zunehmenden Überwachung des 
fließenden Verkehrs seitens der Kommunen an 
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Bedeutung. Da den Kommunen bei ihrer Kontroll­
tätigkeit die Anhaltekompetenz fehlt, kann eine 
direkte Sanktionierung der Delinquenten, wie sie im 
Rahmen traditioneller polizeilicher Überwachungs­
maßnahmen erfolgt, nicht realisiert werden. 

Die unmittelbare Sanktionierung regelwidrigen Ver­
kehrsverhaltens im Zuge der traditionellen Ver­
kehrsüberwachung, bei der die Delinquenten 
direkt, nachdem sie ein solches Vergehen began­
gen haben, gestoppt und sanktioniert werden, führt 
offensichtlich zu positiven Effekten in bezug auf ein 
regelkonformes Verkehrsverhalten (z.B. HARPER 
1991 ). Gerade wenn zwischen dem Verkehrsver­
gehen und der Sanktionierung beispielsweise in 
Form eines Bußgeldbescheids eine größere Zeit­
spanne liegt, erweist sich die Sanktionierung nur 
noch als eingeschränkt verhaltenswirksam, da sich 
die Betroffenen oftmals an das Verkehrsdelikt nicht 
mehr erinnern können. Verstärkt wird dieser Effekt 
dann noch durch eine Form der Überwachung, bei 
der der Delinquent überhaupt erst durch einen 
solchen Bußgeldbescheid über die Entdeckung 
informiert wird. Für die Betroffenen besteht in 
einem solchen Fall kaum noch eine Verbindung 
zwischen dem Verkehrsvergehen und der Bestra­
fung. 

Insbesondere bei Überwachungsstrategien im Kon­
text automatisierter Verkehrsüberwachung kann 
eine solche direkte Sanktionierung verständlicher­
weise nicht erfolgen und wird auch als ein Problem 
erkannt (ROTHENGA TIER 1991 ). ln diesem 
Zusammenhang stellt sich deshalb die Frage, 
inwiefern sich solche Zeitspannen auf eine Minde­
rung des Einflusses auf das Verkehrsverhalten 
auswirken. So wird darauf verwiesen, daß schon 
eint: Zeitspanne von zwei Wochen zwischen der 
Tat und der Sanktionierung die positiven Effekte 
auf die Rückfälligkeit beträchtlich mindern. 

Allerdings wird auch argumentiert, daß sich solche 
großen Zeitspannen dennoch positiv auf die allge­
meine Abschreckung auswirken können. Zwar 
erfolgt keine unmittelbare Sanktionierung, jedoch 
wird den Verkehrsteilnehmern verdeutlicht, daß 
auch ohne sichtbare Überwachungsmaßnahmen 
und ohne direktes Anhalten jederzeit mit einer Kon­
trolle gerechnet werden muß. Bedingt durch diesen 
Mechanismus wird die Ungewißheit einer Kontrolle 
und damit das Abschreckungspotential einer sol­
chen Maßnahme erhöht (ZAAL 1994). 

Trotz der Vorteile einer automatisierten Ver­
kehrsüberwachung, die ausführlicher in Kapitel 3.4 
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erörtert werden, bleibt die Tatsache bestehen, daß 
durch diese Kontrollstrategie die erzieherische 
Komponente (das Gespräch der Polizeibeamten 
mit den Delinquenten vor Ort entfällt) vollständig 
verloren geht. Denkbar wäre eine Verknüpfung 
beider Verfahren, jedoch ist dies zur Zeit nicht 
realisierbar, wenn das Potential automatisierter 
Überwachung voll ausgeschöpft werden soll. 
ROTHENGATTER (1991) sieht eine Lösung dieses 
Problems darin, die Entwicklung dahingehend 
voranzutreiben, daß den Verkehrsteilnehmern un­
mittelbar, nachdem sie eines Vergehens überführt 
wurden, dieser Sachverhalt unter Hinweis 9uf eine 
in Kürze folgende Sanktion mitgeteilt wird. 

2.3 Akzeptanz 

Inwiefern geltende Verkehrsregeln ihre Beachtung 
finden, hängt auch zu einem Großteil von der Ak­
zeptanz bestimmter Regelungen seitens der Ver­
kehrsteilnehmer ab. Hierbei muß jedoch auf einen 
wichtigen Unterschied hingewiesen werden, der 
oftmals in der Literatur verwischt wird (z.B. KULLIK 
1987): Die Akzeptanz einer Regelung - beispiels­
weise eine Tempobeschränkung von 30 km/h -
durch die Verkehrsteilnehmer darf nicht mit dem 
gezeigten Geschwindigkeitsverhalten verwechselt 
werden. Dieser Unterschied ist deshalb bedeut­
sam, weil eine Regelung, die nicht die Zustimmung 
der Verkehrsteilnehmer findet, nur mit sehr hohem 
Überwachungsaufwand und bei deutlichem Wider­
stand der Betroffenen durchgesetzt werden kann. 
Wird eine bestimmte Regelung jedoch als sinnvoll 
akzeptiert, so ist zumindest eine Bereitschaft zu 
ihrer Beachtung gegeben, so daß diese beispiels­
weise schon mit geringem Überwachungsaufwand 
realisiert werden kann. 

So zeigen beispielsweise KANELLAIDIS et al. 
(1995) anhand einer griechischen Studie, daß die 
Akzeptanz von Geschwindigkeitsbegrenzungen 
eine notwendige, aber nicht hinreichende Be­
dingung für Regelkonformität darstellt. Als Haupt­
grund für eine Mißachtung geltender Geschwindig­
keitsbegrenzungen wurde von den Probanden 
angegeben, sie würden die entsprechenden 
Tempolimits in der gegebenen Höhe als nicht not­
wendig erachten. Als weitere Gründe wurde ge­
nannt, daß die Fahrt unter Zeitdruck erfolgt sowie 
durch ein 'Mitschwimmen im Verkehr' bedingt sei. 

PREUSSER et al. (1988) untersuchten die Ein­
stellungen von Verkehrsteilnehmern zur Gurt-

nutzung. Dabei zeigten sie für bestimmte Problem­
gruppen (High Risk Drivers) eine geringere Akzep­
tanz der geltenden Gurtregelung und auch 
entsprechend seltenere Benutzung der Gurte. 
Hiermit erklären die Autoren auch die geringere 
Reduktion an tödlichen bzw. schweren Unfällen im 
Vergleich zu anderen Fahrergruppen. 

ln gleicher Weise wie die geltenden Verkehrsrege­
lungen ihre Zustimmung finden müssen, sollte 
auch der Verfahrensprozeß für die betroffenen 
Delinquenten nachvollziehbar sein (ROSS/ 
GONZALES 1988). Wird eine Sanktionierung als 
unfair beurteilt, so ist als Folge einer Bestrafung 
kaum eine Veränderung im Verkehrsverhalten zu 
erwarten (JONAH/WILSON 1983, ZAAL 1994). 

2.4 Öffentlichkeitsarbeit 

Wie schon mehrfach in dieser Literaturstudie er­
wähnt wurde, besitzt die Wahrnehmung von Über­
wachungsmaßnahmen seitens der Verkehrsteil­
nehmer eine eminente Bedeutung, wenn solche 
Kontrollaktivitäten erfolgreiche Resultate bewirken 
sollen. Aus diesem Grund werden Überwachungs­
maßnahmen oft im Zusammenspiel mit einer 
intensiven Öffentlichkeitsarbeit durchgeführt. Für 
eine solche Vergehensweise sprechen dabei die 
Ergebnisse zahlreicher Untersuchungen. 

So berichtet GUNDY (1988a), daß eine intensive 
polizeiliche Überwachung sowie eine breite Öffent­
lichkeitsarbeit eine deutliche, wenn auch nur 
temporäre Verbesserung der Gurtquoten bewirken 
kann. Von daher stellt eine Öffentlichkeitsarbeit ein 
sinnvolles und kosteneffizientes Mittel dar, eine 
möglichst große Zahl der Verkehrsteilnehmer zu 
erreichen. 

Ähnliche Ergebnisse berichten WILLIAMS/LUND et 
al. (1987): ln Elmira (New York) stieg die 
Gurtanlegequote nach lnitiierung eines Verkehrs­
sicherheitsprogramms mit dreiwöchiger Über­
wachung und breiter Öffentlichkeitsarbeit von 49% 
auf 77% an. Allerdings sank die Rate nach zwei 
weiteren Monaten wieder auf 66% ab. 

WILLIAMS et al. (1994) zeigen gleichfalls, daß eine 
Kombination aus gesetzlicher Angurtpflicht, ent­
sprechender Verkehrsüberwachung und einer in­
tensiven Öffentlichkeitsarbeit deutliche Zuwächse 
bei den Gurtanlegequoten zur Folge hat. VINGILIS 
et al. (1988) sowie EPPERLEIN (1987) bestätigen 
ebenfalls die Notwendigkeit einer breiten Öffent-



lichkeitsarbeit, um die Wirksamkeit von Geset­
zesänderungen auf das Verkehrsverhalten zu stei­
gern. 

SABEY (1988) berichtet von den positiven Auswir­
kungen der Einführung von verdachtsfreien Alko­
holtests beispielsweise in New South Wales/ 
Australien und Finnland, während die Einführung 
dieser Maßnahme in Neuseeland nicht den er­
hofften Erfolg brachte. Als Ursache für den Miß­
erfolg in Neuseeland sieht SABEY eine nicht hin:.ei­
chend intensive Öffentlichkeitsarbeit. Werden An­
derungen in gesetzlichen Regelungen bzw. die 
Einführung von Maßnahmen wie den verdachts­
freien Alkoholkontrollen von den Betroffenen nicht 
perzipiert, so kann auch eine Änderung des Fahr­
verhaltens nur schwerlich erwartet werden. 

Der Hauptnutzen einer solchen Öffentlichkeits­
arbeit wird somit darin gesehen, das subjektiv 
wahrgenommene Entdeckungsrisiko zu erhöhen 
und somit auch den Abschreckungseffekt auf re­
geldeviantes Verkehrsverhalten durch die Ankün­
digung einer vermehrten Überwachungstätigkeit 
oder aber durch den Einsatz neuer Technologien 
zu verstärken. Dieser Zuwachs an Abschreckung 
durch die Öffentlichkeitsarbeit wird dann noch zu­
sätzlich durch die von den Verkehrsteilnehmern 
selbst beobachtete tatsächliche Überwachungs­
tätigkeit erhöht. 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang die Kombi­
nation zweier Komponenten: nämlich einerseits der 
Öffentlichkeitsarbeit und andererseits der intensi­
vierten Überwachung. Eine Öffentlichkeitsarbeit, 
die nicht von einer tatsächlichen Intensivierung 
begleitet wird, kann zwar unter bestimmten Um­
ständen zu Reduzierungen der Regelabweichun­
gen führen, jedoch weisen diese Effekte bei weitem 
nicht das Ausmaß und die Nachhaltigkeit einer 
kombinierten Überwachungsstrategie auf (RIEDEL 
et al. 1988). Dennoch erweist sich eine öffentliche 
Kampagne zur Unterstützung von Überwachungs­
maßnahmen als ausgesprochen hilfreich (CHRISTIE 
1990). 

Eine besondere Breitenwirkung wird in diesem 
Zusammenhang den visuellen Medien zugespro­
chen. Insbesondere lokale Medien sollten bei der 
Planung einer breiten Öffentlichkeitsarbeit einbe­
zogen werden, da hierdurch der unmittelbare Ver­
kehrsraum der Rezipienten dieser Medien berührt 
wird und dadurch eine größere persönliche Betrof­
fenheit existiert (ZAAL 1994 ). 
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ln den angeführten Resultaten spiegelt sich sehr 
klar die Wirkung einer Öffentlichkeitsarbeit wider. 
Grundsätzlich gilt es, deutlich zu trennen, welchem 
Zweck solche öffentlichen Kampagnen dienen. 
Stellt es das erklärte Ziel dar, Informationen in der 
Öffentlichkeit zu verbreiten, so sind die Printmedien 
wie auch die audivisuellen Medien der geeignete 
Kommunikationskanal, da diesen Medien in der 
heutigen Zeit als Informationssender eine eminente 
Bedeutung zukommt. Sollte es jedoch die Intention 
einer Kampagne sein, Meinungen zu beeinflussen, 
so sind die Medien mit diesem Anspruch überfor­
dert. Wie sich in der sozialwissenschaftliehen Lite­
ratur zeigt, ändern Individuen ihre Ansichten und 
Wahrnehmungen nicht aufgrund des Einflusses der 
Medien. Schon die frühen Arbeiten von 
LAZARSFELD et al. (1948) zeigen sehr deutlich 
die fehlende Einflußkomponente der Medien auf. 
Eines der Hauptergebnisse der Columbia-Forscher 
stellte dabei die Einsicht dar, daß interpersonale 
Kontakte bei der Meinungsbildung und Ent­
scheidungstindung zentral sind. 

Diese Resultate zeigen sich auch in Verkehrs­
sicherheitskampagnen (ZAAL 1994 ). Als Ergebnis 
einer Meta-Analyse von Kampagnen ist festzuhal­
ten daß sich durch eine intensive Öffentlichkeits­
arb~it - ohne gleichzeitige Verstärkung der Über­
wachungstätigkeit- vornehmlich ein besserer Infor­
mationsstand der Verkehrsteilnehmer erreichen 
läßt. Einstellungsänderungen sind bei lediglich 5% 
und Verhaltensänderungen letztlich nur bei 1% der 
Verkehrsteilnehmer zu erwarten. 

Wenn somit an eine Öffentlichkeitsarbeit nicht die 
falschen Erwartungen geknüpft werden, so stellt 
dieses Instrument einen effizienten Faktor in der 
Informationsvermittlung (LIEDEKERKEN 1990) 
sowie der Beeinflussung der Wahrnehmung von 
Kontrollintensitäten durch die Polizei und hierüber 
vermittelt auf das Verkehrsverhalten dar. 

2.5 Resümee 

Wie in diesem Kapitel gezeigt werden konnte, wird 
regelkonformes Verkehrsverhalten von einer Viel­
zahl von Faktoren beeinflußt. So konnte verdeut­
licht werden, daß schon die Form der gesetzlichen 
Regelung nicht ohne Einfluß auf das Verkehrsver­
halten bleibt, auch wenn sich wohl eher nur geringe 
Anpassungseffekte (in Abhängigkeit der Thematik) 
bei fehlender gleichzeitiger Überwachungsaktivität 
nachweisen lassen. 
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Eine Vielzahl von Studien setzte sich mit dem Kon­
zept der Abschreckung zur Erreichung einer Ver­
haltensmodifikation in Richtung einer Regel­
beachtung auseinander. Hierbei findet die Hypo­
these einer multiplikativen Verknüpfung zwischen 
der subjektiven Erwartung einer Entdeckung sowie 
der Höhe der zu erwartenden Sanktionierung in 
vielfacher Hinsicht ihre Bestätigung. Eine hohe 
Strafe bedeutet keine Abschreckung, wenn die 
Wahrscheinlichkeit der Entdeckung minimal ist, 
und umgekehrt gilt, daß eine hohe Entdeckungs­
wahrscheinlichkeit nur unter der Bedingung einer 
angemessenen Sanktion einen abschreckungs­
relevanten Faktor darstellt. Auch die Unmittelbar­
keit der Sanktionierung erweist sich -wie zu erwar­
ten -als relevanter Einflußfaktor. 

Nicht unterschätzt werden darf die Bedeutung der 
Akzeptanz geltender Verkehrsregeln. Regeln, die 
nicht die Zustimmung der Verkehrsteilnehmer fin­
den, lassen sich auch mit repressiven Maßnahmen 
nur schwer durchsetzen. Allerdings gilt, daß die 
Akzeptanz lediglich eine notwendige, aber keine 
hinreichende Bedingung für Regelkonformität dar­
stellt. 

Die Unterstützung der polizeilichen Überwachung 
mit Hilfe einer breiten Öffentlichkeitsarbeit erweist 
sich in der Literatur als effektive Vorgehensweise. 
Allerdings ist hier hervorzuheben, daß eine allei­
nige Öffentlichkeitsarbeit keine erhöhte Regelkon­
formität zur Folge hat. Die Stärke der Öffentlich­
keitsarbeit liegt somit darin begründet, die subjek­
tive Wahrscheinlichkeit, bei einem Verkehrsverge­
hen entdeckt und sanktioniert zu werden, zu erhö­
hen. 

Insgesamt offenbart die Durchsicht der Literatur ein 
großes Defizit an theoretischen Auseinanderset­
zungen mit der Thematik der polizeilichen Über­
wachung. Nur ansatzweise wird ein Handlungs­
modell den Untersuchungen zugrundegelegt Hier­
bei wird in der Regel angenommen, daß die Ent­
deckungswahrscheinlichkeit, die Höhe der Bestra­
fung sowie die Unmittelbarkeit einer Sanktionierung 
verhaltensrelevante Faktoren darstellen. Aussagen 
über die konkreten Wirkungszusammenhänge die­
ser Komponenten sowie weitere Einflußkräfte blei­
ben jedoch sehr vage. 

3 Repressive Verkehrsüber­
wachungsmaßnahmen 

Im vorangehenden Kapitel wurden Determinanten 
für den Prozeß der Abschreckung besprochen und 
in ihrem Zusammenwirken näher beleuchtet. Dabei 
zeigte sich, daß eine erfolgreiche Abschreckungs­
strategie auf einer hohen Kontrollintensität basie­
ren muß. ROTHENGATTER (1991) sieht allerdings 
eine solche Intensivierung der Kontrolltätigkeiten in 
der Regel als nicht realisierbar an und nennt dafür 
folgende Gründe: 

- Die Intensität des motorisierten Verkehrs ist in 
den letzten Jahren angestiegen, ohne daß ein 
identischer Anstieg in den polizeilichen Res­
sourcen zu verzeichnen wäre. 

- Die Verkehrsüberwachung steht zunehmend in 
Konkurrenz mit anderen sozialen Problemen 
wie Kriminalität, Umweltfragen etc., die gleich­
falls zunehmend Polizeiressourcen binden. 

- Das verwendete Überwachungsequipment so­
wie die angewandten Strategien sind als nicht 
effizient einzustufen. 

- Die öffentliche Meinung und die Politik sprechen 
sich nicht grundsätzlich zugunsten intensiver 
Überwachung aus. 

- Rechtliche Erfordernisse und Prozeduren 
schränken oftmals eine effiziente Verkehrs­
überwachung ein. 

Eine Verbesserung dieser Situation durch Auf­
stockung der polizeilichen Ressourcen sowohl in 
finanzieller als auch personeller Hinsicht scheidet 
unter anderem vor dem Hintergrund knapper Kas­
sen als Lösungsweg aus, so daß vor allem nach 
Wegen gesucht werden muß, bei gleichbleibenden 
oder gar abnehmenden Ressourcen die Über­
wachungsaktivitäten effizienter zu gestalten. Diese 
Vorgabe bildet den Hintergrund für die nachfolgen­
den Überlegungen dieses Kapitels. 

So werden in einem ersten Schritt Strategiekom­
ponenten repressiver Überwachungsmaßnahmen 
(sichtbar vs. verdeckt und mobil vs. stationär bzw. 
ortsfest) diskutiert. Anhand nationaler wie interna­
tionaler Forschungsergebnisse wird diskutiert, in­
wiefern es bei dieser Form der Verkehrsüber­
wachung Potential für eine Effizienzsteigerung gibt 
(Beispiel rotierende Schwerpunktkontrollen). 



Eine weitere Möglichkeit der Effizienzsteigerung ist 
in der Anwendung von selektiven Überwachungs­
strategien zu sehen. Eine solche Strategie sieht 
vor, Kontrollmaßnahmen an Orten und zu Ver­
kehrszeiten durchzuführen, die als unfallträchtig 
gelten. Hierbei kommt es zu einem sinnvollen Ein­
satz von Ressourcen an den Orten, an denen Kon­
trollmaßnahmen in hohem Maße erforderlich sind, 
um die Einhaltung von Verkehrsregeln zu gewähr­
leisten und damit die Unfallhäufigkeit an diesen 
Orten signifikant zu senken. 

Als ein weiterer Lösungsweg ist die zunehmende 
Automatisierung der Verkehrsüberwachung zu 
nennen. Eine solche Überwachungsstrategie be­
zieht sich hierbei insbesondere auf Geschwindig­
keitskontrollen sowie Kontrollen an Lichtzeichen­
anlagen. Obwohl solche Geräte mit hohen An­
schaffungskosten verbunden sind, zeigen die Er­
fahrungen in Ländern, in denen solche Geräte be­
reits in Anwendung sind, daß sie über einen länge­
ren Zeitraum bei korrekter und optimierter Nutzung 
kosten- und personaleffizient sind. 

Schließlich wird eine Intensivierung von Ge­
schwindigkeitskontrollen durch eine Übertragung 
dieser Aufgabe an die Kommunen diskutiert. ln der 
Bundesrepublik Deutschland beispielsweise über­
nehmen Kommunen und Kreise zunehmend die 
Überwachung des fließenden Verkehrs in eigener 
Regie. Welche Probleme und Erfolge in bezug auf 
die Verkehrssicherheit damit verbunden sind, wird 
anhand der bislang allerdings nur spärlich vorhan­
denen Literatur erörtert. 

3.1 Strategiekomponenten repressi~ 
ver Überwachungsmaßnahmen 

Die Diskussionen über eine Steigerung der Effekti­
vität bzw. der Effizienz bei der traditionellen Über­
wachungsmethode bezieht sich hierbei vor allem 
auf die Frage, in welcher Weise die Überwa­
chungsfahrzeuge zu plazieren sind. Zum einen 
wird versucht, über differierende Formen der Sicht­
barkeit den Abschreckungseffekt zu erhöhen, und 
zum anderen werden die Auswirkungen von mobi­
len sowie stationären bzw. ortsfesten Kontrollen 
diskutiert. Ziel dieser Ansätze ist es, den Ab­
schreckungseffekt bei gleichem Aufwand an Kon­
trollaktivität zu erhöhen. 
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3.1.1 Sichtbarkeit der Überwachung 

Die Frage der Sichtbarkeit oder Nicht-Sichtbarkeit 
einer Überwachungsmaßnahme wird in der Litera­
tur kontrovers diskutiert (ZAAL 1994 ). So spricht 
auf der einen Seite für eine hohe Sichtbarkeit der 
Kontrollmaßnahmen, daß eine Verhaltensänderung 
vor allem dann erfolgt, wenn die Verkehrsteil­
nehmer mit sehr hoher Gewißheit mit einer Kon­
trolle rechnen müssen. Eine solch hohe Gewißheit 
läßt sich natürlich am besten erzielen, wenn die 
Überwachungsaktivität im Straßenverkehr deutlich 
sichtbar für die Verkehrsteilnehmer durchgeführt 
wird. Zahlreiche Studien (z.B. MEEWES 1993, 
ROTHENGATTER 1990) unterstützen diese 
These. Jedoch ist in diesem Zusammenhang vor 
allem auf das Problem eines nur temporären 
Effektes zu verweisen: Eine Anpassung an gel­
tende Verkehrsregeln erfolgt zumeist nur am 
Überwachungsort sowie zum Zeitpunkt der 
Kontrollmaßnahme. Dies bedeutet, daß sich der 
Abschreckungseffekt lediglich auf die konkrete 
Kontrollsituation beschränkt, eine allgemeine -
generalpräventive - Auswirkung ist in der Regel 
nicht feststell bar. 

Aufgrund dieser orts- und zeitgebundenen Effekte 
befürworten zahlreiche Forscher (z.B. OSTVIKI 
EL VIK 1991) Überwachungsstrategien, die auf 
einer Nicht-Sichtbarkeit der Überwachungsaktivität 
beruhen. Hierdurch läßt sich ein lediglich überwa­
chungsort- und zeitgebundenes Anpassungsver­
halten unterbinden. Das Vertrauen von Verkehrs­
delinquenten in die eigene Fähigkeit, Kontrollen 
rechtzeitig zu entdecken und entsprechend zu 
reagieren, ist bei verdeckten Maßnahmen nur noch 
ein~eschränkt gegeben, so daß mit einer generell 
höheren Regelkonformität zu rechnen ist. Als 
Nachteile einer solchen verdeckten Überwachung 
sind zwei Gesichtspunkte hervorzuheben: Erstens 
kann durch verdeckte Überwachungsaktivitäten nur 
dann eine Erhöhung der subjektiven Entdeckungs­
wahrscheinlichkeit erzielt werden, wenn diese Kon­
trollen auch wahrgenommen werden. Denn 
Kontrollen, von denen die Betroffenen nichts wis­
sen, können für sie auch nicht verhaltensrelevant 
werden. Zweitens senken solche Maßnahmen die 
Akzeptanz der Verkehrsüberwachung bei den ent­
deckten Delinquenten allgemein, da ihnen oftmals 
der Charakter von 'Fallen' unterstellt wird, was eine 
Einsicht in das eigene Fehlverhalten erschwert. 

ZAAL ( 1994) verweist in diesem Zusammenhang 
auf die Möglichkeit, die Anwendung verdeckter 
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bzw. sichtbarer Kontrollen in Abhängigkeit des Ver­
kehrsdeliktes zu realisieren. So sind seiner Ansicht 
nach sichtbare Kontrollen bei Verkehrsvergehen 
empfehlenswert, bei denen einer Entdeckung nicht 
durch eine Verhaltensänderung entgangen werden 
kann (z.B. Fahren unter Alkoholeinfluß oder Fahren 
ohne Führerschein). Hingegen stellen bei Ver­
kehrsdelikten wie Mißachtung von Geschwindig­
keitsbegrenzungen oder Angurten, bei denen auf 
die Sichtbarkeit einer Kontrolle unmittelbar eine 
Anpassung an geltende Regeln erfolgen kann, 
verdeckte Kontrollen die geeignetere Maßnahme 
dar. 

Insgesamt gilt, daß wohl beide Überwachungsstra­
tegien ihre Berechtigung besitzen und der Verzicht 
auf eine der beiden Ansätze nicht zu begründen ist. 
Sichtbare Kontrollmaßnahmen sind aufgrund ihrer 
hohen Anpassungsquote am Überwachungsort 
somit besonders für eine Reduktion von Ge­
schwindigkeitsdelikten an Unfallschwerpunkten 
geeignet. Zudem erhöhen solche Maßnahmen 
durchaus auch das Entdeckungsrisiko, da den 
Verkehrsteilnehmern demonstriert wird, daß die 
Polizei im Verkehr präsent ist. Im Gegensatz hierzu 
erfüllen verdeckte Kontrollen sicherlich einen ande­
ren Zweck: Sie erhöhen insgesamt die Ungewiß­
heit einer Kontrollmaßnahme und können deshalb 
eher einen generalpräventiven Charakter haben. 
Bei der Anwendung einer solchen Strategie ist 
jedoch zu bedenken, daß eine Erhöhung des Ab­
schreckungseffekts bzw. eine Regelanpassung der 
Verkehrsteilnehmer nur dann erreicht werden kann, 
wenn Verkehrskontrollen von den einzelnen Ver­
kehrsteilnehmern auch wahrgenommen werden. 
Aus diesem Grund ist es wichtig, verdeckte Kon­
trollmaßnahmen durch eine breite Öffentlichkeits­
arbeit zu begleiten, bei der beispielsweise über die 
Medien nachträglich die genauen Kontrollstandorte 
(einschließlich Informationen über die Zahl der 
gemessenen Fahrzeuge sowie die Anzahl der De­
linquenten) bekannt gegeben werden. Hierdurch 
sind die Verkehrsteilnehmer zwar darüber infor­
miert, daß bestimmte Verkehrsdelikte (verstärkt) 
kontrolliert werden, jedoch besitzen sie keine Ge­
wißheit über Zeit und Ort solcher Maßnahmen, so 
daß mit allgemeinen Anpassungseffekten gerech­
net werden kann. 

Aus den genannten Gründen ist deshalb der Ein­
satz sowohl verdeckter als auch sichtbarer Ver­
kehrskontrollen - in Kombination - als ein sinnvolles 
Maßnahmenbündel einzustufen. Diese Sicht 

weise wird auch in der Literatur vertreten (z.B. 
ROTHENGATTER 1990). 

3.1.2 Mobile, stationäre bzw. ortsfeste Über­
wach u ngsstrateg ien 

Ebenso wie die Frage nach der Sichtbarkeit von 
Verkehrskontrollen hat auch die Frage nach mobi­
ler bzw. stationärer Überwachung eine Vielzahl von 
empirischen Studien generiert. Hierbei ist zunächst 
darauf hinzuweisen, daß der Begriff 'mobile Kon­
trollen' in der Literatur inhaltlich unterschiedlich 
verwendet wird. Zum einen sind hiermit Kontrollen 
gemeint, die sich auf ein 'Mitfahren im Verkehr' 
beziehen, und zum anderen Kontrollen, die dahin­
gehend als mobil bezeichnet werden, daß die ge­
samte Überwachungsapparatur nicht ortsfest ge­
bunden ist, sondern jederzeit an beliebigen Stellen 
im Straßennetz ohne all zu großen Aufwand auf­
gebaut werden kann. Im folgenden wird 'mobile 
Überwachung' im letzteren Sinne verwendet, 
Untersuchungen, die sich auf Kontrollen durch 
'Mitfahren im Verkehr' beziehen, sind als solche 
explizit benannt. 

MEEWES (1993) untersuchte die Auswirkungen 
mobiler und ortsfester Geschwindigkeitsüber­
wachung auf das Verkehrsverhalten. Seine Ergeb­
nisse bestätigen auch die Resultate internationaler 
Studien. So sind die Wirkungen erstfester Ge­
schwindigkeitsüberwachungsanlagen auf eine 
Strecke von 500m vor und hinter der Anlage be­
grenzt. Da die Kraftfahrer nicht erkennen können, 
ob sich ein Meßgerät in einem der Gehäuse befin­
det6, lassen sich auch keine Unterschiede an 
Tagen mit und ohne Kontrollen nachweisen. Dabei 
erwies es sich als ausreichend, daß ein Meßgerät 
in etwa 15 bis 20 Anlagen eingesetzt wird. 

Interessant ist die Tatsache, daß die Aufstellung 
der Gehäuse zunächst bei den betroffenen Ver­
kehrsteilnehmern offenbar den Eindruck ver­
mittelte, die Geschwindigkeiten würden in beide 
Fahrtrichtungen kontrolliert, so daß Geschwindig­
keitsreduzierungen für beide Richtungen auftraten. 
Allerdings änderte sich dieser Zustand langsam, 
aber kontinuierlich für die nicht überwachte Fahrt­
richtung, so daß nach etwa 1 bis 2 Jahren wieder 
das alte Geschwindigkeitsniveau erreicht wurde. 

6 ln der Regel werden mehr solcher 'Starenkästen' aufge­
stellt als Kameras vorhanden sind. 



Die Wirkungen dieser ortsfesten Anlagen auf das 
Fahrverhalten sind zwar nur punktuell7

, aber den­
noch können deutliche Sicherheitsgewinne in Form 
von Reduzierungen der Unfallhäufigkeit sowie der 
Unfallschwere an den Überwachungsorten festge­
stellt werden. 

Über die Wirkungen mobiler Geschwindigkeitskon­
trollen berichtet MEEWES, daß das Verkehrs­
verhalten durch einmalige Kontrollen nicht nach­
haltig beeinflußt werden konnte: Schon 300m 
hinter der Kontrollstelle fuhren die betroffenen 
Fahrer wieder so schnell wie zum Zeitpunkt der 
ersten Kontrolle. Offensichtlich tritt ein Lerneffekt 
nicht ein, und die Erwartung einer weiteren 
Kontrolle in unmittelbarer Nähe wird für unwahr­
scheinlich gehalten. Dieser Effekt konnte sowohl 
für Kontrollen mit Anhalten und kurzem er­
zieherischem Gespräch (und Sanktionierung) als 
auch ohne Anhalten nachgewiesen werden. 
Jedoch zeigte eine ausführlichere Belehrung durch 
besonders geschulte Polizeibeamte einen Einfluß 
in Richtung einer leicht niedrigeren Geschwindig­
keit. 

Während der Kontrollmaßnahme ging das Ge­
schwindigkeitsniveau am Überwachungsort deut­
lich zurück, erreichte aber unmittelbar nach Been­
digung wieder das alte Niveau. Den Effekt der Ge­
schwindigkeitsreduzierung führt MEEWES vor 
allem auf Warnungen entgegenkommender Kraft­
fahrer zurück. 

Diese berichteten Effekte mobiler wie ortsfester 
Verkehrsüberwachung entsprechen - mit geringen 
Abweichungen in Details - auch den Ergebnissen 
internationaler Studien (ZAAL 1994 ). 

Eine weitere Form der Überwachung ist die Stra­
tegie, den Verkehr durch 'Mitfahren' zu kontrollie­
ren. So zeigen SHINAR/STIEBEL (1986) in ihren 
Untersuchungen, daß der Einsatz von Polizeifahr­
zeugen im fließenden Verkehr einen größeren 
Effekt sowohl hinsichtlich der zeitlichen als auch 
der örtlichen Anpassung an geltende Regeln vor­
weist. Insgesamt weisen sowohl die stationäre als 

7 Einen solchen punktuellen Effekt konnten auch CASEY/ 
LUND (1993) mit dem Einsatz von 'Speedometern' 
nachweisen. Bereits 600m hinter der Meßstelle konnte 
schon eine Abnahme des Effektes beobachtet werden. 
CONNOLL Y/ABERG (1993) berichten von einem Effekt 
einer stationären sichtbaren Geschwindigkeitskontrolle, der 
auf eine Distanz ca. 5 Kilometer hinter der Meßstelle sowie 
einen Zeitraum von 10 bis 14 Tage nach Durchführung der 
Kontrolle begrenzt ist. 
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auch die mobile (hier Mitfahren) Überwachung 
signifikante Effekte in Form von Reduzierungen der 
Geschwindigkeiten nach, so daß letztlich 95% der 
Fahrer ihre Geschwindigkeiten den örtlichen Be­
grenzungen anpaßten. Ein signifikant größerer 
Nachhalleffekt ließ sich jedoch für die Unter­
suchungsbedingung 'mitfahrende Überwachung' 
aufzeigen. Der Nachteil einer solchen Überwa­
chungsform ist jedoch darin zu sehen, daß bei 
'mitfahrender Überwachung' das Überwachungs­
fahrzeug von weniger Verkehrsteilnehmern wahr­
genommen wird als bei stationären Kontrollen. 

Eine Lösung des Problems der Ortsgebundenheit 
der Effekte stationärer Überwachungen kann da­
durch erreicht werden, daß zwei oder mehrere sta­
tionäre Überwachungseinheiten in kurzer Distanz 
hintereinander eingerichtet werden (ZAAL 1994). 
Hierdurch läßt sich der Abschreckungseffekt aus 
zweierlei Gründen erhöhen: Zum einen wird durch 
die zusätzliche Zahl von Polizeifahrzeugen die 
Wahrnehmung von Verkehrsüberwachung erhöht, 
und zum anderen erhöht eine solche Strategie die 
Ungewißheit darüber, ob noch weitere Kontroll­
punkte zu erwarten sind. 

3.2 Traditionelle 
Verkehrsüberwachung 

Im Rahmen der traditionellen Verkehrsüberwa­
chung (Kontrolle, Anhalten, Belehren/Sanktionie­
ren) wird nach Wegen gesucht, bei gleich­
bleibenden Ressourcen eine höhere Effektivität 
und Effizienz der Verkehrsüberwachung zu ge­
währleisten. Aus diesem Grund existiert eine 
Vielzahl von Studien, die bestrebt sind, solche 
Wege herauszuarbeiten. ln diesem Kontext ent­
standen vor allem Untersuchungen, die den Einfluß 
von sichtbaren gegenüber verdeckten Maßnahmen 
oder mobile versus stationäre Überwachung zum 
Thema hatten (vgl. Kapitel 3.1 ). 

Solche Formen der Überwachung sind jedoch so­
wohl kosten- als auch personalintensiv, so daß die 
notwendige Überwachungsdichte allein aufgrund 
dieser Methode nicht zu gewährleisten ist. Allen­
falls läßt sich für einen kurzen Zeitraum eine solche 
Intensivierung realisieren. Die Methode der 'rotie­
renden Schwerpunktkontrollen' (MACHEMER et al. 
1995) stellt eine effiziente Maßnahme dar, bei 
gegebenen Ressourcen die subjektive Ent­
deckungswahrscheinlichkeit optimal zu erhöhen. 
Hierbei wird in einem begrenzten Zeitraum zu nicht 



30 

vorhersehbaren Zeiten und an unterschiedlichen 
Orten mit Anhaltekommandos der Verkehr über­
wacht. Im Auftrag der BASt wurde dieser Maß­
nahmenansatz im ländlichen Raum auf seine Wirk­
samkeit untersucht. Die Auswirkungen auf das 
Fahrverhalten waren signifikant: Insgesamt redu­
zierten sich die Geschwindigkeitsüberschreitungen 
im Zeitraum der Überwachung sehr deutlich. Län­
gerfristige Effekte konnten allerdings auch mit die­
ser Maßnahme nur eingeschränkt erreicht werden. 
Letztlich bleibt auch mit der Maßnahme der 
'rotierenden Schwerpunktkontrollen' ein Effekt nur 
bestehen, wenn die Intensität der Verkehrsko.ntrol­
len auf einem hohen Niveau erhalten bleibt. Frag­
lich ist allerdings auch, ob eine dauerhaft hohe 
Überwachungsintensität nicht mit einem Akzep­
tanzverlust seitens der Bevölkerung einhergeht 
(ZAAL 1994 ). Da - wie Untersuchungen belegen -
für Regelmißachtungen hauptsächlich die anderen 
Verkehrsteilnehmer verantwortlich gemacht wer­
den, ist zu erwarten, daß eine Aufdeckung des 
eigenen Fehlverhaltens zu einer Minderung der 
Akzeptanz von Überwachungsmaßnahmen führen 
wird. 

Eine weitere Überwachungsalternative besteht 
darin, verschiedene Deliktarten wie Geschwindig­
keitsvergehen, 'Fahren unter Alkoholeinfluß' oder 
'Fahren ohne Angurten' in einer koordinierten 
Aktion zu überwachen. Ziel eines solchen Verge­
hens ist es, den Verkehrsteilnehmern zu vermitteln, 
daß das Risiko der Entdeckung für verschiedene 
Arten von Verkehrsvergehen in gleichem Maße 
angestiegen ist, um über die Abschreckung durch 
Sanktionsandrohung eine höhere Beachtung gel­
tender Verkehrsregeln zu erreichen. 

WELLS et al. (1992) berichten von einem integrier­
ten Überwachungsprogramm (Alkohol und An­
gurten) in Binghamton (New York). Kennzeichnend 
für dieses integrierte Überwachungsprogramm war, 
daß eine Intensivierung der Kontrollaktivität nicht 
nur auf ein Delikt beschränkt blieb, sondern 
Alkoholkontrollen zum Anlaß genommen wurden, 
auch das Angurtverhalten zu überprüfen. Als Folge 
dieser Maßnahme reduzierten sich die Trunken­
heitsdelikte um 39%. Zugleich stieg die Gurtquote 
an (allerdings kaum über 60%) und dies insbe­
sondere nachts, wenn verstärkt Alkoholkontrollen 
durchgeführt wurden. Ein ähnliches Über­
wachungskonzept wurde in Leyden (Niederlande) 
1990 in einem Experiment, das sich über den 
Zeitraum von einem Jahr erstreckte, wissen­
schaftlich untersucht (ZAAL 1994 ). Dieses Über-

wachungskonzept wies jedoch nur in Teilbereichen 
Erfolge auf. 

Insgesamt zeigt sich für die traditionelle Ver­
kehrsüberwachung jedoch, daß die erzielten 
Effekte auf das Verkehrsverhalten - bei der reali­
sierbaren Überwachungsdichte - in der Regel nur 
an den Überwachungsort und den Überwachungs­
zeitraum gebunden sind. Die Verkehrsteilnehmer 
ändern ihr Verhalten meßbar nur am Ort der Kon­
trolle oder, allgemein gesprochen, an den Stellen, 
an denen sie ein hohes Überwachungsrisiko wahr­
nehmen. Sobald jedoch die Wahrscheinlichkeit, für 
ein Verkehrsvergehen überführt zu werden, sehr 
gering ist, stellt sich wieder das alte - regelwidrige -
Verhaltensmuster ein: Von einer diachronen (d.h. 
über die Zeit stabilen) Verhaltensänderung kann 
also mitnichten gesprochen werden, denn die Ver­
kehrsteilnehmer sind sich durchaus der Tatsache 
bewußt, daß eine umfassende Kontrolle des ge­
samten Straßennetzes mit der traditionellen Form 
der Überwachung nicht erfolgen kann. 

Letztlich bleibt festzuhalten, daß die traditionelle 
Überwachung des Verkehrs allein kaum ausreicht, 
um einen überdauernden Einfluß in Richtung auf 
Regeleinhaltung zu bewirken. 

3.3 Selektive Überwachungs­
methoden 

Da nicht das gesamte Straßennetz in gleicher In­
tensität überwacht werden kann, gilt es nach Mög­
lichkeiten zu suchen, Verkehrskontrollen nach ver­
nünftigen Gesichtspunkten nur selektiv durchzufüh­
ren. Eine solche Selektion besteht beispielsweise 
darin, Kontrollen vornehmlich an Unfallschwer­
punkten durchzuführen. 

Eine Orientierung der Meßstellen an den Unfallzah­
len findet deshalb schon lange seine Anwendung. 
Studien, die die Auswirkungen solcher selektiver 
Strategien untersuchten, belegten einen Rückgang 
zum einen der Quoten der Verkehrsvergehen und 
zum anderen der Unfallzahlen. Auf der Basis die­
ser Ergebnisse sind somit Konzentrationen von 
Verkehrsüberwachungsmaßnahmen auf Unfall­
schwerpunkte durchaus sinnvolle Konzepte, wie 
die Überwachungsressourcen im Sinne der Ver­
kehrssicherheit effizient eingesetzt und genutzt 
werden können. Allerdings ist es hierfür auch er­
forderlich, Unfallschwerpunkte und besonders un­
fallträchtige Zeiträume zu ermitteln, um an diesen 



Vorgaben den Einsatz der Kontrollressourcen zu 
orientieren. 

ZAAL ( 1994) berichtet von einem solchen Pro­
gramm, das in Tasmania/Australien implementiert 
wurde. Ziel des dortigen Projekts war es, bei einer 
geringen Polizeipräsenz eine Reduzierung der 
Verkehrsunfälle zu erreichen. Überwachungsorte 
wurden hier nach Unfallschwerpunkten bestimmt 
und mit einem Polizeifahrzeug stationär kontrolliert. 
Durch diese Maßnahme konnte eine Reduzierung 
der Unfallzahlen von 58% sowie ein Kosten-Nut­
zen-Verhältnis von 1:4 erzielt werden. Ähnlich er­
folgreiche Programme - mit Unfallreduzierungen 
von 6% bis 27% - lassen sich auch aus den USA 
berichten (ZAAL 1994 ). All diesen selektiven Über­
wachungsprogrammen war eine hohe Sichtbarkeit 
der Überwachungsmaßnahme sowie eine Durch­
führung über einen längeren Zeitraum gemeinsam. 

Als Vorgriff auf Kapitel 3.5 soll hier schon erwähnt 
werden, daß auch die kommunale Überwachung 
des fließenden Verkehrs bei der Bestimmung der 
Meßstellen ebenfalls an Unfallschwerpunkten 
orientiert ist. Überwacht wird hierbei größtenteils 
mit ortsfesten Anlagen (sogenannten 'Staren­
kästen') sowie auch mobil mit Fahrzeugen, die den 
Kommunen bzw. Kreisen gehören. Die Resultate 
dieser selektiven Überwachungsmethode bestäti­
gen die Ergebnisse der internationalen Studien 
sowohl hinsichtlich eines geänderten Fahrstils als 
auch eines deutlichen Rückgangs der Unfallzahlen 
an diesen Überwachungsorten. 

3.4 Automatisierte Verkehrs­
überwachung 

Großes Potential zur Steigerung der Effizienz und 
Effektivität der Verkehrsüberwachung wird der 
Automatisierung der Kontrolltätigkeit zugeschrie­
ben. Insbesondere in den Bereichen Geschwindig­
keitsüberwachung sowie Kontrollen an Licht­
zeichenanlagen und des Schwerkraftverkehrs sind 
schon heute zahlreiche solcher Systeme im Ein­
satz. Dabei wird angestrebt, mit Hilfe neuer Tech­
nologien sowohl die Überwachungsintensität als 
auch die Meßgenauigkeit zu steigern, ohne daß 
dies einen Mehraufwand an Personal bedeutet. 
Allerdings entfällt hierbei zumeist ein Anhalten der 
Delinquenten und damit ein erzieherisches Ge­
spräch durch einen Polizeibeamten. Um die Ermitt­
lungen des Täters zu erleichtern, werden hierbei in 
der Regel Frontphotographien der Delinquenten 

31 

gemacht. Als vorteilhaft erweist sich auch die Ver­
wendung der Videotechnologie, mit deren Hilfe es 
möglich ist, zu annähernd 100% die Nummern­
schilder der betreffenden Kraftfahrzeuge per Com­
puter korrekt lesen zu lassen, so daß weiterer Per­
sonalaufwand vermieden werden kann. 

Während die bisher genannten Techniken schon 
heute im Einsatz sind, werden in der Literatur auch 
zukünftige Formen der Überwachung mit Hilfe mo­
derner Technologien wie zum Beispiel 'in-car­
Systeme' diskutiert. Allgemein werden dabei zwei 
Gruppen von 'in-car Systemen' unterschieden 
(ROTHENGATTER 1995): autonome und inter­
aktive Systeme. Zu den autonomen Systemen 
zählen interne Überwachungsmöglichkeiten im 
Fahrzeug, die Veränderungen der Fahrzeug­
geschwindigkeit etc. kontinuierlich erfassen und mit 
dem 'normalen' Verhalten des Fahrers vergleichen. 
Bei interaktiven Systemen werden nicht nur 
Parameter des Fahrzeugs, sondern auch der 
Umwelt erhoben. Auch hier wird ein Vergleich 
vollzogen, und zwar zwischen dem erforderlichen 
und dem gezeigten Verkehrsverhalten. So ist 
beispielsweise denkbar, daß ein Fahrer, der an 
einem Stopschild nicht hält, unmittelbar einen 
Hinweis auf dieses Fehlverhalten bekommt und zur 
Einhaltung aufgefordert wird. Sollte er sich diesen 
Weisungen nicht fügen, so wird sein Vergehen 
registiert und entsprechend sanktioniert. 

Die Kosteneffizienz der bereits heute realisierten 
Automatisierung gegenüber der konventionellen 
Überwachung wird in der Literatur vielfach belegt 
(z.B. AYLAND et al. 1990, ROTHENGATTER 
1990, 1995). ln vielen Ländern findet deshalb eine 
solche Automatisierung der Überwachung zuneh­
mend Verwendung. 

Die Vorteile der Verwendung automatischer Geräte 
sind dabei nicht nur in einem vereinfachten Prozeß 
der Sanktionierung bzw. geringerem Personalauf­
wand zu sehen. So wird erwartet, daß sich die 
subjektive Einschätzung der Verkehrsteilnehmer, 
bei einem Vergehen entdeckt und sanktioniert zu 
werden - bedingt durch eine gesteigerte Ungewiß­
heit einer Kontrolle -, signifikant verändert. Auch 
wird einer solchen Technologie eine Erhöhung der 
Fairneß gegenüber den Verkehrsteilnehmern zu­
geschrieben, da eine Sanktionierung sich nunmehr 
auf sogenannte 'objektive' Daten stützt und nicht 
allein auf die Aussagen eines Polizeibeamten. 
Hieraus resultiert wiederum eine größere Bereit­
schaft seitens der Delinquenten, ausgesprochene 
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Sanktionen zu akzeptieren und ihre Gültigkeit nicht 
anzufechten. 

GORBETT ( 1995) führte in England eine Studie 
zum Thema Geschwindigkeitsverhalten und Über­
wachung mit Kameras durch. Die Ergebnisse zei­
gen, daß die Verwendung von Überwachungs­
kameras eine effektive Maßnahme zur Reduzie­
rung von Geschwindigkeitsübertretungen darstellt. 
Allerdings wiesen insbesondere die Fahrer, die 
Geschwindigkeiten in hohem Ausmaß übertreten, 
keine Generalisierungseffekte auf. Das heißt, daß 
der festgestellte Effekt bei dieser Gruppe von Ver­
kehrsteilnehmern lediglich auf Ort und Zeit der 
Überwachung beschränkt blieb. Insgesamt fielen 
die Einstellungen der befragten Verkehrsteilnehmer 
in bezug auf die Verwendung solcher automati­
schen Überwachungsgeräte eher positiv aus. 

Die Verwendung solcher Geräte wirft jedoch auch 
rechtliche Fragen auf, die nachfolgend erörtert 
werden. Im Anschluß hieran werden Probleme 
diskutiert, die im Zusammenhang mit der automa­
tisierten Überwachung stehen. 

3.4.1 Rechtliche Fragestellungen in Zusam­
menhang mit der automatisierten Über­
wachung 

Als zentrale Frage im Zusammenhang mit der 
automatisierten Überwachung wird gesehen, in­
wieweit mit dieser Technik ein unberechtigter Ein­
griff in die Privatsphäre des einzelnen erfolgt bzw. 
wie der Datenschutz gewährleistet werden kann 
(ZAAL 1994). Schon die Erstellung einer Photogra­
phie als Beleg für eine Täterschaft wird teilweise 
als ein solcher Eingriff angesehen. Die Effizienz 
und Effektivität der automatisierten Überwachung 
stehen damit in starker Abhängigkeit der jeweilig 
gültigen Rechtsprechung in einem Land. 

Als Beispiel hierfür kann New South Wales/ 
Australien angeführt werden (ZAAL 1994 ). So war 
nach der Einführung automatischer Über­
wachungsgeräte sehr schnell ersichtlich, daß das 
gesamte Potential dieser Anlagen nicht genutzt 
werden konnte, da sich die Praxis, den Fahrer als 
Verantwortlichen zu ermitteln, als übermäßig 
kosten- und personalintensiv erwies. Erst eine Än­
derung der Gesetzeslage in Richtung einer echten 
Halterpflicht resultierte in der erhofften Ab­
schreckungswirkung und damit einer deutlichen 
Reduzierung der Verkehrsdelikte. Die Kosten, die 
mit der Verfolgung eines Verkehrsvergehens ver-

bunden sind, konnten hierbei um annähernd 50% 
gesenkt werden. 

3.4.2 Probleme in Zusammenhang mit der 
automatisierten Überwachung 

Mit Hilfe der automatisierten Überwachung konnten 
sowohl die Entdeckungsraten als auch die Quoten 
der Sanktionierung signifikant erhöht werden. Der 
Erfolg auf der einen Seite ist jedoch auch mit Kritik 
auf der anderen Seite verbunden. Die Vorteile die­
ser Technik liegen zwar darin, daß eine solche 
Überwachungsmaßnahme vom einzelnen Ver­
kehrsteilnehmer nur sehr schwer erkannt werden 
kann, so daß er eine große Ungewißheit über die 
Existenz von Verkehrskontrollen hat. Dieser Vorteil 
- aus Sicht der Verkehrssicherheit - wird von Kriti­
kerseite als mangelnde Fairneß interpretiert. Ins­
besondere Vorwürfe, letztlich würden solche Über­
wachungsmaßnahmen weniger als Beitrag zur 
Verkehrssicherheit, sondern vielmehr als Geldein­
nahmequelle dienen, werden hierbei oft erhoben. 
Gerade in der Diskussion um die kommunale 
Überwachung ist eine solche Kritik keine Seltenheit 
(z.B. DEMOKRATISCHE GEMEINDE 1989, 
STANDOP 1989). 

Einer derartigen Kritik, die sich auf Fairneß und 
Moralität beruft, kann zwar mit dem Argument ent­
gegengetreten werden, daß letztlich Verkehrs­
regeln überwacht werden, die zumeist eine breite 
Zustimmung in der Öffentlichkeit finden und nicht 
der Willkür unterliegen, dennoch sind solche Ein­
wände beachtenswert. Denn bei einer geringen 
Akzeptanz solcher Überwachungsmethoden wird 
keine stabile Verhaltensänderung in Richtung von 
Regelkonformität zu erwarten sein. 

Diese Situation verdeutlicht das Dilemma der 
Überwachungsstrategien, die sich auf die Verwen­
dung automatischer Überwachungsgeräte stützen: 
Auf der einen Seite existiert die Bestrebung, das 
Potential solcher Geräte zum Zwecke der Ver­
kehrssicherheit voll auszuschöpfen, auf der ande­
ren Seite ist eine Akzeptanz solcher Überwa­
chungsansätze seitens der Verkehrsteilnehmer 
fraglich. Soll aber eine höhere eigenverantwortliche 
Beachtung geltender Verkehrsregeln erzielt wer­
den, so ist eine Akzeptanz der Überwachungs­
maßnahmen unabdingbar. 

Erfahrungen bezüglich einer Steigerung der Akzep­
tanz automatisierter Überwachungsmaßnahmen 
werden aus Australien berichtet (ZAAL 1994 ): 



- Die Implementierung von Öffentlichkeitspro­
grammen, die die Notwendigkeit hervorheben, 
an spezifischen Orten im Straßenverkehr im 
Sinne der Verkehrssicherheit zu kontrollieren. 

- Den Einsatz automatischer Überwachungs­
geräte auf Unfallschwerpunkte zu konzentrie­
ren. 

- Die Kommunen an der Entscheidung, wo solche 
Anlagen zum Einsatz kommen sollen, aktiv zu 
beteiligen. 

Meinungsumfragen unterstützen mit ihren Ergeb­
nissen eine solche Vorgehensweise. Umständliche 
Nachermittlungen, die auch fälschlicherweise ge­
gen Unschuldige gerichtet sein können, sind in den 
Ländern ausgeschlossen, in denen die Gesetzge­
bung es vorsieht, daß dem Fahrzeughalter die 
Pflicht der Identifikation des Fahrers zur Tatzeit 
obliegt. Hervorzuheben ist noch ein Ergebnis, das 
aufzeigt, daß die größte Zustimmung in den Ge­
meinden vorlag, in denen eine solche Form der 
Überwachung schon praktiziert wird, also die Ver­
kehrsteilnehmer durch direkte Erfahrung die Vor­
und Nachteile zu beurteilen vermögen (ZAAL 
1994). 

Ein weiteres Problem der automatisierten Ver­
kehrsüberwachung liegt in der zeitlich verzögert 
erfolgenden Sanktionierung. So ist beispielsweise 
mit der Überwachung durch automatische Kameras 
in Zusammenhang mit Lichtsignalanlagen oder in 
Starenkästen eine unmittelbare Sanktionierung 
nicht mehr möglich, da die Delinquenten nicht mehr 
vor Ort angehalten werden (z.B. LAWSON 1991). 
Hierdurch entsteht zwischen der Erfassung des 
Verkehrsvergehens und der Ahndung auf dem 
Postweg zwangsläufig eine gewisse Zeitspanne, 
die insbesondere bei aufwendigen Ermittlungen die 
Wirkung einer Sanktionierung mindert. Erschwe­
rend tritt außerdem noch der Umstand hinzu, daß 
die Delinquenten zum Teil erst mit der Zustellung 
beispielsweise eines Bußgeldbescheids von ihrer 
Regelübertretung erfahren. Beide Umstände wir­
ken sich nachteilig auf den Abschreckungseffekt 
aus und schränken somit die Effektivität automati­
scher Überwachungen ein. Ein Hinweis auf die 
Entdeckung in Form von lnformationstafeln, die die 
Delinquenten direkt vor Ort auf die Erfassung einer 
Regelübertretung informieren, ist jedoch aufwendig 
(ROTHENGATTER 1990). 

Mit dem Ziel, diese Zeitverzögerung zu minimieren, 
werden in der Literatur auch neue Technologien in 
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ihren Auswirkungen erörtert (z.B. ROTHENGATTER 
1990). Insbesondere die bereits erwähnten 'in-car­
Systeme' werden in diesem Zusammenhang 
hervorgehoben, da durch eine - schon heute 
technisch mögliche - Verknüpfung zwischen 
automatischen Überwachungsgeräten und 'in-car­
displays' eine unmittelbare Mitteilung der 
Entdeckung eines Vergehens an den Ver­
kehrsteilnehmer erfolgen kann. Solche Systeme 
ließen sich aber auch dazu verwenden, den 
Verkehrsteilnehmer auch ohne Sanktionierung auf 
sein regelwidriges Verkehrsverhalten hinzuweisen. 

So ließe sich mit Hilfe solcher Technologien zu­
mindest sichern, daß die Delinquenten über eine 
Erfassung ihrer Regelübertretung unmittelbar in­
formiert werden. Technisch ist es bereits auch 
möglich, anfallende Bußgelder direkt vom Konto 
der betreffenden Verkehrsteilnehmer abzubuchen, 
so daß sogar die Unmittelbarkeit zur Sanktionie­
rung wieder gegeben wäre. Inwiefern eine solch 
hochtechnologisierte Verkehrsüberwachung mit 
den Datenschutzgesetzen einzelner Länder in Ein­
klang steht und noch die Zustimmung und Akzep­
tanz der Verkehrsteilnehmer finden wird, ist jedoch 
als sehr fraglich anzusehen. 

Wichtig ist auch noch der Hfnweis, daß eine auto­
matisierte Verkehrsüberwachung nicht in allen 
relevanten Bereichen der Verkehrssicherheit reali­
sierbar ist. Die größten Vorteile zeigen sich bei 
Geschwindigkeitskontrollen und bei der Über­
wachung an Lichtzeichenanlagen. 

Trotz der genannten Einwände darf nicht verges­
sen werden, daß mit Hilfe automatischer Über­
wachungsgeräte die Zahlen von Regelübertretun­
gen beträchtlich gesenkt werden können. Insbe­
sondere wenn die Verkehrsteilnehmer über die 
Funktionsweise solcher Geräte sowie einen inten­
siven Einsatz informiert sind, lassen sich positive 
Effekte hinsichtlich der Effizienz und Effektivität 
nachweisen (z.B. LAWSON 1991, ZAAL 1994). 

3.5 Übertragung an Dritte: Kommu­
nale Verkehrsüberwachung 

Schließlich wird noch eine weitere Variante gese­
hen, eine Intensivierung der Verkehrsüberwachung 
zu realisieren: die Beteiligung Dritter an der Ver­
kehrsüberwachung. ln Deutschland wird bei die­
sem Thema vornehmlich die Frage der Einbindung 
der Kommunen in Kontrolltätigkeiten diskutiert. 
Während die Überwachung des ruhenden Verkehrs 



34 

durch Kommunen und Kreise weniger umstritten 
ist, werden hinsichtlich der Überwachung des 
fließenden Verkehrs sehr kontroverse Diskussio­
nen geführt. Insgesamt existiert zu diesem The­
menbereich keine umfangreiche Literatur, die sich 
mit den Auswirkungen sowie unterschiedlichen 
Kontrollstrategien der kommunalen Überwachung 
befaßt. Im folgenden werden nun kurz die unter­
schiedlichen strittigen Positionen bezüglich dieser 
Thematik dargestellt, um anschließend anhand 
einiger Fallbeispiele die Auswirkungen der kom­
munalen Überwachung auf das Fahrverhalten so­
wie die Unfallzahlen zu erörtern. 

Häufige und flächendeckende Geschwindigkeits­
kontrollen stellen nach Ansicht vieler Autoren ein 
wirksames Vorgehen zum Erreichen einer ange­
paßten Geschwindigkeit dar. Da die Polizei sich 
personell wie finanziell nicht in der Lage sieht, eine 
kontinuierliche Überwachung des fließenden Ver­
kehrs auch in Wohngebieten zu gewährleisten, 
sehen sich Kommunen veranlaßt, selbst diese 
Kontrolltätigkeiten zu übernehmen (SCHUSTER 
1989, STANDOP 1989). Die Überwachung des 
fließenden Verkehrs wird deshalb als wichtiges 
Instrument im Rahmen der Verkehrssicherungs­
pflicht der Kommunen angesehen (z.B. MÖRNER 
1988, SCHUSTER 1989). 

Aus diesen Gründen wird seit wenigen Jahren in 
verschiedenen Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland diskutiert, bestimmte Überwachungs­
aufgaben an Kommunen oder aber auch Private zu 
übertragen. Von diesen Überlegungen betroffen 
sind die Geschwindigkeits-, die Rotlicht- und die 
Parküberwachung (JANKER 1989, MELCHERS 
1989). Mehrere Bundesländer, unter anderem 
Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Hessen 
und Bayern sind inzwischen dazu übergegangen, 
den Kommunen neue Zuständigkeiten zu eröffnen, 
allerdings fallen die gesetzlichen Regelungen in 
den einzelnen Bundesländern sehr unterschiedlich 
aus8

. So darf in den betreffenden Bundesländern 
die Einhaltung von vorgeschriebenen Höchstge­
schwindigkeiten sowohl stationär (ortsfest mit Hilfe 
der sog. 'Starenkästen') als auch mobil überwacht 
werden. 

8 Eine Ermittlung und vergleichende Analyse der rechtlichen 
Ausgangssituation in den einzelnen Bundesländern wird 
zur Zeit im Rahmen des Forschungsprojektes FP 2.9314 
'Kommunale Überwachung von Kfz-Geschwindigkeiten in 
Tempo 30-Zonen' durchgeführt. 

Für das Land Baden-Württemberg berichtet 
BRAUN (1990) von einem Anstieg der von 
Kommunen durchgeführten Kontrollen von 830 im 
Jahre 1986 auf 2930 im Jahre 1988. Wurden 1986 
etwa 800.000 Kfz gemessen, so waren dies 1988 
immerhin schon ca. 3,5 Mio., und auch die festge­
stellten Verstöße stiegen im gleichen Zeitraum von 
62.500 auf 224.000. Die hiermit verbundenen Ein­
nahmen beliefen sich auf 6,92 Mio. ( 1988) gegen­
über 2,46 Mio. (1986). Bis Anfang 1995 waren von 
den 150 unteren Verwaltungsbehörden, die befugt 
sind, Geschwindigkeitskontrollen durchzuführen, 
bereits 90 entsprechend tätig (ECKERT 1995). 

ln Nordrhein-Westfalen sind von 1990, dem Zeit­
punkt der Zulassung der Kreisordnungsbehörden 
für Geschwindigkeitsüberwachungen, bis zum 
Jahre 1993 insgesamt 428 Meßstellen mit 
installierten Gehäusen, in denen abwechselnd 61 
Meßgeräte im Einsatz sind, eingerichtet worden 
(MELCHERS 1993). 

Die Diskussion, ob die Verkehrsüberwachung des 
fließenden Verkehrs durch kommunale Behörden 
zulässig ist, wird in der Literatur sehr kontrovers 
geführt (z.B. SURR 1992, EILDIENST DES 
STÄDTETAGES NORDRHEIN-WESTFALEN 1993a, 
GAEDE 1990, GRÖBL 1991, GÜNTHER 1994, 
JANKER 1989, KOCH 1994, STANDOP 1989, 
1991, ZIMMERMANN 1995). Dabei sprechen sich 
auch die Kommunen nicht einhellig für die Über­
nahme solcher Zuständigkeiten aus. ZIMMERMANN 
(1995) verweist in diesem Zusammenhang darauf, 
daß auch die Kommunen insbesondere vor dem 
Hintergrund vergangener Lastenverschiebungen 
von Bund und Ländern auf die Gemeinden einer 
solchen Zuständigkeitserweiterung nicht unkritisch 
gegenüberstehen, zumal den Kommunen in 
manchen Ländern nicht alle Gelder, die durch die 
Überwachungstätigkeit eingenommen werden, 
zufließen. 

Die Diskussion um die Sinnhaftigkeit der kommu­
nalen Überwachung soll an dieser Stelle nicht in 
aller Ausführlichkeit dargestellt werden, dennoch 
scheint es notwendig, konkrete Einwände gegen 
die kommunale Überwachung des fließenden Ver­
kehrs im folgenden kurz zu skizzieren. 

- Als erster Einwand wird vielfach die Befürch­
tung formuliert, Kommunen könnten bei der 
Überwachungstätigkeit mehr durch wirtschaft­
liche, denn verkehrssicherheitliehe Beweg­
gründe motiviert sein (RUSTEBERG 1989). 
Effektivität und Wirtschaftlichkeit bildeten somit 



die zentralen Leitlinien bei der Über­
wachungstätigkeit, da die für Personal und 
Material getätigten Ausgaben durch die Ein­
nahmen zumindest ausgeglichen werden 
müssen. Die Tatsache, daß den meisten Kom­
munen die Bußgelder zufließen, wird als ein 
hoher Anreiz interpretiert, die Geschwindigkeits­
überwachung zum Wohle des kommunalen 
Haushalts zu mißbrauchen (z.B. DEMOKRATISCHE 
GEMEINDE 1989, STANDOP 1989). 

- Auch wird als zweifelhaft angesehen, daß eine 
von Kommunen durchgeführte Verkehrsüber­
wachung die notwendige Akzeptanz in der Be­
völkerung findet. Gerade vor dem bereits disku­
tierten Hintergrund einer Orientierung der Kon­
trolltätigkeit ausschließlich an Wirtschaftlich­
keitsgesichtspunkten könnte die Akzeptanz der 
kommunalen Überwachung auf ein Minimum 
sinken (JANKER 1989). 

- Die Verkehrsüberwachung stellt nach den Poli­
zeiländergesetzen eine originäre Aufgabe des 
polizeilichen Vollzugdienstes dar, und die 
Überwachung durch Kommunen bedeutet fak­
tisch eine Aufgabenreduzierung der Polizei 
(JANKER 1989). ln diesem Zusammenhang 
sieht sich die Polizei offenbar auch mit dem 
Vorwurf konfrontiert, sie sei ihrer Aufgabe nicht 
gerecht geworden (GAEDE 1990). 

- Zudem wird die Frage aufgeworfen, inwieweit 
die kommunale Überwachung überhaupt zu 
einer Steigerung der Verkehrsdisziplin beitragen 
könne und ob nicht eher mit kontraproduktiven 
Effekten zu rechnen sei. So wird zwar in be­
stimmten Gebieten vermehrt kontrolliert und 
dort die Geschwindigkeitsbeschränkungen ent­
sprechend beachtet, außerhalb dieser Kontroll­
zonen könnten jedoch vermehrt Regelverstöße 
auftreten, da nun versucht würde, die 'verlorene 
Zeit' wieder aufzuholen (JANKER 1989). 

- Aufgrund der Aufsplitterung der Verkehrsüber­
wachung auf verschiedene kommunale Organi­
sationseinheiten mit jeweils differierenden per­
sonellen wie finanziellen Ressourcen ist eine 
unterschiedliche Handhabung zu erwarten - in 
rechtlicher wie technischer Hinsicht (JANKER 
1989). 

- Aus Sicht der Polizei sollte die Verkehrsüber­
wachung mit einem Anhalten des Delinquenten 
bei einem Verkehrsverstoß verbunden sein, um 
zum einen die Betroffenen in einem verkehrs-
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erzieherischen Gespräch in Richtung einer Än­
derung des Verkehrsverhaltens zu beeinflus­
sen, und zum anderen kann hierdurch die Ak­
zeptanz für Überwachungsmaßnahmen in der 
Öffentlichkeit gesichert werden. Diese fehlende 
Anhaltekompetenz wird als ein wichtiges Argu­
ment gegen eine verstärkte Verkehrsüber­
wachung durch die Kommunen angeführt 
(BRAUN 1990, HÖRL 1993, RUSTEBERG 
1989). Weitere Vorteile einer unmittelbaren 
Kontrolle vor Ort liegen in eindeutiger Fahrer­
feststellung (womit aufwendige Nachermittlun­
gen entfallen}, einer sofortigen Anhörung zum 
Sachverhalt und in der unmittelbaren Ahndung 
von Verstößen im Verwarngeldbereich begrün­
det (PFENNINGSDORF 1994). 

- Grundsätzlich wird erwartet, daß durch eine 
Intensivierung der Überwachung bedingt durch 
kommunale Aktivitäten mit einer erhöhten Zahl 
von Nachermittlungsersuchen bei der Polizei zu 
rechnen sei (RUSTEBERG 1989}, denn die 
Kommunen besitzen nicht das Anhalterecht und 
verwenden für die Anzeigen Lichtbilder. Mit den 
anstehenden Nachermittlungen könnten dann 
zusätzlich starke Arbeitsbelastungen auf die 
Polizei zukommen (MELCHERS 1989). Gerade 
bei Delikten, die mit höheren Bußgeldern belegt 
werden, gibt es eine große Zahl von Fahrern, 
die versuchen, die Folge dieses Deliktes abzu­
wenden, und da aufgrund einer erschwerten 
Beweislage bei unpräzisen Fotos die Identifizie­
rung des Fahrers schwieriger ist, steigt entspre­
chend der Ermittlungsaufwand durch die Polizei 
(SCHUSTER 1989). So verweist SCHMERLING 
(1992) unter Hinweis auf die Regierungsbezirke 

. Stuttgart, Karlsruhe und Tübingen darauf, daß 
sich die Ermittlungsersuche durch Kommunen 
und Landkreise von 1989 bis 1992 zum Teil ver­
zehnfacht haben. Auch BRAUN (1990) berichtet 
von einer ansteigenden Anzahl der Nachermitt­
lungen, zu denen der Polizeivollzugsdienst in 
Baden-Württemberg für die Bußgeldbehörden 
durchzuführen verpflichtet ist. Nicht selten han­
delt es sich hierbei um Verwarnungsgelder in 
Höhe von 20.- DM, die den Aufwand an 
Nachermittlungsarbeit ansteigen lassen. Als 
eine Lösung aus diesem Dilemma sieht 
SCHMERLING entweder eine echte Halter­
haftung oder eine eigenverantwortliche Er­
mittlung durch die Bußgeldbehörden. 

- Schließlich wird noch darauf verwiesen, daß 
eine effiziente Aufgabenverteilung zwischen 
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Kommunen und Polizei eine Koordinierung zwi­
schen diesen beiden Stellen erfordere, die aber 
zum Teil nur in ungenügendem Maße gewähr­
leistet sei (BRAUN 1990). Auch HÖRL (1993) 
sieht in der Zulassung der Kommunen zu 
Geschwindigkeitskontrollen eine unnötige 
Doppelzuständigkeit zwischen Kommune und 
Polizei, die letztlich zu Abstimmungsschwierig­
keiten und Reibungsverlusten führen müsse. 
Allerdings zeigt sich in Kommunen, in denen es 
eine enge Abstimmung mit der Polizei gegeben 
hat, daß das Geschwindigkeitsniveau und die 
Unfallzahlen durch die Überwachungsaktivitäten 
durchaus gesenkt werden konnten (SCHMERLING 
1992). 

Aus den geäußerten Bedenken wird von den Kri­
tikern die Forderung abgeleitet, daß die Ver­
kehrsüberwachung auch weiterhin eine originäre 
Aufgabe der Polizei darstellen und kommunale 
Überwachung allenfalls bei geringfügigen Ver­
stößen im ruhenden Verkehr in Betracht kommen 
sollte (JANKER 1989). Insofern kommunale Ver­
kehrsüberwachungen realisiert werden, sollten sie 
jedoch an den Richtlinien der polizeilichen Ver­
kehrsüberwachung orientiert sein (MELCHERS 
1989). 

Den genannten Kritikpunkten treten die Befürworter 
der kommunalen Verkehrsüberwachung unter Hin­
weis auf die Auswirkungen dieser Zuständigkeits­
erweiterung für die Verkehrssicherheit entgegen. 
Aus diesem Grund werden die Gegenargumente 
der Befürworter anhand von Fallbeispielen darge­
stellt. 

ln Baden-Württemberg ist beispielsweise vorgese­
hen, daß die Geschwindigkeitsüberwachung auf 
Unfallschwerpunkte sowie schutzwürdige Straßen­
abschnitte wie Schulen, Kindergärten, Altenheime 
oder auf verkehrsberuhigte Bereiche und Tempo 
30-Zonen beschränkt bleiben soll (ECKERT 1995). 
Hierbei wird eine Koordination in der Bestimmung 
der Meßorte und -Zeitpunkte mit der örtlich zu­
ständigen Polizeidienststelle als unerläßlich ange­
sehen, schon allein zur Vermeidung von Doppel­
messungen. 

ln Baden-Württemberg dürfen Städte und Gemein­
den, insofern sie als untere Verwaltungsbehörden 
Verfolgungsbehörden nach dem Ordnungswidrig­
keitengesetz sind, Geschwindigkeitskontrollen vor­
nehmen. Die Stadt Schwäbisch Gmünd überwacht 
den fließenden Verkehr seit 1987 mit Hilfe eines 
Radarwagens sowie einer stationären Rotlicht-

kamera, die an als gefährlich bekannten Kreuzun­
gen wechselweise eingesetzt wird (SCHUSTER 
1989). Innerhalb der ersten drei Jahre wurde die 
Überwachungsintensität um das Zwanzigfache 
erhöht (MEEWES 1995). Als Ergebnis dieser 
Überwachungstätigkeiten, die von einer offensiven 
Öffentlichkeitsarbeit begleitet werden, ist festzu­
halten, daß jährlich (bis 1989) ca. 14.000 Ver­
warnungs- und Bußgeldfälle zu verzeichnen waren. 
Das Fahrverhalten innerhalb der Gemeinde wird 
als insgesamt verbessert angesehen. Wenn zum 
Teil auch nicht die Quote der Überschreitungen 
zurückging, so konnte doch ein deutlicher Rück­
gang des Niveaus der Überschreitungen erzielt 
werden. Gleichfalls wird eine Rückläufigkeit in den 
Verletzten- und Getötetenzahlen berichtet 
(SCHUSTER 1989). Dem Einwand, der zeitliche 
Abstand zwischen Tat und Sanktionierung sei für 
eine effektive Überwachungsmaßnahme zu groß, 
versucht die Gemeinde durch eine zügige Bear­
beitung zu begegnen. So werden die An­
hörungsbögen den Betroffenen innerhalb von 8 bis 
10 Tagen zugesandt; handelt es sich um 
Fahrzeuge, die nicht aus dem Landkreis sind, 
dauert diese Zustellung ca. eine Woche länger. 
Insgesamt wird in 90% der Fälle innerhalb der 
gesetzlichen Frist ohne Mahnung bezahlt. FRIESE 
(1989) berichtet von der Vergehensweise und den 
Ergebnissen der kommunalen Verkehrsüber­
wachung in Heilbronn. Die Überwachung des 
fließenden Verkehrs begann in Heilbronn 1988 mit 
einem mobilen Einsatzgerät Ein Jahr später wurde 
in Heilbronn an etwa 100 Meßpunkten der 
fließende Verkehr wechselweise stationär wie 
mobil überwacht. Die Standorte, die in Zu­
sammenarbeit mit der Polizei ausgewählt wurden, 
liegen an inner- und außerörtlichen Unfall­
schwerpunkten, in verkehrsberuhigten Wohngebie­
ten sowie an besonderen Gefahrenstellen von 
Schulen und Kindergärten. Überwacht wird der 
Verkehr nicht nur tagsüber, sondern auch abends, 
nachts und ebenfalls an Sonntagen. Mit Hilfe einer 
offensiven Öffentlichkeitsarbeit wird auch in Heil­
bronn für Akzeptanz der kommunalen Überwa­
chung geworben. So werden beispielsweise über 
die Medien die Standorte der mobilen Kontrollen 
bekanntgegeben, wobei nur der betroffene Stadtteil 
und nicht der genaue Einsatzort genannt wird. Von 
Juli 1988 bis Juni 1989 wurde an 285 Tagen (1564 
Stunden) der Verkehr überwacht, wobei von ca. 
600.000 gemessenen Fahrzeugen etwa 50.000 
(dies entspricht einer Quote von ungefähr 9%) 



beanstandet wurden. Diese Beanstandungsquote 
reduzierte sich bis 1992 mit Schwankungen auf 
5,98% (EILDIENST DES STÄDTETAGES NORDRHEIN­
WESTFALEN 1993b). Auch konzentrieren sich die 
Geschwindigkeitsverstöße zunehmend auf den 
Bereich bis 10 km/h (FRIESE 1990). 

Seit Einführung der Überwachung des fließenden 
Verkehrs durch die Kommunen gingen die Unfall­
ziffern sowie die Zahl der Verletzten erheblich zu­
rück. Die Unfallzahlen sanken von 4175 im Jahre 
1987 auf 3277 im Jahre 1992 - und dies bei einem 
gleichzeitigen Anstieg des Kfz-Bestandes und der 
Einwohnerzahl. Einen Rückgang verzeichnen auch 
die Verletztenzahlen, die im Zeitraum von 1986 bis 
1992 von 87 4 auf 656 fielen, sowie die Zahl tödlich 
Verunglückter (EILDIENST DES STÄDTETAGES 
NORDRHEIN-WESTFALEN 1993b). Vergleichs­
zahlen aus anderen Regionen zur Bewertung 
dieses Rückgangs werden jedoch nicht aufgeführt. 

Diese positive Entwicklung wird von der Stadt Heil­
bronn neben der fast flächendeckenden Einführung 
von Tempo 30-Zonen und den baulichen Verände­
rungen von Gefahrenpunkten auch den in eigener 
Regie durchgeführten Kontrollen zugeschrieben. 

Mit Einführung einer Zonengeschwindigkeitsbe­
grenzung in Heidelberg im Jahre 1985 wurde von 
der Kommune der Gemeindevollzugsdienst, der 
zur Überwachung des ruhenden Verkehrs mit ca. 
20 Mitarbeitern besetzt war, um das Aufgabenfeld 
der schwerpunktmäßigen Überwachung des 
fließenden Verkehrs in den Tempo 30-Zonen er­
weitert. Hierbei wird der Erfolg einer Tempo 30-
Zone in sehr starker Abhängigkeit der Überwa­
chungsmaßnahmen gesehen (WEIST 1989). 

Aus Nordrhein-Westfalen berichtet KULLIK (1988) 
von den Erfahrungen des Landkreises Aachen mit 
kommunaler Geschwindigkeitsüberwachung. Ein­
gerichtet wurden sechs erstfeste Überwachungs­
anlagen, die wechselweise mit einem Geschwin­
digkeitsmeßgerät bestückt werden. Diese Anlagen 
wurden an Orten errichtet, die als Unfallschwer­
punkte bekannt waren. Seit Durchführung dieser 
Überwachungsmaßnahme seitens der Kommune 
gingen die Unfälle an diesen Meßstellen auf na­
hezu Null zurück, und es wird auch ein Ausstrah­
lungseffekt auf die allgemeine Unfallage vermutet. 

Vor dem Hintergrund steigender Unfallzahlen wur­
den im Jahre 1987 im Kreis Borken an 10 Unfall­
schwerpunkten 13 stationäre Geschwindigkeits­
meßstellen eingerichtet (PINGEL 1990). Der 
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Einsatz dieser stationären Überwachungsanlagen 
wird insgesamt als Erfolg gewertet: So konnte an 
diesen Kontrollpunkten im ersten Jahr nach 
Einführung der Überwachung ein Rückgang der 
Unfälle um 70% beobachtet werden, und auch die 
Zahl der Verletzten fiel um 88%. Insgesamt wird 
von einem geänderten Fahrverhalten berichtet, das 
sich in einem durchschnittlichen Rückgang der 
Überschreitungen der zulässigen Höchstge­
schwindigkeit um mehr als 10 km/h ausdrückt. 

Empfohlen wird seitens der Kommunen eine ar­
beitsteilige und koordinierte Vorgehensweise, in 
der beispielsweise die Polizei sich vermehrt der 
Überwachung des fließenden Verkehrs mit kom­
plexen Sachverhalten (z.B. Überholvorgänge) zu­
wendet (SCHUSTER 1989). 

Dem Vorwurf, aus fiskalischen Gesichtspunkten 
die Überwachung des fließenden Verkehrs zu be­
treiben, begegnet beispielsweise die Gemeinde 
Heilbronn mit dem Hinweis, daß von Juli 1988 bis 
Juni 1989 ca. 59.000 Verfahren eingeleitet wurden. 
Den hieraus resultierenden Einnahmen in Höhe 
von 1 ,413 Mio. DM stehen Sach- und Personal­
kosten in Höhe von 1,037 DM entgegen. Bei Be­
rücksichtigung von sechs wejteren Planstellen geht 
die Gemeinde von einem Überschuß von 263.000 
DM aus. Verglichen mit einem Haushaltsvolumen 
von ca. 546 Mio. DM besitzen die Mehreinnahmen 
aus der kommunalen Überwachung des fließenden 
Verkehrs nur untergeordnete Bedeutung 
(DEMOKRATISCHE GEMEINDE 1989). Insgesamt 
erwartet ZIMMERMANN (1995) eine Amortisierung 
der einmaligen Investitionskosten (die geschätzten 
Kosten beispielsweise für ein Fahrzeug inklusive 
Meßgerät und Photoausrüstung werden auf etwa 
100.000 bis 130.000 DM geschätzt (MÖRNER 
1988, RUSTEBERG 1989)) nach zwei bis drei 
Jahren, so daß eine Deckung der Kosten ge­
währleistet werden kann. 

Vor dem Hintergrund eines - nach der Wende -
sprunghaft angestiegenen Verkehrsunfallgesche­
hens in den neuen Bundesländern wurde auch hier 
zum Teil den Kommunen das Recht zur Durchfüh­
rung von Geschwindigkeitskontrollen eingeräumt. 
Von den ersten Erfahrungen mit der Geschwindig­
keitsüberwachung durch eine Kreisordnungs­
behörde in Mecklenburg-Vorpommern berichtet 
THIELE (1991 ). Hier wurden in Absprache mit der 
Kreispolizeibehörde an insgesamt fünf eindeutigen 
Gefahrenstellen stationäre Geschwindigkeitsüber­
wachungsgeräte installiert. Zumindest der Anteil 
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der ortsansässigen Fahrer, die an diesen Meß­
punkten die zulässigen Höchstgeschwindigkeiten 
überschreiten, ist als rückläufig einzustufen. 

Insgesamt ist festzuhalten, daß diese Maßnahmen 
positive Auswirkungen auf das Unfallgeschehen an 
den Überwachungsorten zeigen. Generalisie­
rungseffekte ortsfester Überwachungsanlagen 
dürfen jedoch nicht überschätzt werden. Wie be­
reits in Kapitel 3.1.2 erläutert, sind die Wirkungen 
zumeist nur punktuell. Da nur etwa 10% der Unfälle 
mit Personenschaden an Unfallschwerpunkten zu 
verzeichnen sind (BOUSKA 1993), sollten auch 
Kontrollen an anderen Orten des Straßennetzes 
realisiert werden. Insofern decken sich die 
Erfahrungen der kommunalen Überwachung auch 
mit den Berichten nationaler wie internationaler 
Studien zur polizeilichen Überwachung. 

Um für die kommunale Überwachung des ruhen­
den bzw. fließenden Verkehrs eine breite Zustim­
mung zu finden, sollten in einer Öffentlichkeits­
arbeit die Ziele und auch die Erfolge dargestellt 
werden (LEHMANN 1989). Hierbei wird es auch 
wichtig sein, in der Öffentlichkeit dem Vorwurf zu 
begegnen, die im Zusammenhang mit dem Verfol­
gen und Ahnden von Verkehrsordnungswidrigkei­
ten durchgeführten Maßnahmen dienten dem re­
pressiven Selbstzweck oder seien rein fiskalisch 
begründet (LEHMANN 1989). 

Weniger kritisch bewertet wird die Überwachung 
des ruhenden Verkehrs durch die Kommunen (z.B. 
LEHMANN 1989, LIPPERT 1994, MELCHERS 
1989). Am Beispiel des Landes Bayern schildert 
LEHMANN (1989) die Beweggründe für die 
kommunale Parkraumüberwachung: Die Masse der 
Verstöße im ruhenden Verkehr, von denen die 
meisten weniger bedeutsamer Art sind, ist bedingt 
durch die Prioritätensetzung der Polizei unbeachtet 
geblieben. Für die Kommunen ist hierbei weniger 
das ordnungswidrige Verhalten als vielmehr die 
Auswirkung, die die Vielzahl dieser Verstöße auf 
die gemeindliche Entwicklung hat, von Bedeutung. 
Von daher besitzt die Ahndung dieser Delikte auf 
kommunaler Ebene einen höheren Stellenwert als 
auf polizeilicher Ebene. Seit 1986 kann in Bayern 
von Gemeinden die Überwachung des ruhenden 
Verkehrs beantragt werden. 

LEHMANN (1989, 1991) berichtet auch von den 
Ergebnissen der Überwachung des ruhenden Ver­
kehrs. Vor Einführung der kommunalen Ver­
kehrsüberwachung in Regensburg zeigte sich in 
der Regensburger Innenstadt eine unberechtigte 

Belegung (zumeist durch Dauerparker) der Kurz­
zeitparkplätze von 65%. Lediglich 31% der Park­
plätze waren berechtigt belegt, und nur 4% waren 
frei. Bis zum Jahre 1989 konnten diese Belegungs­
zahlen aufgrund der kommunalen Überwachungs­
maßnahmen auf 74% berechtigter Parker und nur 
noch 9% unberechtigter Fahrzeuge verändert wer­
den. Die Umschlaghäufigkeit an den Kurzzeitpark­
plätzen konnte somit deutlich erhöht werden. Ähn­
lich erfreuliche Veränderungen konnten im Bereich 
der Anwohnerparkplätze sowie der Behinderten­
parkplätze erzielt werden. 

Dem Vorwurf der fiskalischen Begründung für die 
Durchführung der Verkehrsüberwachung seitens 
der Kommunen tritt LEHMANN (1989) entgegen, 
indem er darauf verweist, daß die kommunalen 
Verkehrsüberwachungsdienste durchschnittlich nur 
zu 85% bis 90% kostendeckend arbeiten können. 
Allerdings konnte aufgrund des geänderten Park­
verhaltens der Verkehrsteilnehmer eine Steigerung 
der Einnahmen an Parkuhren sowie Parkschein­
automaten von 50 bis 60% erzielt werden. 

Eine große Akzeptanz der Maßnahme belegt der 
Autor durch den Hinweis darauf, daß 80 bis 85% 
der Delinquenten das Verwarnungsentgelt entrich­
tete. Insgesamt stellt sich das gesamte Maß­
nahmenpaket, das auch in der breiten Öffentlich­
keit trotz anfänglicher Bedenken ein positives Echo 
findet, als ein erfolgreiches Mittel zur Regelung der 
Parkraumbewirtschaftung im Interesse der Bewoh­
ner wie auch der Gewerbetreibenden dar. 

3.6 Resümee 

ln einem ersten Schritt dieses Kapitels wurden 
Strategiekomponenten repressiver Maßnahmen 
(sichtbar vs. verdeckt und mobil vs. stationär) dis­
kutiert. Als Ergebnis hierzu kann festgehalten wer­
den, daß jede der genannten Überwachungs­
formen in bestimmten Bereichen ihre Vorteile auf­
weisen. So weisen beispielsweise sichtbare Über­
wachungsaktivitäten zwar nur einen orts- und zeit­
gebundenen Anpassungseffekt auf, wird jedoch 
diese Form der Überwachung an Unfallschwer­
punkten praktiziert, so lassen sich dort sowohl die 
Zahl der Geschwindigkeitsdelikte als auch der Un­
fälle deutlich reduzieren. Ebenso kann keine gene­
relle Aussage zugunsten von mobilen vs. stationä­
ren bzw. ortsfesten Überwachungsstrategien ge­
troffen werden. 



Die traditionelle Verkehrsüberwachung (Kontrolle, 
Anhalten, Belehren/Sanktionieren) erweist sich 
insgesamt zwar als effektiver Maßnahmenansatz, 
aber aufgrund der hohen Bindung von personellen 
wie finanziellen Ressourcen als wenig effizient. 
Lösungsansätze wie selektive oder automatisierte 
Überwachung besitzen in diesem Zusammenhang 
Potential zur Erhöhung der Effizienz der Ver­
kehrsüberwachung. 

ln gleicher Weise wirkt die Übertragung von Kon­
trollbefugnissen des fließenden Verkehrs auf die 
Kommunen: hierdurch läßt sich der Überwa­
chungsdruck insgesamt erhöhen, und bislang vor­
liegende Untersuchungen weisen Reduzierungen 
sowohl in den Geschwindigkeitsübertretungen als 
auch den Unfallzahlen auf. Inwieweit sich aller­
dings fehlende Kompetenzen der Kommunen (zum 
Beispiel die Anhaltekompetenz) nachteilig auswir­
ken, läßt sich auf der Basis vorliegender Studien 
nicht beurteilen. 

4 Belohnungsstrategien als 
Maßnahmenansatz 

Ziel der polizeilichen Überwachungstätigkeit ist es, 
die Einhaltung geltender Verkehrsregeln zu kon­
trollieren und gegebenenfalls regelwidriges Verhal­
ten zu sanktionieren. Jedoch sollen mit der Kon­
trolltätigkeit nicht nur kurzfristige situative, sondern 
auch dauerhafte Verhaltensänderungen bewirkt 
werden. Hierbei sind zunächst einmal grundsätzlich 
zwei unterschiedliche Strategien denkbar: die Be­
strafung regelverstoßenden und die Belohnung 
regelkonformen Verhaltens. Die Anwendung re­
pressiver Maßnahmen führt in der Regel zu einer 
deutlichen Anpassung des Verkehrsverhaltens an 
die geltenden Regeln. Leider läßt sich aber vielfach 
nachweisen, daß die erzielten Erfolge nur von kur­
zer Dauer und sehr stark (überwachungs)orts­
gebunden sind und somit eine wirklich über die Zeit 
stabile Verhaltensänderung nicht eintritt. Die 
Anpassung beispielsweise der tatsächlich ge­
fahrenen Geschwindigkeit an die geltenden Be­
grenzungen wird nur unter dem Eindruck der 
durchgeführten Kontrollen geleistet, und das alte 
Verhaltensmuster stellt sich wieder ein, wenn die 
subjektiv perzipierte Entdeckungswahrscheinlich­
keit wieder unterhalb eines bestimmten - inter­
individuell differierenden - Schwellenwertes sinkt. 
Verbote bewirken letztlich nur solange eine Unter-
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lassung regelwidrigen Verhaltens, wie eine Kon­
trolltätigkeit erwartet wird. Hingegen zeigen empi­
rische Befunde der Lerntheorien, daß belohntes 
Verhalten längerfristige Effekte nach sich zieht. 

Wurden in dieser Arbeit bislang repressive Maß­
nahmen diskutiert, so zeigt eine Durchsicht der 
Literatur, daß teilweise auch ein Maßnahmen­
ansatz verfolgt wurde, der über eine Belohnung 
regelkonformen Verhaltens eine dauerhafte Verhal­
tensänderung bewirken soll. Im folgenden soll nun 
dieser Belohnungsansatz dargestellt, sowie seine 
Erfolgsaussichten vor dem Hintergrund spieltheo­
retischer Überlegungen und empirischer For­
schungsergebnisse bewertet werden. 

4.1 Ansätze von Belohnungs .. 
strategien 

Basierend auf lerntheoretischen Forschungs­
ergebnissen besitzen Konzepte, die sich die Vor­
teile des Belohnungsiemens zunutze machen, 
einen hohen Anreiz auch in der Verkehrssicher­
heitsarbeit ln der europäischen (HAGENZIEKER 
1991, MACHEMER et al. 1995) und vor allem in 
der amerikanischen Literatur finden sich zahlreiche 
Studien, die die Anwendbarkeit von Belohnungs­
strategien - nicht nur im Verkehrssektor- empirisch 
untersuchten (z. B. FERGUSON/BLAMPIED 1991, 
GELLER 1984, GELLER et al. 1987, HUNTER et 
al. 1986, HUNTER et al. 1993, KALSHER et al. 
1989, McAFEE/WINN 1989, MORTIMER et al. 
1990). Das Hauptaugenmerk der Untersuchungen 
lag hierbei in Änderungen im Angurtverhalten, 
lediglich die Studie von MACHEMER et al. (1995) 
hat Geschwindigkeitsübertretungen zum Thema. 

Individuelle 
Belohnungen 

Bild 3: Belohnungsstrategien 

Gruppen­
belohnungen 
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Die in diesen Untersuchungen dargestellten Beloh­
nungsstrategien lassen sich zusammenfassend 
grundsätzlich in zwei Formen differenzieren (vgl. 
Bild 3): individuelle Belohnungen sowie Gruppen­
belohnungen. Im Falle der Gruppenbelohnungen 
ist weiter zwischen direkter und delegierter Beloh­
nung zu unterscheiden (SEIPEL 1994). 

(I) Individuelle Belohnung 

Die meisten Studien stützen sich auf die Stra­
tegie der individuellen Belohnung (z.B. GELLER 
1984, HAGENZIEKER 1991, HUNTER et al. 
1986, MORTIMER et al. 1990). Hierbei w~rden 
Verkehrsteilnehmer, die einer eng umgrenzten 
Gruppe angehörten (z. B. Angehörige einer 
Firma), individuell für regelkonformes Verhalten 
belohnt. Da es nicht möglich war, alle Ver­
kehrsteilnehmer, die sich verkehrsregelkonform 
verhielten, zu belohnen, wurden meistens 
Lotteriegewinne in Aussicht gestellt. Als Beloh­
nungsobjekte wurden zum einen Lotterielose 
mit der Aussicht auf den Gewinn eines 
größeren Geldbetrages, aber auch einer Viel­
zahl kleinerer Gewinne wie Restaurantgut­
scheine, Tickets für Basketballspiele etc. und 
zum anderen direkt Gutscheine über kleinere 
Geldbeträge verteilt. Aufgrund der eher gerin­
gen Gruppengröße bestand für den Einzelnen 
eine durchaus realistische Gewinnerwartung. 

Als durchführbar erwiesen sich diese Strate­
gien für Verkehrsverhalten in bezug auf die 
Benutzung des Sicherheitsgurtes, wobei die 
Untersuchungsorte in der Regel Firmen, Uni­
versitäten, Militärbasen etc. waren, bei denen 
die Untersuchung zumeist auf bestimmte Zei­
ten (Beginn und Ende der Arbeitszeit) sowie 
eine abgegrenzte Gruppe von Personen be­
schränkt werden konnte. 

(II) Gruppenbelohnungen 

Waren die individuellen Belohnungsstrategien 
meist auf bestimmte räumlich abgegrenzte 
Gruppen von Verkehrsteilnehmern beschränkt, 
so stößt eine Übertragung dieses Konzeptes 
auf größere Gruppen wie Gemeinden etc. auf 
nur schwer lösbare Probleme. Direkte Beloh­
nungen aller Verkehrsteilnehmer sind hier 
gänzlich ausgeschlossen, und auch unter Ein­
satz einer Gewinnlotterie erfordert ein solches 
Vorgehen eine sehr umfangreiche Gewinn­
palette, um eine realistische Gewinnerwartung 
zu erreichen. Zudem sind direkte individuelle 

Belohnungen für ein regelkonformes Verkehrs­
verhalten durch die Polizei vor Ort mit dem 
Problem verbunden, daß aufgrund von Zeitein­
bußen durch ein Anhalten eher Nach- als Vor­
teile entspringen und somit paradoxe Effekte 
auftreten können. 

Aus diesem Grund wurde auf Konzepte der 
Gruppenbelohnung zurückgegriffen. Hierbei 
werden nicht mehr die einzelnen Verkehrsteil­
nehmer an sich belohnt, sondern Gruppen als 
Ganzes. Solche Konzepte basieren auf der 
Überlegung, durch den Appell an das 
'Gruppenbewußtsein' eine höhere Anpas­
sungsquote zu erzielen. Dabei sind zwei An­
sätze zu unterscheiden. 

(a) Direkte Gruppenbelohnung 

Die Strategie der direkten Gruppenbelohnung 
sieht vor, daß unter bestimmten Bedingungen 
eine (soziale) Gruppe, der die betroffenen Ver­
kehrsteilnehmer als Mitglieder angehören, als 
Ganzes belohnt wird (HAGENZIEKER 1991 ). 
Diese Bedingungen gelten als erfüllt, wenn eine 
bestimmte Anpassungsquote an eine Verkehrs­
regel erreicht wird. Beispielsweise kann den 
Angehörigen eines Betriebes versprochen wer­
den, daß sie einen bestimmten Geldbetrag für 
ein Sommerfest erhalten, wenn sich eine be­
stimmte Anzahl der Betriebsangehörigen bei 
Verlassen des Betriebsgeländes mit dem Auto 
auch angegurtet hat. Somit kommt die Beloh­
nung nicht den Einzelnen direkt, sondern über 
eine finanzielle Unterstützung für eine Festlich­
keit indirekt zugute. 

Nachteilig erweist sich auch diese Variante in 
der praktischen Umsetzbarkeit. Beschränkt auf 
kleinere Gruppen wie Betriebsangehörige etc. 
läßt sich ein solches Konzept durchaus reali­
sieren. Soll jedoch beispielsweise ein regelkon­
formes Geschwindigkeitsverhalten einer Ge­
meinde belohnt werden, so ist die Auswahl 
eines geeigneten Belohnungsobjektes, an dem 
alle Gemeindemitglieder direkt partizipieren 
können, kaum mehr möglich. Vor diesem Hin­
tergrund wurde die Idee der delegierten Beloh­
nung entwickelt. 

(b) Delegierte Gruppenbelohnung 

Diese Strategie sieht vor, ein regelkonformes 
Verhalten dadurch zu belohnen, daß eine be­
stimmte Institution stellvertretend für die ein­
zelnen Verkehrsteilnehmer eine Prämie erhält 



(MACHEMER et al. 1995). Hierbei wird weder 
der betroffene Verkehrsteilnehmer noch eine 
Gruppe, der er angehört, direkt belohnt, son­
dern beispielsweise einer sozialen Einrichtung 
ein bestimmter finanzieller Betrag überreicht. 
Voraussetzung ist hier gleichfalls, daß ein ge­
wisser Prozentsatz von Verkehrsteilnehmern 
eine bestimmte Verkehrsregel einhält. Diese 
Strategie beruht somit gleichfalls auf der Über­
legung, über ein 'Gruppenbewußtsein' eine 
höhere Anpassungsquote zu erzielen. 

4.2 Theoretische Bewertung und 
empirische Belege 

Aus lerntheoretischer Perspektive scheinen die drei 
geschilderten Belohnungsmaßnahmen im Straßen­
verkehr augenscheinlich erfolgversprechend zu 
sein. Insbesondere das Konzept der delegierten 
Belohnung stellt sich aufgrund der leichteren Um­
setzbarkeit auch bei großen Gruppen (im Vergleich 
zu den beiden anderen Strategien) als eine inter­
essante Strategie dar. Inwiefern allerdings auch 
aus soziologischer Perspektive die unterschied­
lichen Ansätze als potentiell erfolgversprechend zu 
bewerten sind, wird mit nachfolgendem spieltheo­
retischen Ansatz aufgezeigt. 

Interessenskonflikte oder Koordinationsprobleme 
sind die typischen Gegenstände der Spieltheorie. 
Anwendungen spieltheoretischer Modelle finden 
sich in der Literatur in den unterschiedlichsten Be­
reichen (z.B. DIEKMANN 1991 ), so auch in bezug 
auf Verkehrssicherheit (z. B. BJ0RNSKAU/ELVIK 
1992). 

Das Thema Verkehrssicherheit stellt einen solchen 
Interessenskonflikt dar. Auf der einen Seite ist 
jeder Verkehrsteilnehmer an einer hohen Sicher­
heit im Straßenverkehr interessiert, auf der ande­
ren Seite werden jedoch zum Beispiel auch Zeit­
ersparnisse bedingt durch höhere als erlaubte 
Fahrgeschwindigkeiten präferiert, die wiederum der 
Verkehrssicherheit abträglich sind. Das Verkehrs­
geschehen ist somit sehr stark von den Interde­
pendenzen seiner Teilnehmer geprägt. Auch für 
eine Bewertung der unterschiedlichen Beloh­
nungsmaßnahmen bietet sich das spieltheoretische 
Instrumentarium an, um die Erfolgsaussichten der 
Konzepte systematisch hinterfragen zu können. 

Die Grundannahmen der Spieltheorie seien hier 
zunächst an dem wohl klassischen Beispiel des 
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Gefangenendilemmas erläutert (vgl. auch LUGE/ 
RAIFFA 1957 und Bild 4). 

Zwei Verdächtige werden in Einzelhaft genom­
men. Der Staatsanwalt ist sich sicher, daß beide 
eines schweren Verbrechens schuldig sind, aber 
er besitzt keine Beweise. Aus diesem Grund 
weist er beide Gefangene darauf hin, daß sie 
über zwei Alternativen verfügen: gestehen oder 
nicht gestehen. Werden beide Einzelhäftlinge 
nicht gestehen, so kann er sie nur wegen des 
minderen Deliktes des Waffenbesitzes anklagen, 
und sie erhielten jeweils eine Haftstrafe von 12 
Monaten. Wenn beide gestehen, müßten sie 
jeweils mit einer Haftstrafe von 96 Monaten 
rechnen. Sollte jedoch nur einer der beiden Ge­
fangenen gestehen, so käme die Kronzeugen­
regelung zur Anwendung, und diese Person 
erhielte lediglich 3 Monate Haft, während den 
anderen Gefangenen die Höchststrafe von 120 
Monaten erwartete. 

Häftling 1 Häftling 2 

Kein Geständnis 
Geständnis 

Kein Geständnis (12112) (120 I 3) 

Geständnis (3 I 120) (96 I 96) 

Bild 4: Ergebnismatrix des Gefangenendilemmas 

Grundsätzlich gilt, daß jeder Akteur versuchen 
wird, seine Präferenzen bestmöglich zu verwirk­
lichen. ln das Kalkül, welche Handlung zu tätigen 
sei, fließen dabei auch Erwartungen über die Ver­
haltensweise des anderen Akteurs mit ein. Für die 
Häftlinge stellt sich die (scheinbar) schwierige 
Frage, für welche der beiden Alternativen sie sich 
entscheiden sollen. Da die Gefangenen keinen 
bindenden Vertrag abschließen können, werden 
sie sich für die Alternative 'Geständnis' entschei­
den, da dies die einzige individuell rationale Stra­
tegie darstellt. Für beide ist die Handlungswahl 
'Geständnis' eine dominante Strategie, denn unab­
hängig davon, wie sich der andere entscheidet, 
stellt sich jeder besser, wenn er ein Geständnis 
ablegt (3 Monate < 12 Monate und 96 Monate < 

120 Monate). Freilich hat diese Lösung einen 
Haken, und hierin wird auch das Dilemma ersicht­
lich: Die individuell rationale Lösung entspricht 
nicht der kollektiv rationalen Lösung, denn wenn 
beide Häftlinge kein Geständnis ablegen, würden 
sie statt 96 Monate nur jeweils 12 Monate Haft 
absitzen müssen. 



42 

Die Spielsituation des Gefangenendilemmas ist 
somit durch folgende zwei Prinzipien charakterisiert 
(DAWES 1980): 

(a) Für jeden Akteur bildet die nicht-kooperative 
Verhaltensweise eine dominante Strategie. 

(b) Der Schnittpunkt dieser Strategien stellt ein 
suboptimales Gleichgewicht dar. 

Im Falle der hier interessierenden Thematik gilt: 
Der Erhalt einer Belohnung bedeutet eine Erhö­
hung des individuellen Nutzens (Belohnungs­
nutzen). Gleichzeitig ist die Auszahlung einer 
solchen Belohnung jedoch auch an eine bestimmte 
Verhaltensweise gebunden, die wiederum Kosten 
verursacht (Kosten regelgerechten Verhaltens). 
Wird also beispielsweise einem regeldevianten 
Autofahrer ein bestimmter Geldbetrag in Aussicht 
gestellt, wenn er sich an geltende Geschwindig­
keitsbegrenzungen hält, so wird er den Nutzen, der 
ihm aus dem Geldbetrag entsteht, in Beziehung zu 
den damit verbundenen Kosten beispielsweise in 
Form von Zeiteinbußen setzen. Letztlich wird er 
das erwünschte Verkehrsverhalten nur zeigen, 
wenn der Nutzen die Kosten übersteigt. Komplexer 
wird die Situation dann noch, wenn die Auszahlung 
der Belohnung daran gebunden ist, daß eine 
bestimmte Anzahl an Personen diese Verkehrs­
regel beachtet, und somit in das Kalkül auch 
Überlegungen miteinbezogen werden, wie sich 
andere Verkehrsteilnehmer verhalten werden. 

Im Fokus der Analysen von Belohungsstrategien 
stehen im folgenden lediglich die Verkehrsteilneh­
mer, die sich regelwidrig verhalten. Personen, die 
sich bereits konform verhalten, werden durch Be­
lohnungen in ihrem bisherigen Verhalten verstärkt, 
und somit ist eine Verhaltensänderung bei diesen 
Personen kaum zu erwarten. Letztlich interessiert 
somit nur der Zugewinn an regelkonformen Ver­
kehrsteilnehmern, der durch Anwendung von Be­
lohnungsstrategien erreicht werden kann. 

4.2.1 Individuelle Belohnungsstrategien 

Als erstes soll nun untersucht werden, welche Er­
folgsaussichten mit der Strategie der individuellen 
Belohnung verbunden sind und inwieweit die 
Handlungswahl hierbei von gegenseitiger Abhän­
gigkeit geprägt ist. 

Grundsätzlich können alle Verkehrsteilnehmer 
zwischen zwei Handlungsalternativen wählen: re­
gelkonformem oder regelwidrigem Verkehrsverhal-

ten. Für welche Alternative sich der einzelne Akteur 
entscheiden wird, hängt vom Saldo der zu erwar­
tenden Vor- und Nachteile der beiden Handlungs­
strategien ab. Dabei sind verschiedene Konstella­
tionen des Verhaltens der Gruppe der anderen 
Verkehrsteilnehmer zu betrachten. Aus Gründen 
der Übersichtlichkeit wird hier angenommen, daß 
sich die Gruppe der anderen Verkehrsteilnehmer -
aus der Perspektive eines einzelnen Akteurs - ent­
weder regelkonform oder regelwidrig verhält. Dies 
bedeutet eine Reduktion aller denkbaren Kombina­
tionen auf vier mögliche Ergebnisse9

. Die Vor- und 
Nachteile der beiden Handlungsalternativen eines 
einzelnen Akteurs sind nun für die beiden Konstel­
lationen zu untersuchen, um bestimmen zu kön­
nen, welche Handlungswahl letztlich getroffen wird 
(vgl. Bild 5). 

Unserem Akteur entsteht bei regelkonformem Ver­
halten ein bestimmter Belohnungsnutzen (U), und 
gleichzeitig ist eine solche Verhaltensweise mit 
bestimmten Kosten der Anpassung (Kosten regel­
gerechten Verhaltens K) verbunden. Bei regelwid­
rigem Verkehrsverhalten erhält er nicht den Beloh­
nungsnutzen, es entstehen ihm allerdings auch 
keine Kosten resultierend aus einer Anpassung 
des Verhaltens. 

Da dem Akteur die Belohnung unabhängig davon, 
wie sich die Gruppe der anderen Verkehrsteilneh­
mer verhält, ausgezahlt wird, ist seine Entschei­
dung nur durch den Kosten-Nutzen-Saldo (Netto­
nutzen) bestimmt. Dies bedeutet, daß er sich 
regelkonform verhalten wird, wenn der Nettonutzen 
aus regelkonformem Verhalten den Nettonutzen 
aus regelwidrigem Verhalten übersteigt. Also: 

U- K > 0 

U > K 

Seine Handlungswahl hängt somit letztlich einzig 
davon ab, ob er den subjektiv erwarteten Nutzen 
aus einem regelkonformen Verhalten (Geldbetrag 
etc.) höher einschätzt als die Kosten (Zeitverlust 
etc.), die ihm aus einer solchen Verhaltensweise 
entstehen. Eine erfolgreiche individuelle Beloh­
nungsstrategie sollte an diesem Sachverhalt orien­
tiert sein. Selbstverständlich werden der Beloh­
nungsnutzen wie auch die Kosten regelgerechten 

9 Wie sich leicht zeigen läßt, bleibt eine differenziertere 
Betrachtung der Beteiligungsraten der Gruppe der anderen 
Verkehrsteilnehmer ohne Auswirkung auf die Resultate der 
Analyse. 



Verhaltens interindividuell differieren, für das Mo­
dell bedeutet dies jedoch keine Einschränkung. 

Individuelles Individuell erwartetes Verkehrsverhalten der 
Verkehrs- Gruppe der anderen Verkehrsteilnehmer 
verhalten 

regelkonform regelwidrig 

regelkonform Belohnungs- Belohnungs-
nutzen nutzen 

Kosten regel- Kosten regel-
gerechten gerechten 
Verhaltens Verhaltens 

regelwidrig kein kein 
Belohnungs- Belohnungs-
nutzen nutzen 

keine Kosten keine Kosten 
regelgerechten regelgerechten 
Verhaltens Verhaltens 

Bild 5: Bewertung des Verkehrsverhaltens bei individueller 
Belohnung aus der Sicht des einzelnen Verkehrsteil­
nehmers 

Die Analyse zeigt, daß zumindest keine theoreti­
schen Einwände gegen diese Form der Verkehrs­
beeinflussung bestehen. Wie verschiedene Studien 
zeigen, kann mit einer solchen Maßnahme auch in 
der Tat das Verkehrsverhalten beeinflußt werden 
(z.B. GELLER 1984, HAGENZIEKER 1991, 
HUNTER et al. 1986, MORTIMER et al. 1990). 
Probleme zeigen sich jedoch in der Umsetzung 
einer solchen Maßnahme. So ist es beispielsweise 
in der Regel nicht möglich, alle Verkehrsteilnehmer 
für regelkonformes Verhalten zu belohnen, so daß 
auf das Konzept von Lotterien zurückgegriffen 
werden mußte. Hierdurch sinkt natürlich der 
subjektiv erwartete Belohnungsnutzen der ein­
zelnen Verkehrsteilnehmer. Als problematisch er­
wies sich auch die Erfassung der regelkonformen 
Verkehrsteilnehmer: So mußte das Kennzeichen 
eines solchen Kraftfahrzeugs erkannt und notiert 
werden, womit ein nicht unbeträchtlicher Arbeits­
aufwand verbunden ist. Ein direktes Anhalten der 
Betroffenen erwies sich in diesem Kontext als nicht 
effizient, da hierdurch bedingt der Belohnungs­
nutzen aufgrundvon Zeitverlusten relativiert wird. 

Auch ist beim Einsatz solcher Belohnungsstrate­
gien sehr genau darauf zu achten, daß die Beloh­
nungen nicht nur einen tatsächlichen Anreiz bilden, 
sondern die Betroffenen auch in ihrer Entscheidung 
wahlfrei sind: FERGUSON/BLAMPIED (1991) 
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zeigen in einer Studie zur Fahrradbeleuchtung, daß 
eine Belohnung unter bestimmten Bedingungen 
(hohe Anfälligkeit bei nassen Straßen etc.) nicht 
verhaltenswirksam werden kann. 

4.2.2 Strategien der Gruppenbelohnung 

Im Gegensatz zur individuellen Belohnung ver­
kehrsregelkonformen Verhaltens sieht nun die 
Strategie der Gruppenbelohnung (ob delegiert oder 
direkt an eine Gruppe) vor, daß die entsprechende 
Belohnung erst dann zur Auszahlung kommt, wenn 
eine bestimmte Quote von Verkehrsteilnehmern die 
geltenden Regeln im Straßenverkehr beachtet. Die 
auszuzahlende Belohnung besitzt somit den 
Charakter eines Kollektivgutes. Ein Kollektivgut ist 
dadurch gekennzeichnet, daß niemand von der 
Konsumption ausgeschlossen werden kann, wenn 
es zur Verfügung steht - und dies gilt auch für 
diejenigen, die nicht zu seiner Bereitstellung 
beitragen. Angewandt auf die Problematik der 
Gruppenbelohnung bedeutet dies, daß die Nutzen­
auszahlung für die einzelnen Verkehrsteilnehmer 
davon abhängig ist, inwieweit sich die Gruppe der 
anderen Fahrer an der Bereitstellung beteiligt. Bild 
6 verdeutlicht die Zusammenhänge. 

Individuelles Individuell erwartetes Verkehrsverhalten der 
Verkehrs- Gruppe der anderen Verkehrsteilnehmer 
verhalten 

regelkonform regelwidrig 

regelkonform kein 
Belohnungs- Belohnungs-
nutzen nutzen 

Kosten rege!- Kosten rege!-
gerechten gerechten 
Verhaltens Verhaltens 

regelwidrig kein 
Belohnungs- Belohnungs-
nutzen nutzen 

keine Kosten keine Kosten 
regelgerechten regelgerechten 
Verhaltens Verhaltens 

Bild 6: Bewertung des Verkehrsverhaltens bei Gruppenbeloh­
nung aus der Sicht des einzelnen Verkehrsteilnehmers 

Eine Analyse der Matrix führt nun zu folgendem 
Ergebnis: Die Situation, in der ein regelkonformes 
Verhalten aller anderen Akteure erwartet wird, wird 
von unserem Akteur wohl insgesamt am höchsten 
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bewertet, da die Gruppenbelohnung zur Auszah­
lung kommt. Verhält sich der Akteur in dieser 
Situation gleichfalls regelkonform, so entsteht hier­
aus für ihn der Belohnungsnutzen sowie die Kosten 
regelgerechten Verhaltens. Noch vorteilhafter ist es 
für ihn in dieser Situation allerdings, wenn sich alle 
anderen regelkonform verhalten, nur er selber 
nicht. ln dieser Situation kann er die ihm entste­
henden Kosten aus einer Anpassung vermeiden, 
und das Kollektivgut Gruppenbelohnung würde 
trotzdem bereitgestellt. 

ln gleicher Weise kann nun in der Situation argu­
mentiert werden, die durch die Erwartung regel­
widrigen Verhaltens der Gruppe der anderen Ver­
kehrsteilnehmer gekennzeichnet ist. Da sich nie­
mand in der Gruppe der anderen Verkehrsteilneh­
mer regelkonform verhält und somit auch die 
Gruppenbelohnung nicht ausgezahlt wird, stellt 
sich der Akteur ebenfalls besser, wenn er sich 
regelwidrig verhält, da er hier gleichfalls durch eine 
Entscheidung zugunsten der Handlungsalternative 
'regelwidrig' die ihm entstehenden Kosten vermei­
det. 

Für welche Handlungswahl wird sich nun der 
Akteur entscheiden? Die Lösung hierfür fällt wie­
derum nicht schwer, denn es zeigt sich, daß er 
sich, unabhängig von der Entscheidung der ande­
ren Verkehrsteilnehmer, immer besser stellt, wenn 
er sich nicht-kooperativ - also regelwidrig - verhält. 
Dies bedeutet, daß der Akteur über eine dominante 
Strategie verfügt. Da diese Überlegungen nun von 
allen anderen Verkehrsteilnehmern in der gleichen 
Weise angestellt werden, resultiert hieraus, daß 
sich aufgrund des Anreizes einer Gruppenbeloh­
nung keine höhere Quote von Verkehrsteilneh­
mern, die die Verkehrsregeln beachten, einstellen 
wird, denn für jeden Akteur ist es individuell ratio­
nal, sich als Trittbrettfahrer zu verhalten. Das letzt­
lich hieraus resultierende Ergebnis stellt ein soge­
nanntes 'nicht pareto-optimales Gleichgewicht' dar. 
Das heißt, daß das vom Eigeninteresse geleitete 
Verhalten insofern nicht optimal ist, als sich die 
Akteure bei kooperativem Verhalten besser stellen 
könnten. 

Unabhängig vom Wert der Belohnung oder der 
Gruppengröße läßt die Struktur der Situation eine 
kooperative Handlungsweise der Akteure nicht 
erwarten. Da sowohl die direkte Gruppenbeloh­
nung als auch die delegierte Belohnung durch die 
gleiche Dilemmasituation gekennzeichnet sind, 
werden beide Strategien zum Mißerfolg führen. 

Die Ergebnisse zweier Studien belegen den theo­
retisch zu erwartenden Mißerfolg einer Gruppen­
belohnung: eine deutsche Studie, die im Auftrag 
der BASt von einer Projektgruppe der Universität 
Osnabrück (MACHEMER et al. 1995) realisiert 
wurde und sich mit Geschwindigkeitsreduzierungen 
befaßt, sowie eine niederländische Studie 
(HAGENZIEKER 1991 ), die Änderungen im An­
gurtverhalten zum Ziel hat. 

MACHEMER et al. (1995) sahen bei der Strategie 
der delegierten Belohnung vor, einer Gemeinde bei 
einer Reduktion der Geschwindigkeitsüberschrei­
tungen um 10% (der ortsansässigen Autofahrer) 
über eine Zeitdauer von sechs Wochen für eine 
soziale Einrichtung (Kindergarten bzw. Sozial­
station) eine Geldsumme von 5000.- DM 
auszuzahlen. Die Einwohner der drei betroffenen 
Ortschaften wurden via Medien ausführliehst über 
die Maßnahmen informiert. Bei der Auswahl der 
Gemeinden wurde Homogenität zwischen Ort­
schaften hinsichtlich soziodemographischer Fakto­
ren, vorliegender Unfallstatistiken sowie der poli­
zeilichen Erfahrung angestrebt. Innerhalb jeder 
Gemeinde wurden vier Meßstellen eingerichtet, die 
außerhalb des verdichteten Ortskerns an den 
Hauptverbindungsstraßen lagen. Die durchgeführ­
ten Messungen (Basis-, Interventions- und Nach­
messung) wurden verdeckt realisiert. 

Die Resultate der Studie bestätigen in zwei Ge­
meinden (Werlte und Nordhümmling) die Hypo­
these, daß eine Bereitstellung des Kollektivguts 
Belohnung (an eine soziale Einrichtung) nicht er­
folgt. Während in Werlte der Anteil derjenigen, die 
die geltenden Geschwindigkeitsbegrenzungen 
nicht einhalten, sogar deutlich ansteigt (von 30,6% 
auf 43,9%), ist in Nordhümmling lediglich ein leich­
ter Rückgang zu verzeichnen (von 29,2% auf 
26,7%). 

Im Gegensatz hierzu war die Strategie der dele­
gierten Belohnung in der dritten Gemeinde 
(Neuenhaus) erfolgreich, denn der Anteil der Ge­
schwindigkeitsübertretungen der ortsansässigen 
Bevölkerung sank von 34,8% auf 21 ,5%. Einen 
Hinweis darauf, inwiefern dieser Effekt erklärbar ist, 
geben die Autoren selbst (MACHEMER et al. 
1995:35), indem sie auf vorhandenen Kolonnen­
verkehr hinweisen, und dies bedeutet, daß nur 
wenige Fahrer, die sich an die geltenden Ge­
schwindigkeitsbegrenzungen halten, ausreichend 
sind, um den gesamten Verkehr zu verlangsamen. 
Diese Argumentation wird dadurch gestützt, daß 



auch beim ortsfremden Verkehr eine signifikante 
Reduzierung der Geschwindigkeiten stattfand. 

ln einer niederländischen Studie (HAGENZIEKER 
1991) wurde in Militärbasen experimentell unter 
anderem untersucht, in welchem Ausmaß die Gurt­
anlegequote von der Ausschreibung einer Grup­
penbelohnung beeinflußt wird. Bei der gruppenbe­
zogenen Belohnung standen zwei Militärbasen in 
direktem Wettbewerb miteinander: Dem Personal 
des Camps, das nach einem gewissen Zeitraum 
die höhere Gurtanlegequote nachweisen konnte, 
wurde ein gewisser Geldbetrag, der dem gesamten 
Camp zugute käme, zugesagt. Die Strategie der 
Gruppenbelohnung kann insgesamt als gescheitert 
angesehen werden. Unmittelbar nach der Kam­
pagne lagen sogar die Gurtanlegequoten in beiden 
Militärbasen sogar leicht unterhalb der Basismes­
sungen. 

4.3 Resümee 

Die Ergebnisse der angeführten Untersuchungen 
bestätigen die aus spieltheoretischen Überlegun­
gen abgeleiteten Erwartungen. Gruppenbeloh­
nungsmaßnahmen beinhalten ein strukturelles 
Problem: Besteht für die Verkehrsteilnehmer der 
individuelle Anreiz, von einer kooperativen Hand­
lungsweise abzuweichen, so geschieht dies auch. 

Werden jedoch die Kosten bzw. der Nutzen, die 
aus einem konformen oder non-konformen Ver­
kehrsverhalten resultieren, individuell verrechnet, 
so zeigen die Belohnungsstrategien durchaus Er­
folge. Erfolgreiche individuelle Belohnungsstrate­
gien sollten somit daran orientiert sein, den subjek­
tiv erwarteten Nutzen aus einem belohnten ver­
kehrsregelkonformen Verhalten die Kosten über­
steigen zu lassen. 

Trotz der angeführten Überlegungen ist natürlich 
nicht auszuschließen, daß es Verkehrsteilnehmer 
gibt, denen die (kollektive) Belohnung so wertvoll 
ist oder bei denen ein gruppenbezogenes Handeln 
einen solch hohen Wert besitzt, daß sie sich ko­
operativ verhalten werden. Ein solches Handeln 
stellt jedoch die Ausnahme dar. 

Hier schließt sich nun die Frage an, welche Lö­
sungswege zur Überwindung des sozialen Dilem­
mas aufgezeigt werden können. Mit dieser Frage 
der Überwindung einer 'sozialen Falle' beschäfti­
gen sich die unterschiedlichsten Fachbereiche 
schon seit Jahrzehnten. So untersuchte OLSEN 
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(1968) die Kollektivgutproblematik angewandt auf 
Organisationen und widerlegte die These eines 
sich automatisch einstellenden Gruppeninteresses. 
Zur Überwindung dieser mißlichen Situation sieht 
OLSEN die Setzung struktureller Anreize. Dieser 
Sachverhalt läßt sich an vielen großen Organisa­
tionen aufzeigen. So weisen beispielsweise Auto­
mobilclubs aus dem Grund einen so hohen Organi­
sationsgrad auf, weil Mitglieder mit strukturellen 
Anreizen wie Schutzbriefe etc. gewonnen werden 
und dadurch der marginale Nutzen einer Mitglied­
schaft über das Niveau der Beitrittskosten angeho­
ben wird. Solange eine individuelle Verrechnung 
des Nutzens nicht erfolgt, ist nur unter ganz be­
stimmten Voraussetzungen mit einer Bereitstellung 
des Kollektivgutes zu rechnen. 

AXELROD (1987) befaßte sich gleichfalls mit 
dieser Fragestellung und sieht eine Lösungs­
möglichkeit in der Iteration der Interaktionen: Wenn 
die betreffenden Individuen häufig miteinander 
interagieren, besteht durchaus die Möglichkeit, das 
kollektive Optimierungsproblem auch ohne bin­
dende Verträge zu lösen. DIEKMANN (1991) sieht 
insgesamt vier Möglichkeiten: (1) starke Solidari­
tätsnormen, (2) Ausschluß von Nichtmitgliedern 
von der Konsumption des ·Gutes, (3) Zwangs­
beiträge und (4) individuelle Anreize. 

Eine Umsetzbarkeit dieser Lösungskonzepte auf 
den Bereich der Strategien von Gruppenbelohnun­
gen im Verkehrsbereich scheint jedoch mehr als 
fraglich, da zum einen eine Realisierung kaum 
möglich ist und zum anderen repressive Elemente 
(wie z.B. sozialer Druck) die Grundidee des Beloh­
nungsiemens konterkarieren. 

Übeclegenswert ist es jedoch, die Höhe der Beloh­
nung und die Wahrscheinlichkeit ihrer Auszahlung 
an die Beteiligungsrate der Verkehrsteilnehmer zu 
knüpfen: je größer die Beteiligung, desto höhere 
Belohnungsauszahlungen mit größerer Wahr­
scheinlichkeit. Dahinter steht die Überlegung, daß 
der subjektiv erwartete Nutzen interindividuell ver­
schieden ist. Dadurch, daß jedes zusätzliche 
regelkonforme Verkehrsverhalten zu einer Erhö­
hung des subjektiv erwarteten Nutzens beiträgt, 
könnte ein Dominoeffekt erzielt werden. Jeder Ak­
teur besitzt einen Schwellenwert, ab dem er bereit 
ist, sein Fahrverhalten aufgrund der in Aussicht 
gestellten Belohnung zu ändern. Dies bedeutet 
daß durch eine Erhöhung des Belohnungswerte~ 
wie auch seiner Auszahlungswahrscheinlichkeit der 
Schwellenwert eines anderen Verkehrsteilnehmers 



überschritten wird und durch dessen angepaßtes 
Verhalten der nächsthöhere Schwellenwert usw .. 
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Zur Thematik der polizeilichen Überwachung exi­
stiert eine Fülle von Studien, die sich zum Teil sehr 
akribisch mit einzelnen Komponenten der polizeili­
chen Überwachung auseinandersetzen. Insbeson­
dere vor dem Hintergrund finanzieller wie personel­
ler Restriktionen liegt das Hauptaugenmerk der 
meisten Studien darauf, die polizeiliche Arbeit 
effektiver und effizienter zu gestalten, um den An­
forderungen der Verkehrssicherheit auch bei sta­
gnierenden Ressourcen gerecht zu werden. Ziel 
des vorliegenden Literaturberichts war es, vor 
allem neuere internationale Forschungsliteratur 
systematisch aufzuarbeiten und zu bewerten. 

Zunächst fällt bei der Durchsicht der Literatur auf, 
daß eine grundlegende theoretische Auseinander­
setzung mit der Thematik der polizeilichen Ver­
kehrsüberwachung nur in Ansätzen vorzufinden ist. 
So werden in den meisten Studien einzelne Fakto­
ren in ihrer Wirksamkeit untersucht, ohne das Zu­
sammenwirken weiterer relevanter Einflußkompo­
nenten theoretisch und empirisch zu berücksichti­
gen. Die Notwendigkeit einer theoretischen Fundie­
rung der Forschung zur polizeilichen Überwachung 
wird in der Literatur vereinzelt erkannt (z.B. 
NELSON/MOFFIT 1988, PARKER et al. 1992) und 
ist auch im BASt-Planungskonzept zur polizeilichen 
Überwachung (SEIPEL 1992) berücksichtigt. 

Ungelöst ist in diesem Zusammenhang auch ein 
methodisches Problem: die Erfassung der general­
präventiven Wirkung polizeilicher Arbeit. Welchen 
Stellenwert diese Wirkung im Kontext anderer Ver­
haltensdeterminanten des Verkehrsteilnehmers 
einnimmt und welchen Beitrag selektive Über­
wachungsmaßnahmen für die generalpräventive 
Wirkung leisten, ist bislang wenig erforscht. Als 
wissenschaftliche Basis für weitere Untersuchun­
gen zur Wirkung der polizeilichen Überwachung ist 
es daher notwendig, den Begriff der generalprä­
ventiven Wirkung im Sinne meßtechnischer Ver­
wendbarkeit zu operationalisieren. ln Ansätzen 
wurde in einem von der BASt initiierten Projekt zur 
delegierten Belohnung und intensivierten Ver­
kehrsüberwachung (MACHEMER et al. 1995) ver­
sucht, eine Operationalisierung vorzunehmen. 
Hierbei wurden Skalen zur Erfassung der für das 

Fahrverhalten relevanten Einstellungsdimensionen 
sowie des Konzeptes der subjektiven Ent­
deckungswahrscheinlichkeit entwickelt und erprobt. 
Weitere Forschungsanstrengungen sollten auf 
diesen ersten Ansätzen aufbauen. 

Trotz dieser Einschränkungen enthalten die bisher 
vorliegenden Studien zur polizeilichen Überwa­
chung zahlreiche Erkenntnisse, die Allgemeingül­
tigkeit beanspruchen können und bereits in die 
praktizierte Überwachungstätigkeit eingeflossen 
sind bzw. dort diskutiert werden. Sie sollen hier 
abschließend zusammenfassend dargestellt wer­
den. 

(1) Als ein wichtiger Einflußfaktor auf das Ver­
kehrsverhalten erweist sich die subjektive 
Wahrscheinlichkeit der Verkehrsteilnehmer, 
bei einem Vergehen entdeckt und sanktioniert 
zu werden. Ergebnisse zahlreicher Unter­
suchungen zeigen einhellig, daß eine hohe 
Entdeckungswahrscheinlichkeit zu einer deut­
lichen Regelanpassung führt. Allerdings läßt 
sich meistens eine dauerhaft intensive Ver­
kehrsüberwachung aus finanziellen wie per­
sonellen Gründen kaum realisieren, so daß 
nach Möglichkeiten der Steigerung der Effek­
tivität sowie der Effizienz zu suchen ist. Dabei 
zeigt die Literatur, daß gerade im Bereich der 
gesetzlichen Neuregelung von Überwa­
chungsmaßnahmen Potential für eine Effizi­
enzsteigerung zu sehen ist. So läßt sich bei­
spielsweise in den USA ein deutlicher Effekt 
der gesetzlichen Regelung zur Kontrolle des 
Angurtverhalten belegen. Bundesstaaten, in 
denen ein 'Primary Enforcement Law' (die 
Polizei kann bei Nichtbeachten der Angurt­
pflicht den Delinquenten stoppen und sank­
tionieren) gilt, weisen signifikant höhere Gurt­
anlegequoten auf als Bundesstaaten mit 
'Secondary Enforcement Law' (ein sanktionie­
render Eingriff ist nur möglich, wenn der De­
linquent wegen einer anderen Regelübertre­
tung gestoppt wurde). 

Auch eine Erleichterung der Verkehrskontrol­
len in Zusammenhang mit Alkohol- und Trun­
kenheitsfahrten zeigen deutliche Wirkungen. 
Studien vor allem aus Australien und Finnland 
belegen, daß durch die Einführung verdachts­
freier Alkoholkontrollen in Zusammenhang mit 
der Verwendung von Atemalkoholmeßgeräten 
(Random Breath Tests) die Rate der Alkohol-



verstöße sowie der alkoholbedingten Unfälle 
reduziert werden konnte. 

(2) Als zweiter wichtiger Einflußfaktor ist die Höhe 
der Bestrafung für ein Verkehrsdelikt zu nen­
nen. Allerdings ist die Wirkung dieses Faktors 
in starker Abhängigkeit des subjektiven Ent­
deckungsrisikos zu sehen: Eine Erhöhung der 
Bestrafung wird nur dann einen Effekt in Rich­
tung einer größeren Regelanpassung aufwei­
sen, wenn gleichzeitig das subjektive Ent­
deckungsrisiko eine relevante Größe ein­
nimmt. Insgesamt erweist sich in der Literatur 
die subjekte Entdeckungswahrscheinlichkeit 
als entscheidendere Variable. 

(3) Der dritte wichtige Einflußfaktor ist die Unmit­
telbarkeit, mit der eine Sanktionierung erfolgt. 
So zeigt die Literatur, daß der spezialpräven­
tive Effekt mit Zunahme der Zeitdauer zwi­
schen Delikt und Sanktionierung schwindet. 
Insbesondere Kontrollaktivitäten, die nicht mit 
einem Anhalten des Delinquenten verbunden 
sind, sehen sich mit dieser Problematik kon­
frontiert. 

(4) Eine intensive Öffentlichkeitsarbeit erweist 
sich grundsätzlich als ein hilfreiches Mittel, 
das subjektive Entdeckungsrisiko zu erhöhen. 
Da die subjektive Realität für die Verkehrsteil­
nehmer verhaltensrelevant ist, ist es grund­
sätzlich empfehlenswert, Veränderungen in 
der Form oder der Intensität der Überwa­
chung mit Hilfe einer breiten Öffentlichkeits­
arbeit via Printmedien oder audiovisuellen 
Medien publik werden zu lassen. Allerdings 
entfällt auf die Öffentlichkeitsarbeit nur die 
Funktion der lnformationsgebung. Sollte die in 
der Öffentlichkeit dargestellte Intensität der 
Überwachung nicht tatsächlich gegeben sein, 
so ist eine Verhaltensänderung in der Regel 
nur von sehr kurzer Dauer. 

(5) Das Mittel der Öffentlichkeitsarbeit läßt sich 
zudem gewinnbringend im Kontext nicht­
sichtbarer Überwachungsstrategien einsetz­
ten. Da nur die wahrgenommene Realität 
handlungsrelevant ist, stehen verdeckte Über­
wachungsmaßnahmen vor dem Problem, daß 
zwar eine hohe Ungewißheit über Ort und Zeit 
der Kontrollaktivitäten gegeben ist, aber 
hiermit auch eine große Unkenntnis über die 
Durchführung dieser Überwachungsform 
selbst. Aus diesem Grund ist es eine sinnvolle 
Maßnahme, bei der Anwendung verdeckter 
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Kontrollen zeitversetzt regelmäßig via Medien 
über das Ausmaß der Kontrollen zu informie­
ren (z.B. Orte/Zeitpunkte der Meßstellen, An­
zahl der angemessenen Fahrzeuge, Anzahl 
der Delinquenten nach Höhe der Sanktionie­
rung), so daß die Verkehrsteilnehmer zwar 
nicht wissen, wann und wo kontrolliert wird, 
jedoch nachträglich (z.B. täglich in der lokalen 
Presse) über Umfang dieser Maßnahme 
informiert sind und somit ein hohes Ent­
deckungsrisiko perzipieren. 

Aber nicht nur verdeckte Kontrollaktivitäten, 
sondern auch sichtbare Kontrollmaßnahmen 
stellen einen sinnvollen Maßnahmenansatz 
dar. Wie sich am Beispiel der 'Starenkästen' 
illustrieren läßt, kann mit Hilfe einer solchen, 
für alle Verkehrsteilnehmer erkennbaren Kon­
trollmaßnahme sowohl die Rate der Ge­
schwindigkeitsüberschreitungen als auch die 
Zahl der Unfälle gesenkt werden. Kommen 
solche Überwachungsgeräte an Unfall­
schwerpunkten zum Einsatz, so läßt sich 
hieraus ein großer Beitrag für die Verkehrs­
sicherheit ableiten, auch wenn die Effekte der 
'Starenkästen' (überwachungs) ortsgebunden 
sind. Aus den genannten Gründen empfiehlt 
sich insgesamt ein Einsatz sowohl sichtbarer 
als auch verdeckter Überwachungsmaßnah­
men. 

(6) Als effektive und effiziente Maßnahme hat 
sich die Verwendung von 'rotierenden 
Schwerpunktkontrollen' (MACHEMER et al. 
1995) erwiesen. Hierbei ist vorgesehen, das 
in einer Region zur Verfügung stehende 
Überwachungspersonal sowie die vorhande-

, nen Meßgeräte in einem begrenzten Raum zu 
konzentrieren. ln einem bestimmten Zeitraum 
wird dann zu nicht vorhersehbaren Zeiten und 
an unterschiedlichen Orten mit Anhaltekom­
mandos der Verkehr überwacht, so daß auf­
grund dieser massiven Präsenz die subjektive 
Entdeckungswahrscheinlichkeit erhöht wer­
den kann. Begleitet wurde auch diese Maß­
nahme von einer intensiven Öffentlichkeits­
arbeit. Dieser Überwachungsansatz zeigte 
deutliche Effekte im Zeitraum der Durchfüh­
rung und eine leichte Zunahme der Ge­
schwindigkeitsüberschreitungen in der Nach­
messungsphase. Zu beachten ist jedoch, daß 
die Erkenntnisse im ländlichen Raum gewon­
nen wurden und daß die Auswirkungen über 
längere Zeiträume nicht bekannt sind. 
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(7) ln Zusammenhang mit einer Steigerung der 
Effektivität und Effizienz der polizeilichen 
Überwachung wird seit einigen Jahren die 
Diskussion geführt, inwieweit den Kommunen 
und Kreisen die Möglichkeit zur selbständigen 
Durchführung von Geschwindigkeitskontrollen 
eingeräumt werden soll. Hierdurch könnte 
einerseits die Polizei entlastet und anderer­
seits eine höhere Überwachungsintensität 
gewährleistet werden. Zum Teil werden in 
einigen Bundesländern bereits seit einigen 
Jahren solche Überwachungsaufgaben auch 
von den Kommunen wahrgenommen. Die be­
richteten Erfolge der kommunalen Geschwin­
digkeitskontrollen scheinen durchaus für eine 
solche Form der Überwachung zu sprechen. 
Allerdings besteht hinsichtlich der Wirkung der 
kommunalen Überwachung des fließenden 
Verkehrs noch Forschungsbedarf, da bislang 
keine systematische Untersuchung zu dieser 
Thematik realisierte wurde. Insbesondere die 
Auswirkungen der Unterschiede zur polizeili­
chen Überwachung (zum Beispiel die feh­
lende Anhaltekompetenz seitens der Kommu­
nen) bedürfen noch einer empirischen Klä­
rung. 

(8) Wie die Literaturstudie zeigt, wird die automa­
tisierte Verkehrsüberwachung zukünftig an 
Bedeutung gewinnen. Die Vor- und Nachteile 
dieser Form der Überwachung wird in der 
Literatur kontrovers diskutiert. Unbestreitbar 
bedeutet wohl eine zunehmende Automatisie­
rung der Überwachung eine Senkung der 
Kosten bei gleichzeitiger Intensivierung der 
Kontrolltätigkeit Automatische Geschwindig­
keitsüberwachungen (bspw. 'Starenkästen') 
finden in Deutschland schon länger ihre An­
wendung. Inwiefern jedoch technologische 
Weiterentwicklungen (z. B. in Zusammenhang 
mit Telematik), die auch flächendeckende 
Kontrollen ermöglichen, noch die notwendige 
Akzeptanz seitens der Verkehrsteilnehmer 
finden, bedarf noch intensiver theoretischer 
wie empirischer Forschungsarbeit 

(9) Ob Verkehrsüberwachungsmaßnahmen zu 
einer Verhaltensänderung führen, ist jedoch 
nicht in alleiniger Abhängigkeit von der Straf­
furcht zu sehen. Sollen Überwachungsmaß­
nahmen auch präventiv wirken, so stellt die 
Akzeptanz geltender Verkehrsregeln eine 
notwendige Bedingung dar. Verkehrsregeln, 
die nicht die Zustimmung in der Bevölkerung 

finden, sind auch mittels intensiver Über­
wachungsmaßnahmen nicht durchsetzbar. ln 
gleicher Weise gilt auch, daß die Sanktionie­
rung in ihrer Härte und Durchführung für die 
Betroffenen nachvollziehbar sein muß, sollen 
spezialpräventive Effekte erzielt werden. Aus 
diesem Grund sollten bei jeder Maßnahme 
zwei Gesichtspunkte immer im Auge behalten 
werden: Erstens sollte trotz einer Bestrafung 
immer auch der Aspekt der Rehabilitation be­
dacht werden, und zweitens darf sich eine 
Maßnahme trotz eines 'Nachsichtigkeits­
aspektes' nicht als leere Drohung entpuppen. 

(1 0) Die meisten Verkehrsvergehen beziehen sich 
auf kleinere Übertretungen, die bei den 
Betroffenen als gewohnheitsmäßiges Fehl­
verhalten auftreten oder aber auch auf den 
jeweiligen Verkehrskontext zurückzuführen 
sind (bspw. 'Mitschwimmen im Verkehr'). So 
belegen CONNOLL VIABERG (1993) in einer 
Studie einen 'Ansteckungseffekt': Verkehrs­
teilnehmer orientieren sich in ihrem Ge­
schwindigkeitsverhalten an dem Fahrver­
halten der anderen Verkehrsteilnehmer, so 
daß es zu einem Geschwindigkeitsverhalten 
kommen kann, das die Betroffenen in einer 
Einzelsituation - also ohne den Einfluß 
anderer - nicht zeigen würden. Inwiefern 
einem solchen Effekt erfolgreich ent­
gegengetreten werden kann, sollte ebenfalls 
in den Fokus weiterer Forschung rücken. 

Insgesamt ist festzuhalten, daß repressive Über­
wachungsansätze die Rate der Verkehrsregelver­
letzungen senken können. Allerdings sind die er­
zielten Erfolge zumeist räumlich und zeitlich be­
grenzt. Anpassungen an Verkehrsregeln erfolgen 
lediglich unter dem Eindruck der Strafandrohung, 
eine dauerhafte Verhaltensän~erung tritt nicht ein. 
Vor diesem Hintergrund werden auch vereinzelt 
Strategien verfolgt, die auf einer Belohnung statt 
Bestrafung beruhen. Insgesamt weisen jedoch 
theoretisch erfolgreiche Belohnungsstrategien 
große Probleme in der Umsetzbarkeit auf. 

Ein anderer Weg kann darin gesehen werden, 
durch fahrzeugtechnische Lösungen die Möglich­
keit zu sicherheitsabträglichem Verhalten zu 
unterbinden. Zu diesem Lösungsansatz existieren 
schon einige Veröffentlichungen, die die Effekte auf 
die Verkehrssicherheit untersuchen (z.B. COLLIER 
et al. 1995, DINGUS et al. 1987, ESCOBEDO et al. 
1992, MARQUESNOAS 1995, MARQUES et al. 



1995, NASH 1989, STREFF/MOLNAR 1991, 
STREFF et al. 1994, WELLS/WILLIAMS 1993, 
WILLIAMS et al. 1989). So wird beispielsweise 
versucht, durch automatische Gurtsysteme das 
Angurtverhalten zu beeinflussen, oder im Bereich 
'Alkohol und Fahren' durch sogenannte 'Aicohol 
Interlock Programs', bei Alkoholdelinquenten das 
Starten des Motors mit Hilfe eines Atem­
alkoholmeßgerätes an den Alkoholisierungsgrad zu 
binden. 

Zusammenfassend gilt, daß nicht eine einzelne 
Maßnahme als ausschlaggebend für Verhal­
tensänderungen hervorzuheben ist. Vielmehr kann 
eine erfolgreiche Beeinflussung der Verkehrsteil­
nehmer in Richtung mehr Verkehrssicherheit nur 
über eine Vielzahl von Maßnahmen, nicht nur im 
Bereich der Verkehrsüberwachung, erzielt werden. 
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